
Amtliche Bekanntmachung der Gemeinde Issum 
 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Issum-Sevelen Nr. 25 –Am Büllenhof- 
 
 
Der Rat der Gemeinde Issum hat in seiner Sitzung am 04.12.2018 folgenden Be-
schluss gefasst: 
 
Der Bebauungsplan Issum-Sevelen Nr. 25 –Am Büllenhof- wird gemäß § 10 Bauge-
setzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NW) als Satzung und die Begründung zum Bebauungsplan vom 
08.11.2018 im Sinne von § 3 Abs. 2 BauGB (Entwurfsbegründung) gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB als Entscheidungsbegründung beschlossen. 
 
Erklärung gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht 
 
Der Satzungsbeschluss für die Aufstellung des Bebauungsplanes Issum-Sevelen Nr. 
25 –Am Büllenhof- wurde durch den Rat der Gemeinde Issum am 04.12.2018 ge-
fasst. 
 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 26.08.1999 
–GV.NRW 2023, zuletzt geändert durch VO vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741) be-
stätigt, dass der Wortlaut des Satzungsbeschlusses mit dem Beschluss des Rates 
der Gemeinde Issum vom 04.12.2018 übereinstimmt und dass verfahrensgemäß die 
Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung beachtet 
worden sind. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Satzungsbeschluss für die Aufstellung des Bebauungsplanes Issum-Sevelen Nr. 
25 –Am Büllenhof- vom 04.12.2018 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 3 und Abs. 4 des Baugesetzbuches 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Ein-
griffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des BauGB bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen (§ 215 BauGB). 
 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV 



NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung wird auf folgende Rechtsfolgen hinge-
wiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 

oder 
 

d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 

 
Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort im Rathaus der Gemein-
de Issum, Herrlichkeit 7-9, Zimmer 111 und 112 (Bauamt) an den Werktagen – mon-
tags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
sowie freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr – von jedermann eingesehen werden. Über 
den Inhalt des Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
Während dieser Zeit können die vorgenannten Unterlagen ebenfalls auf der Internet-
seite der Gemeinde Issum unter www.issum.de/Rathaus/Bekanntmachungen einge-
sehen werden. 
 

Issum, 05.12.2018 
Der Bürgermeister 
gez. 
Brüx 

http://www.issum.de/Rathaus/Bekanntmachungen
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Aufstellung

Der Rat der Gemeinde Issum hat in seiner Sitzung am ..............2018 den Beschluss

zur Aufstellung gefasst. Der Beschluss des Rates ist am ...............2018 ortsüblich

bekannt gemacht worden.

Auslegung

Der Rat der Gemeinde Issum hat in seiner Sitzung am ..................2018 den

Bebauungsplanentwurf mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung für die

Dauer eines Monats beschlossen.

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am ................2018 wurde der

Bebauungsplanentwurf mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom

................2018 bis einschließlich .......................2018 öffentlich ausgelegt und

gleichzeitig die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ..................2018 durchgeführt.

Issum, den ..................    Der Bürgermeister

.....................................

     Brüx

Bekanntmachung / In-Kraft-Treten

Der Beschluss des Rates der Gemeinde Issum vom ....................... wurde gemäß § 10

Abs. 3 BauGB am ........................... ortsüblich bekannt gemacht.

Die Satzung ist am ............................ in Kraft getreten.

Issum, den ...................    Der Bürgermeister

..........................................

     Brüx

Ausfertigung

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und Textlichen Festsetzungen

und Hinweisen, stimmt mit dem Satzungsbeschluss des Rates der Gemeinde Issum

vom ............................ überein.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Issum, den .............................    Der Bürgermeister

...........................................

     Brüx

Plangrundlage

Die Plangrundlage dieses Bebauungsplans stimmt mit dem amtlichen

Katasternachweis und der Örtlichkeit überein. Die geometrische Eindeutigkeit wird

bescheinigt.

Stand der Katasterkarte: ....................

Geldern, den ........................

ÖbVI Dipl.-Ing. Hubertus Kleinbielen ...........................................

 Kleinbielen 

Planerstellung

Moers, den ............................. .....................................

      Müller (S91244)

Büro für
Umweltplanung und -beratung    Projektentwicklung    Städtebau
Umweltverträglichkeitsstudien    Landschaftspflegerische Begleitplanung
Biotopmanagement    Gartenarchitektur    Freiraumplanung
Grünordnungsplanungen    Abgrabungen    Deponien
Gewässerplanung    Wasserwirtschaft

Dipl.-Ing. Wolfgang Kerstan      Dipl.-Ing. Gregor Stanislowski

Carl-Peschken-Straße 12     47441 Moers
Tel.: 02841 / 7905-0    Fax: 02841 / 7905-55
info@langegbr.de             www.langegbr.de

Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GbR

1. Festsetzungen (§ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaube-

triebe und Tankstellen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO entsprechend § 1

Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig.

2. Anzahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 6 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind maximal 2 Wohnungen je Einzelhaus und

maximal 1 Wohnung je Doppelhaushälfte zulässig.

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB

i.V.m. § 16 bis 20 BauNVO)

3.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA darf die Oberkante des Erdgeschossfußbodens

baulicher Anlagen nicht höher als 29,70 m ü. NHN und nicht tiefer als 29,40 m ü.

NHN liegen.

3.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA gilt als die Höhe der Oberkante baulicher

Anlagen - OK - das Maß von der Bezugsebene Normalhöhennull (NHN; DHHN

2016) bis zum oberen Abschluss des Daches (einschließlich Aufkantungen). Die

festgesetzte Höhe der Oberkante der baulichen Anlagen darf durch Kamine,

Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie und Lüftungsanlagen um bis zu 1,5 m

überschritten werden. Die jeweils zulässige Oberkante baulicher Anlagen ergibt

sich aus der Planzeichnung in Verbindung mit der jeweiligen überbaubaren

Grundstücksfläche.

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 19, 21a

und 23 BauNVO)

4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist ein Vortreten vor die Baugrenze um maximal

0,50 m für folgende Gebäudeteile zulässig, sofern die festgesetzte Straßenbe-

grenzungslinie nicht überschritten wird: Fassadengliederungen, Wintergärten,

Windfänge, Wandpfeiler, Fensterbänke, Erker, Schaukästen, Treppenanlagen,

Vordächer, überdachte oder unüberdachte Freisitze, Balkone, Beleuchtungs-

körper. Diese Regelung findet keine Anwendung, wenn sicherheits-/verkehrs-

technische Belange dem entgegenstehen.

5. Vertikale Gliederung von Baugebieten nach Geschossen (§ 9 Abs. 3 S. 2

BauGB i.V.m. § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO und § 1 Abs. 9 BauNVO)

5.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Wohnungen oder Wohnräume zum dauern-

den Aufenthalt in Kellergeschossen unzulässig.

6. Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB i.V.m. § 12

BauNVO)

6.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Garagen, Carports (=offene Garagen) und

Stellplätze oberirdisch innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücks-

flächen zulässig.

6.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA dürfen die über die Planstraße C (öffentliche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung Wohnweg) erschlossenen Bau-

grundstücke die Garagenzufahrten ausschließlich über diese Planstraße anlegen.

6.3 Im Allgemeinen Wohngebiet WA müssen Garagen und Carports einen Min-

destabstand von 5,0 m zur Straßenbegrenzungslinie der das jeweilige Baugrund-

stück erschließenden Erschließungsstraße einhalten.

7. Flächen für Nebenanlagen i.V.m. mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Flächen, die von

Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 i.V.m. Nr. 20 BauGB i.V.m.

§ 14 BauNVO und § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

7.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Nebenanlagen innerhalb und außerhalb der

überbaubaren Flächen, jedoch nicht in der umgrenzten Fläche, die von Bebauung

freizuhalten ist, zulässig.

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft i.V.m. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB)

8.1 In das Allgemeine Wohngebiet WA von außen hineinkragender Baumbestand ist

dauerhaft vor Beeinträchtigungen des Stamm-, Wurzel- und Kronentraufbereiches

zu schützen. Bodenauf-/ und Bodenabträge, Baustelleneinrichtungsflächen etc.

dürfen nicht näher als 2,5 m an den Stammfuß heranreichen. Es gilt das Nach-

barrechtsgesetz NRW.

Pflegeschnitte bzw. eine Aufastung der in die umgrenzte Fläche, die von Bebau-

ung freizuhalten ist, hineinragenden Kronentraufbereiche angrenzender, außer-

halb des Geltungsbereichs befindlicher Laubbäume sind nur nach Abstimmung

mit den betroffenen Flurstückeigentümern zulässig.

8.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind private Stellplätze, Zugänge, Wegeverbin-

dungen, Zufahrten und Grundflächen/Standplätze für Mülltonnen/Abfallgefäße nur

in wasserdurchlässigen Materialien wie z.B. Schotter-, Kies- oder Sandmaterialien,

Pflaster mit Rasenfuge oder Öko-Drainpflaster zulässig.

8.3 Innerhalb der Planstraße B (öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-

stimmung Wohnweg) ist an den in der Planzeichnung festgesetzten Stellen die

Anpflanzung von kleinkronigen Laubbäumen einer Art aus nachstehender Aus-

wahlliste innerhalb von mindestens 4 m² großen Baumscheiben oder Pflanzbeeten

vorzunehmen, dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall in der darauffolgenden

Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen. Die Pflanzung hat fachgerecht unter Be-

rücksichtigung der Einbringung entsprechenden Bodensubstrats sowie ausrei-

chender Belüftung/Regenwasserversickerung zu erfolgen. Die Bäume sind gegen

Überfahrung/Schäden im Wurzel-/Stammbereich zu schützen (z.B. Baumbügel

oder überfahrbare Baumscheiben). Es sind aus der Auswahlliste folgende Hoch-

stämme einer Art in der Qualität, 3x verpflanzt mit Drahtballierung, STU 18-20 cm

zu verwenden:

Feldahorn (Acer campestre `Elsrijk´)     Spitzahorn (Acer platanoides `Cleveland´)

Hainbuche (Carpinus betulus `Frans Fontaine´)     Apfeldorn (Crataegus carrierei)

Nicht fruchtende Wildbirne (Pyrus calleryana `Chanticleer´)

Die Pflanzbeete sind als Rasen/Wiese auszubilden oder mit Bodendeckern (Qua-

lität 2x verpflanzte Sträucher) der folgenden Arten dauerhaft zu begrünen:

Kriechspindel (Euonymus fortunei) Böschungsmyrte (Lonicera pileata)

Heckenmyrte (Lonicera nitida ´Maigrün´) Bodendecker-Rose (Rosa `Sommerwind´)

Zwerg-Spiere (Spirea decumbens) Niedrige Kranzspiere (Stephanandra incisa)

Kriechender Fingerstrauch (Potentilla `Goldteppich´) 

Balkan-Storchschnabel (Geranium macrorrhizum (auch in Sorten))

8.4 Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist der nicht überbaubare Freiflächenanteil von

mindestens 40 % mit natürlichen Elementen und Strukturen dauerhaft zu be-

grünen. Mindestens 15 % dieser Flächen sind mit standortgerechten und einhei-

mischen Sträuchern (auch Bäume II. Ordnung) zu bepflanzen. Für Vorgärten gel-

ten darüber hinaus die unter 9.1. dargelegten Festsetzungen.

Die folgende Auswahlliste führt geeignete Baum- und Straucharten für eine natur-

nahe Bepflanzung von Gärten auf. Obstbäume sind in der Qualität Hochstamm zu

pflanzen.

Feldahorn (Acer campestre) Hainbuche (Carpinus betulus) Hängebirke (Betula pendula)
Holzapfel (Malus sylvestris) Holzbirne (Pyrus pyraster)

Speierling (Sorbus domestica) Elsbeere (Sorbus torminalis)

Eberesche var. Essbare Eberesche (Sorbus aucuparia var. Edulis)

Kornelkirsche (Cornus mas) Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

Hasel (Corylus avellana) Weißdorn (Crataegus monogyna)

Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) Faulbaum (Rhamnus frangula)

Liguster (Ligustrum vulgare) Waldgeißblatt (Lonicera periclymenum)

Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) Schlehe (Prunus spinosa)

Hundsrose (Rosa canina) Salweide (Salix caprea)

Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus) Obst: Apfel, Birne, Kirsche, Mispel,

Pflaume, Quitte - alle Sorten

(auch regionaltypische)

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft i.V.m. Örtlichen Bauvorschriften (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und § 89 BauO NRW)

9.1 Vorgartenflächen (als Teil des Freiflächenanteils eines Baugrundstücks im Allge-

meinen Wohngebiet WA) sind gärtnerisch mindestens als Kombination bestehend

aus Rasen-/Wiesen-/Staudenflächen unter Verwendung einheimischer und stand-

ortgerechter Laubgehölze (Auswahlliste gemäß 8.4) zu gestalten und dauerhaft zu

erhalten. Standort- und Sortenauswahl sind auf die Platzverhältnisse abzustim-

men. Das Einbringen von Natursteinen z.B. in Form einzelner Findlinge oder

flächenmäßig begrenzter Kies-/ Schotterflächen als Standort für trockenheitslie-

bende Pflanzen auf max. 15 % der Vorgartenflächen ist zulässig. Das Einbringen

von Folien und Vliesmaterialien zur Bodenabdichtung ist unzulässig.

(Definition: Ein Vorgarten ist die Fläche zwischen der Straßenbegrenzungslinie der das Baugrund-

stück erschließenden Planstraße (öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Wohnweg) und der vorderen Bauflucht in der kompletten Breite des Baugrundstücks), i.d.R. 3 bis 5

m zu der erschließenden Planstraße, sofern kein dem Hauptgebäude vorgelagerter Wohngarten

besteht. Nicht zu Vorgartenflächen zählen die in Festsetzung 8.2 bezeichneten Anlagen.

WA

GRZ0,4

II

ED

1. Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete (WA)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 20 BauNVO

und § 9 Abs. 3 BauGB)

Grundflächenzahl 

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß:

Oberkante (OK) baulicher Anlagen maximal in m über NHN

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23

BauNVO)

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenzen überbaubare Flächen

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonde-

rer Zweckbestimmung

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung

Wohnweg (Planstraßen A-C)

öffentliche Parkfläche (gemäß Straßenausbauplanung)

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für die Abfallentsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Zweckbestimmung Abfall (Sammelstelle für Abfallgefäße am

Abfuhrtag)

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bin-

dungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a u. b BauGB)

Anpflanzen von Bäumen Erhaltung von Bäumen

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9

Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 25

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

2. Darstellungen ohne Normcharakter

 

Bemaßung Winkel

Grenze vorhandener Flurstücke und Flurstücksnummer

Höhenpunkte in m ü. NHN sonstige Vermaßungen

Baumstandorte im Geltungsbereich und in den Geltungsbereich hin-

einkragende Baumkronen mit Traufbereiche gemäß Vermessung

öffentliche Stellplätze mit Baumstandorten (gem. Ausbauplanung

08/2018)

Abfallsammelstelle (gem. Ausbauplanung 08/2018)

A - Mast (Rückbau)

Wendekreis (Radius 6 m); Wendeanlage gem. Bild 59 RASt 06

3. Hinweise

Sichtdreiecke (Anfahrt- und Annäherungssicht) bei 50 km/h

Sie sind von sichtbehindernden Anlagen jeglicher Art  sowie Aufwuchs

ab einer Höhe von 80 cm dauerhaft freizuhalten.

max. 38,20 m ü. NHN
OK baul. Anlagen

10.00

9

0

°

645

X

28.4

Wohnweg

R

6

.

0

0
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besteht. Nicht zu Vorgartenflächen zählen die in Festsetzung 8.2 bezeichneten Anlagen.

10. Höhenlage der Baugrundstücke (§ 9 Abs. 3 BauGB)

10.1Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist die Höhenlage der Baugrundstücke an die

Höhenlage der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-

stimmung Wohnweg (Planstraßen A-C) anzupassen. Die Ausbauhöhen sind bei

der Gemeinde Issum vor Baubeginn schriftlich zu erfragen.

11. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

11.1Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind zusammenhängende Hauseinheiten (Dop-

pelhäuser) und zusammenhängende Garagen/Carports mit identischer Höhenlage

der Gebäude, Dachform und Dachneigung auszuführen. Sie sind bei Fassaden-

und Dachflächen in Material und Farbe einander anzugleichen.

11.2Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind für Wohngebäude mit maximal zwei Voll-

geschossen Sattel-, Walm- oder Krüppelwalm-, Zelt- sowie Pultdächer mit einer

Dachneigung von 20° - 45° sowie Flachdächer mit einer Neigung kleiner gleich 10°

zulässig.

11.3Gauben sind im Allgemeinen Wohngebiet WA nur in einem bestimmten Verhältnis

(maximal 2/3 der jeweiligen Hausseite) zur Dachfläche zulässig. Der Mindestab-

stand zum Dachrand muss 1,50 m betragen.

11.4Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Wintergärten zulässig, sie müssen sich dem

Hauptbaukörper unterordnen und innerhalb der festgesetzten überbaubaren

Flächen liegen.

11.5Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind die Einfriedigungen der Vorgärten an der

Straßenbegrenzungslinie nur mittels Rasenkantensteinen zugelassen.

11.6Als Einfriedigungen der Hausgärten sind im Allgemeinen Wohngebiet WA aus-

schließlich geschnittene Hecken (im Endzustand max. 1,0 m breit und max. 2,0 m

hoch; möglich auch mit Unterbrechung durch Gabionen als gestalterisches Ele-

ment, dann aber nur auf einer Länge von maximal 3,0 m) aus Gehölzen gemäß

der beigefügten Pflanzliste, nach Bedarf auch in Verbindung mit einem auf der

Baugrundstückinnenseite positionierten maximal 1,60 m hohen Zaun zugelassen.

Wünschen beide Nachbarn eine Einfriedigung, dann sind die Hecken, nach Bedarf

auch in Verbindung mit einem maximal 1,60 m hohen Zaun, zwischen den Bau-

grundstücken auf der gemeinsamen Grundstücksgrenze ohne Einhaltung von Ab-

standsflächen nach dem Nachbarrechtsgesetz zu pflanzen/positionieren, soweit

beide Nachbarn hiermit einverstanden sind. Im Übrigen gilt das Nachbarrechts-

gesetz.

Hainbuche (Carpinus betulus) Feldahorn (Acer campestre)

Eingriff. Weißdorn (Crataegus monogyna) Gew. Liguster (Ligustrum vulgare)

Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) Buche (Fagus sylvatica)

11.7Im Allgemeinen Wohngebiet sind Mülltonnen/Abfallgefäße in Vorgärten nur zu-

lässig, wenn für den jeweiligen Standplatz ein ausreichender Sitzschutz durch Ab-

pflanzungen, Holzblenden und begrünte Rankgerüste oder durch feste Schränke

vorgesehen wird.

2. Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 BauGB)

(1) Der gesamte Geltungsbereich ist gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB gekennzeichnet

als Flächen, unter denen der Bergbau umgeht.

3. Hinweise

(1) Vor Beginn der Bauarbeiten ist der höchste zu berücksichtigende Grundwasser-

stand bei der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft (LINEG)

zu erfragen.

(2) Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde (etwa Ton-

scherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien o.ä.) ent-

deckt werden, ist nach §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW die Entdeckung

der Gemeinde oder dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle

Xanten, Augustusring 3 in 46509 Xanten, Tel. 02801 - 776290 anzuzeigen und

die Entdeckung drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.

(3) Auf die Bewertung der Erdbebengefährdung, die bei Planung und Bemessung

üblicher Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes

NRW mit DIN 4149:2005-04 "Bauten in deutschen Erdbebengebieten" zu berück-

sichtigen ist, wird hingewiesen. Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005

durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen

eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unter-

grundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nord-

rhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den

Technischen Baubestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf die

Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen. Das hier relevante

Planungsgebiet ist der Erdbebenzone 0 und der geologischen Untergrundklasse

T zuzuordnen. Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149 für üb-

liche Hochbauten der Bedeutungskategorien I und II keine besonderen Maß-

nahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden.

(4) Derzeit kann nicht ausgeschlossen werden, dass Kampfmittel im Boden vorhan-

den sind. Eine Überprüfung des Geltungsbereichs durch den Kampfmittelbe-

seitigungsdienst der Bezirksregierung Düsseldorf ist spätestens vor Baubeginn

durchzuführen. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort

einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle

unverzüglich zu verständigen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechani-

schen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc.,

wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall ist das Merkblatt für

Baugrundeingriffe der Bezirksregierung Düsseldorf zu beachten.

(5) Der Geltungsbereich befindet sich auf dem Erkundungsfeld „WeselGas“ der

Thyssen Vermögensverwaltung, über dem auf Steinkohle verliehenen

Bergwerksfeld „Alfred“ im Eigentum der RAG Aktiengesellschaft sowie über dem

Erlaubnisfeld „BarbaraGas“ der PVG GmbH Resources Services & Management.

(6) Es liegt ein Gutachten zur Boden- und Baugrunduntersuchung mit Stand

22.06.2018, Dipl.-Geol. Veronika Steinberg, Grefrath, i.S. einer orientierenden

Untersuchung mit der Empfehlung, auf Keller zu verzichten, vor. Details sind dem

Gutachten zu entnehmen. Sollten abweichend von der Empfehlung unterkellerte

Gebäude errichtet werden, sind die notwendigen Nachweise zur Gründung und

Schutzmaßnahmen infolge des geringen Grundwasserflurabstands im Zuge des

jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens durch den Bauherrn beizubringen. Für

jedes Baugrundstück/Gebäude wird eine eigene Baugrunderkundung empfohlen.

(7)

(8) Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohn-

weg (Planstraßen A-C) anfallende, gering belastete Niederschlagswasser wird

gemäß vorliegender Entwässerungsplanung gesammelt und über Regenwasser-

kanal abgeleitet.

Alle privaten Baugrundstücke im Allgemeinen Wohngebiet WA sollen gemäß

vorliegender Entwässerungsplanung (Stand 23.08.2018 Ingenieurbüro Stewe-

ring) sowohl einen Schmutzwasser- als auch Regenwasser-Grundstücksan-

schluss DN 150 erhalten. Eine Versickerung des Niederschlagswassers auf den

privaten Grundstücksflächen ist möglich, sofern die Vorgaben des Arbeitsblatts

DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von

Niederschlagswasser (Stand April 2005) berücksichtigt werden. Mögliche Auf-

lagen und Genehmigungen für die Versickerung von Niederschlagswasser sind

ortsspezifisch und mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Kleve abzu-

stimmen.

(9) Es wird darauf hingewiesen, dass für den Einbau von sekundären Baustoffen

(Aschen, Schlacken, aufbereiteten Bauschutt, RCL-Material, umgelagerte Böden

o.a.), auch unterhalb einer wasserundurchlässigen Abdeckung, zuvor eine

separate wasserrechtliche Erlaubnis des Kreises Kleve einzuholen ist.

(10) Außerhalb des Geltungsbereichs gelegene Bäume, die in die Planstraße A

(öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohnweg)

hineinragen, müssen hinsichtlich ihres Lichtraumprofils geprüft werden. Ggf.

erforderliche Kronenschnitte sind fachgerecht nach Abstimmung mit den

betroffenen Flurstückeigentümern vorzunehmen.

(11) Es gilt § 20 Abs. 4 LNatSchG NRW. Die Festsetzungen des Landschaftsplans

treten mit dem Inkrafttreten des B-Plans Nr. 25 der Gemeinde Issum außer Kraft,

soweit der nach § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zu beteiligende Träger der Land-

schaftsplanung nicht widersprochen hat. Eine Anpassung des Landschaftsplans

an die kommunale Bauleitplanung ist nach Mitteilung des Kreises Kleve nicht

erforderlich, da die Möglichkeit der Bebauung im Entwicklungsziel 6 erfasst ist.

(12) Zum Bebauungsplan Nr. 25 wurde kein Umweltbericht als Ergebnis der Um-

weltprüfung und keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erarbeitet. Unabhängig

davon sind die Umweltfolgen bezogen auf die Schutzgüter zusammenfassend in

der Begründung dargestellt. Es wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit

Der Bebauungsplan Nr. 25 der Gemeinde Issum ist auf Grundlage

Ø des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03. November 2017 (BGBl. I Nr. 72 vom

10.11.2017 S. 3634) Gl.-Nr.: 213-1

Ø der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-

verordnung - BauNVO) vom 21. November 2017 (BGBl. I Nr. 75 vom 29.11.2017

S. 3786), Gl.-Nr.: 213-1-2

Ø der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des

Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990

(BGBl. I 1991 S. 58 ... 04.05.2017 S. 1057) Gl.-Nr. 213-1-6

Ø der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO

NRW) - vom 21. Juli 2018 (GV NRW Nr. 19 vom 03.08.2018 S. 421), Gl.-Nr.: 232

GÜLTIG ab 01.01.2019

Ø des Wasserhaushaltsgesetzes - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts - WHG

- vom 31. Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2585; .... 18.07.2017 S.

2771), Gl.-Nr.: 753-1

Ø des Landeswassergesetzes - Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen -

LWG - vom 08. Juli 2016 (GV. NRW Nr. 22 vom 15.07.2016 S. 559; 15.11.2016 S.

934) Gl. Nr.: 77

Ø des Bundesnaturschutzgesetzes - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege

- BNatSchG - vom 29. Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2542 ...

15.09.2017 S. 3434) - Gl.-Nr.: 791-9

Ø des Landesnaturschutzgesetzes - Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-

Westfalen - LNatSchG NRW - vom 15. November 2016 (GV. NRW. Nr. 34 vom

24.11.2016 S. 934) Gl.-Nr.: 791

Ø der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Gemeindeordnung - GO

NRW) - vom 14. Juli 1994 (GV 1994 S. 666 ... 23.01.2018 S. 90) Gl.-Nr.: 2023

davon sind die Umweltfolgen bezogen auf die Schutzgüter zusammenfassend in

der Begründung dargestellt. Es wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit

folgendem Ergebnis erstellt: Der Planungsraum weist aufgrund seiner Siedlungs-

randlage und seinen anthropogen bedingten Störungen keine Habitatstrukturen

auf, die für planungsrelevante Tierarten einen geeigneten Lebensraum darstellen

können. Eine weitergehende artenschutzrechtliche Betrachtung der Stufe II ist

daher nicht notwendig. Eine Prüfung der Voraussetzungen einer Ausnahme nach

§ 45 Abs. 7 BNatSchG kann entfallen.

(13) Soweit in den textlichen Festsetzungen auf technische Regelwerke, Erlasse,

DIN-Normen, VDI-Richtlinien, Richtlinien anderer Art sowie sonstige Vorschriften

Bezug genommen wird, können diese bei der Gemeinde Issum, Rathaus, Fach-

bereich 2 - Planen, Bauen, Wohnen und Grünfläche, Herrlichkeit 7-9 in 47661

Issum, an jedem behördlichen Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen

werden.
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Textliche Festsetzungen, Kennzeich-
nungen und Hinweise 
 
1. Festsetzungen (§ 9 BauGB) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO) 

1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO nicht zulässig. 

2. Anzahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 6 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)  

2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind maximal 2 Wohnungen je Einzelhaus und maximal 
1 Wohnung je Doppelhaushälfte zulässig.  

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 
16 bis 20 BauNVO)  

3.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA darf die Oberkante des Erdgeschossfußbodens bauli-
cher Anlagen nicht höher als 29,70 m ü. NHN und nicht tiefer als 29,40 m ü. NHN liegen.  

3.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA gilt als die Höhe der Oberkante baulicher Anlagen – 
OK - das Maß von der Bezugsebene Normalhöhennull (NHN; DHHN 2016) bis zum obe-
ren Abschluss des Daches (einschließlich Aufkantungen). Die festgesetzte Höhe der 
Oberkante der baulichen Anlagen darf durch Kamine, Anlagen zur Gewinnung von So-
larenergie und Lüftungsanlagen um bis zu 1,5 m überschritten werden. Die jeweils zu-
lässige Oberkante baulicher Anlagen ergibt sich aus der Planzeichnung in Verbindung 
mit der jeweiligen überbaubaren Grundstücksfläche.  

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 19, 21a und 23 
BauNVO)  

4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist ein Vortreten vor die Baugrenze um maximal 0,50 m 
für folgende Gebäudeteile zulässig, sofern die festgesetzte Straßenbegrenzungslinie 
nicht überschritten wird: Fassadengliederungen, Wintergärten, Windfänge, Wandpfeiler, 
Fensterbänke, Erker, Schaukästen, Treppenanlagen, Vordächer, überdachte oder un-
überdachte Freisitze, Balkone, Beleuchtungskörper. Diese Regelung findet keine An-
wendung, wenn sicherheits-/verkehrstechnische Belange dem entgegenstehen. 

5. Vertikale Gliederung von Baugebieten nach Geschossen (§ 9 Abs. 3 S. 2 BauGB 
i.V.m. § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO und § 1 Abs. 9 BauNVO)  

5.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Wohnungen oder Wohnräume zum dauernden 
Aufenthalt in Kellergeschossen unzulässig.  

6. Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO)  

6.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Garagen, Carports (=offene Garagen) und Stell-
plätze oberirdisch innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 



zulässig.  

6.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA dürfen die über die Planstraße C (öffentliche Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung Wohnweg) erschlossenen Baugrundstücke die 
Garagenzufahrten ausschließlich über diese Planstraße anlegen.  

6.3 Im Allgemeinen Wohngebiet WA müssen Garagen und Carports einen Mindestabstand 
von 5,0 m zur Straßenbegrenzungslinie der das jeweilige Baugrundstück erschließen-
den Erschließungsstraße einhalten.  

7. Flächen für Nebenanlagen i.V.m. mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Flächen, die von Bebauung 
freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 i.V.m. Nr. 20 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO 
und § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

7.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Nebenanlagen innerhalb und außerhalb der über-
baubaren Flächen, jedoch nicht in der umgrenzten Fläche, die von Bebauung freizuhal-
ten ist, zulässig.  

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft i.V.m. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB) 

8.1 In das Allgemeine Wohngebiet WA von außen hineinkragender Baumbestand ist dauer-
haft vor Beeinträchtigungen des Stamm-, Wurzel- und Kronentraufbereiches zu schüt-
zen. Bodenauf-/ und Bodenabträge, Baustelleneinrichtungsflächen etc. dürfen nicht nä-
her als 2,5 m an den Stammfuß heranreichen. Es gilt das Nachbarrechtsgesetz NRW.  
Pflegeschnitte bzw. eine Aufastung der in die umgrenzte Fläche, die von Bebauung frei-
zuhalten ist, hineinragenden Kronentraufbereiche angrenzender, außerhalb des Gel-
tungsbereichs befindlicher Laubbäume sind nur nach Abstimmung mit den betroffenen 
Flurstückeigentümern zulässig. 

8.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind private Stellplätze, Zugänge, Wegeverbindungen, 
Zufahrten und Grundflächen/Standplätze für Mülltonnen/Abfallgefäße nur in wasser-
durchlässigen Materialien wie z.B. Schotter-, Kies- oder Sandmaterialien, Pflaster mit 
Rasenfuge oder Öko-Drainpflaster zulässig. 

8.3 Innerhalb der Planstraße B (öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Wohnweg) ist an den in der Planzeichnung festgesetzten Stellen die Anpflanzung von 
kleinkronigen Laubbäumen einer Art aus nachstehender Auswahlliste innerhalb von min-
destens 4 m² großen Baumscheiben oder Pflanzbeeten vorzunehmen, dauerhaft zu er-
halten und bei Ausfall in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen. Die 
Pflanzung hat fachgerecht unter Berücksichtigung der Einbringung entsprechenden Bo-
densubstrats sowie ausreichender Belüftung/Regenwasserversickerung zu erfolgen. 
Die Bäume sind gegen Überfahrung/Schäden im Wurzel-/Stammbereich zu schützen 
(z.B. Baumbügel oder überfahrbare Baumscheiben). Es sind aus der Auswahlliste fol-
gende Hochstämme einer Art in der Qualität, 3x verpflanzt mit Drahtballierung, STU 18-
20 cm zu verwenden: 

Feldahorn (Acer campestre `Elsrijk´)   Spitzahorn (Acer platanoides `Cleveland´)  
Hainbuche (Carpinus betulus `Frans Fontaine´) Apfeldorn (Crataegus carrierei)   
Nicht fruchtende Wildbirne (Pyrus calleryana `Chanticleer´) 

Die Pflanzbeete sind als Rasen/Wiese auszubilden oder mit Bodendeckern (Qualität 2x 
verpflanzte Sträucher) der folgenden Arten dauerhaft zu begrünen: 



Kriechspindel (Euonymus fortunei)   Böschungsmyrte (Lonicera pileata)  
Heckenmyrte (Lonicera nitida ´Maigrün´)  Bodendecker-Rose (Rosa `Sommerwind´)  
Zwerg-Spiere (Spirea decumbens)   Niedrige Kranzspiere (Stephanandra incisa)  
Kriechender Fingerstrauch (Potentilla `Goldteppich´)   
Balkan-Storchschnabel (Geranium macrorrhizum (auch in Sorten)) 

8.4 Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist der nicht überbaubare Freiflächenanteil von mindes-
tens 40 % mit natürlichen Elementen und Strukturen dauerhaft zu begrünen. Mindestens 
15 % dieser Flächen sind mit standortgerechten und einheimischen Sträuchern (auch 
Bäume II. Ordnung) zu bepflanzen. Für Vorgärten gelten darüber hinaus die unter 9.1. 
dargelegten Festsetzungen.  
Die folgende Auswahlliste führt geeignete Baum- und Straucharten für eine naturnahe 
Bepflanzung von Gärten auf. Obstbäume sind in der Qualität Hochstamm zu pflanzen. 
Feldahorn (Acer campestre) Hainbuche (Carpinus betulus) Hängebirke (Betula pendula) 
Holzapfel (Malus sylvestris) Holzbirne (Pyrus pyraster)   
Speierling (Sorbus domestica) Elsbeere (Sorbus torminalis)  
Eberesche var. Essbare Eberesche (Sorbus aucuparia var. Edulis) 

 
Kornelkirsche (Cornus mas)     Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
Hasel (Corylus avellana)     Weißdorn (Crataegus monogyna)  
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)   Faulbaum (Rhamnus frangula)  
Liguster (Ligustrum vulgare)     Waldgeißblatt (Lonicera periclymenum) 
Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)   Schlehe (Prunus spinosa)  
Hundsrose (Rosa canina)     Salweide (Salix caprea)  
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus)   Obst: Apfel, Birne, Kirsche, Mispel,  
        Pflaume, Quitte – alle Sorten  
        (auch regionaltypische) 

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft i.V.m. Örtlichen Bauvorschriften (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 
4 BauGB und § 89 BauO NRW) 

9.1 Vorgartenflächen (als Teil des Freiflächenanteils eines Baugrundstücks im Allgemeinen 
Wohngebiet WA) sind gärtnerisch mindestens als Kombination bestehend aus Rasen-
/Wiesen-/Staudenflächen unter Verwendung einheimischer und standortgerechter Laub-
gehölze (Auswahlliste gemäß 8.4) zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. Standort- und 
Sortenauswahl sind auf die Platzverhältnisse abzustimmen. Das Einbringen von Natur-
steinen z.B. in Form einzelner Findlinge oder flächenmäßig begrenzter Kies-/ Schotter-
flächen als Standort für trockenheitsliebende Pflanzen auf max. 15 % der Vorgartenflä-
chen ist zulässig. Das Einbringen von Folien und Vliesmaterialien zur Bodenabdichtung 
ist unzulässig. (Definition: Ein Vorgarten ist die Fläche zwischen der Straßenbegrenzungslinie der das 
Baugrundstück erschließenden Planstraße (öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
Wohnweg) und der vorderen Bauflucht in der kompletten Breite des Baugrundstücks), i.d.R. 3 bis 5 m zu 
der erschließenden Planstraße, sofern kein dem Hauptgebäude vorgelagerter Wohngarten besteht. Nicht 
zu Vorgartenflächen zählen die in Festsetzung 8.2 bezeichneten Anlagen.  

10. Höhenlage der Baugrundstücke (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

10.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist die Höhenlage der Baugrundstücke an die Höhen-
lage der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Wohnweg (Planstraßen A-C) anzupassen. Die Ausbauhöhen sind bei der Gemeinde 
Issum vor Baubeginn schriftlich zu erfragen.   

11. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)  

11.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind zusammenhängende Hauseinheiten 



(Doppelhäuser) und zusammenhängende Garagen/Carports mit identischer Höhenlage 
der Gebäude, Dachform und Dachneigung auszuführen. Sie sind bei Fassaden- und 
Dachflächen in Material und Farbe einander anzugleichen.  

11.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind für Wohngebäude mit maximal zwei Vollgeschos-
sen Sattel-, Walm- oder Krüppelwalm-, Zelt- sowie Pultdächer mit einer Dachneigung 
von 20° – 45° sowie Flachdächer mit einer Neigung kleiner gleich 10° zulässig.  

11.3 Gauben sind im Allgemeinen Wohngebiet WA nur in einem bestimmten Verhältnis (ma-
ximal 2/3 der jeweiligen Hausseite) zur Dachfläche zulässig. Der Mindestabstand zum 
Dachrand muss 1,50 m betragen. 

11.4 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Wintergärten zulässig, sie müssen sich dem 
Hauptbaukörper unterordnen und innerhalb der festgesetzten überbaubaren Flächen lie-
gen.  

11.5 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind die Einfriedigungen der Vorgärten an der Straßen-
begrenzungslinie nur mittels Rasenkantensteinen zugelassen.  

11.6 Als Einfriedigungen der Hausgärten sind im Allgemeinen Wohngebiet WA ausschließlich 
geschnittene Hecken (im Endzustand max. 1,0 m breit und max. 2,0 m hoch; möglich 
auch mit Unterbrechung durch Gabionen als gestalterisches Element, dann aber nur auf 
einer Länge von maximal 3,0 m) aus Gehölzen gemäß der beigefügten Pflanzliste, nach 
Bedarf auch in Verbindung mit einem auf der Baugrundstückinnenseite positionierten 
maximal 1,60 m hohen Zaun zugelassen.   
Wünschen beide Nachbarn eine Einfriedigung, dann sind die Hecken, nach Bedarf auch 
in Verbindung mit einem maximal 1,60 m hohen Zaun, zwischen den Baugrundstücken 
auf der gemeinsamen Grundstücksgrenze ohne Einhaltung von Abstandsflächen nach 
dem Nachbarrechtsgesetz zu pflanzen/positionieren, soweit beide Nachbarn hiermit ein-
verstanden sind. Im Übrigen gilt das Nachbarrechtsgesetz.  
Hainbuche (Carpinus betulus)     Feldahorn (Acer campestre)  
Eingriff. Weißdorn (Crataegus monogyna)   Gew. Liguster (Ligustrum vulgare)  
Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)   Buche (Fagus sylvatica) 

11.7 Im Allgemeinen Wohngebiet sind Mülltonnen/Abfallgefäße in Vorgärten nur zulässig, 
wenn für den jeweiligen Standplatz ein ausreichender Sitzschutz durch Abpflanzungen, 
Holzblenden und begrünte Rankgerüste oder durch feste Schränke vorgesehen wird.   

 

2. Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 BauGB) 
 
(1) Der gesamte Geltungsbereich ist gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB gekennzeichnet als 

Flächen, unter denen der Bergbau umgeht.  
 

3. Hinweise  
 
(1) Vor Beginn der Bauarbeiten ist der höchste zu berücksichtigende Grundwasserstand bei 

der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft (LINEG) zu erfragen.  
 
(2) Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde (etwa Tonscherben, Me-

tallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien o.ä.) entdeckt werden, ist nach 
§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW die Entdeckung der Gemeinde oder dem Rhei-
nischen Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Xanten, Augustusring 3 in 46509 Xan-
ten, Tel. 02801 - 776290 anzuzeigen und die Entdeckung drei Werktage in unverändertem 
Zustand zu erhalten.  

 



(3) Auf die Bewertung der Erdbebengefährdung, die bei Planung und Bemessung üblicher 
Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 
4149:2005-04 "Bauten in deutschen Erdbebengebieten" zu berücksichtigen ist, wird hin-
gewiesen. Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erd-
bebenzonen und geologischen Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der 
Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 
: 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt 
werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf 
die Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen. Das hier relevante Pla-
nungsgebiet ist der Erdbebenzone 0 und der geologischen Untergrundklasse T zuzuord-
nen. Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149 für übliche Hochbauten der 
Bedeutungskategorien I und II keine besonderen Maßnahmen hinsichtlich potenzieller 
Erdbebenwirkungen ergriffen werden. 

 
(4) Derzeit kann nicht ausgeschlossen werden, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. 

Eine Überprüfung des Geltungsbereichs durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst der 
Bezirksregierung Düsseldorf ist spätestens vor Baubeginn durchzuführen. Sofern Kampf-
mittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen und die zuständige Ord-
nungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. Erfolgen Erd-
arbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründun-
gen, Verbauarbeiten etc., wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall ist das 
Merkblatt für Baugrundeingriffe der Bezirksregierung Düsseldorf zu beachten.  

 
(5) Der Geltungsbereich befindet sich auf dem Erkundungsfeld „WeselGas“ der Thyssen Ver-

mögensverwaltung, über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Alfred“ im Ei-
gentum der RAG Aktiengesellschaft sowie über dem Erlaubnisfeld „BarbaraGas“ der PVG 
GmbH Resources Services & Management. 

 
(6) Es liegt ein Gutachten zur Boden- und Baugrunduntersuchung mit Stand 22.06.2018, 

Dipl.-Geol. Veronika Steinberg, Grefrath, i.S. einer orientierenden Untersuchung mit der 
Empfehlung, auf Keller zu verzichten, vor. Details sind dem Gutachten zu entnehmen. 
Sollten abweichend von der Empfehlung unterkellerte Gebäude errichtet werden, sind die 
notwendigen Nachweise zur Gründung und Schutzmaßnahmen infolge des geringen 
Grundwasserflurabstands im Zuge des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens durch 
den Bauherrn beizubringen. Für jedes Baugrundstück/Gebäude wird eine eigene Bau-
grunderkundung empfohlen. 

 
(7) Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohnweg 

(Planstraßen A-C) anfallende, gering belastete Niederschlagswasser wird gemäß vorlie-
gender Entwässerungsplanung gesammelt und über Regenwasserkanal abgeleitet.  
Alle privaten Baugrundstücke im Allgemeinen Wohngebiet WA sollen gemäß vorliegender 
Entwässerungsplanung (Stand 23.08.2018 Ingenieurbüro Stewering) sowohl einen 
Schmutzwasser- als auch Regenwasser-Grundstücksanschluss DN 150 erhalten. Eine 
Versickerung des Niederschlagswassers auf den privaten Grundstücksflächen ist mög-
lich, sofern die Vorgaben des Arbeitsblatts DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser (Stand April 2005) berücksichtigt 
werden. Mögliche Auflagen und Genehmigungen für die Versickerung von Niederschlags-
wasser sind ortsspezifisch und mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Kleve abzu-
stimmen.  

 
(8) Es wird darauf hingewiesen, dass für den Einbau von sekundären Baustoffen (Aschen, 

Schlacken, aufbereiteten Bauschutt, RCL-Material, umgelagerte Böden o.a.), auch unter-
halb einer wasserundurchlässigen Abdeckung, zuvor eine separate wasserrechtliche Er-
laubnis des Kreises Kleve einzuholen ist.  

 
(9) Außerhalb des Geltungsbereichs gelegene Bäume, die in die Planstraße A (öffentliche 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohnweg) hineinragen, müssen 



hinsichtlich ihres Lichtraumprofils geprüft werden. Ggf. erforderliche Kronenschnitte sind 
fachgerecht nach Abstimmung mit den betroffenen Flurstückeigentümern vorzunehmen.  

 
(10) Es gilt § 20 Abs. 4 LNatSchG NRW. Die Festsetzungen des Landschaftsplans treten mit 

dem Inkrafttreten des B-Plans Nr. 25 der Gemeinde Issum außer Kraft, soweit der nach 
§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zu beteiligende Träger der Landschaftsplanung nicht widerspro-
chen hat. Eine Anpassung des Landschaftsplans an die kommunale Bauleitplanung ist 
nach Mitteilung des Kreises Kleve nicht erforderlich, da die Möglichkeit der Bebauung im 
Entwicklungsziel 6 erfasst ist.   

 
(11) Zum Bebauungsplan Nr. 25 wurde kein Umweltbericht als Ergebnis der Umweltprüfung 

und keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erarbeitet. Unabhängig davon sind die Um-
weltfolgen bezogen auf die Schutzgüter zusammenfassend in der Begründung dargestellt. 
Es wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit folgendem Ergebnis erstellt: Der Pla-
nungsraum weist aufgrund seiner Siedlungsrandlage und seinen anthropogen bedingten 
Störungen keine Habitatstrukturen auf, die für planungsrelevante Tierarten einen geeig-
neten Lebensraum darstellen können. Eine weitergehende artenschutzrechtliche Betrach-
tung der Stufe II ist daher nicht notwendig. Eine Prüfung der Voraussetzungen einer Aus-
nahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG kann entfallen. 

 
(12) Soweit in den textlichen Festsetzungen auf technische Regelwerke, Erlasse, DIN-

Normen, VDI-Richtlinien, Richtlinien anderer Art sowie sonstige Vorschriften Bezug ge-
nommen wird, können diese bei der Gemeinde Issum, Rathaus, Fachbereich 2 – Planen, 
Bauen, Wohnen und Grünfläche, Herrlichkeit 7-9 in 47661 Issum, an jedem behördlichen 
Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen werden.  
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1 ALLGEMEINE PLANUNGSVORAUSSETZUNGEN  

1.1 Lage des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 25  

Mit dem Beschluss des Rates vom 20.06.2018 verfolgt die Gemeinde Issum das Ziel, im Orts-
teil Sevelen den Bebauungsplan Nr. 25 -Am Büllenhof- aufzustellen.  

Abbildung 1 Übersichtsplan – Lage o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Land NRW (2018)  
Datenlizenz Deutschland – Namensnennung – Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/by2.0) 

Der Geltungsbereich, der sich auf die Flurstücke 645 und 252 (tw. Wirtschaftsweg Am Büllen-
hof) in der Flur 10, Gemarkung Sevelen bezieht, befindet sich im Osten der bebauten Ortslage 
Sevelen, südlich der Rheurdter Straße mit Wohnbebauung, dem Pfarramt der Evangelischen 
Kirchengemeinde und dem unbebauten, derzeit noch ackerbaulich genutztem Flurstück 966. 
Östlich schließt ebenfalls Wohnbebauung sowie eine Mähwiese, südöstlich, südlich und süd-
westlich drei Hofanlagen mit zugehörigen Wohn- und Betriebsgebäuden, Gehölzen, Grünland-
flächen und Weiden an. Westlich des geschotterten Wirtschaftswegs Am Büllenhof befinden 
sich Wohngebäude, z.T. mit großen Gartenflächen, zahlreichen Garagen und Nebengebäu-
den.     

Das Flurstück 645 befindet sich im Eigentum der VOBA Wohnbau GmbH, das Flurstück 252 
(Teilabschnitt des Weges Am Büllenhof) liegt im Eigentum der Gemeinde Issum.  

 

Poschhof 

Büllenhof 
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Die Größe des Geltungsbereiches beträgt gemäß vorliegender Plangrundlage 12.369 m² (ge-
rundet; ca. 1,24 ha). Die detaillierte Abgrenzung ergibt sich aus dem beigefügten Übersichts-
plan (ohne Maßstab). 

Abbildung 2 Übersichtsplan Geltungsbereich (Bebauungsplangrundlage) o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Vermessung des ÖbVI Kleinbielen (Stand 11.06.2018) 

Der Geltungsbereich ist nach Norden über die Büllenstraße und den geschotterten Wirt-
schaftsweg Am Büllenhof an die Rheurdter Straße (L 478) angebunden. Nach Süden besteht 
eine Anbindung an die Aldekerker Straße (Gemeindestraße).  

Die nächstgelegenen Autobahnanschlüsse sind die Anschlussstellen Kempen und Kerken auf 
der BAB 40 (Venlo - Dortmund), die über die L 287 sowie L 362/B 9 zu erreichen sind, jeweils 
in ca. 12 km Entfernung.  

Die Entfernung zum westlich gelegenen Ortskern Sevelen mit privaten und öffentlichen Infra-
struktureinrichtungen sowie zu den am Ostrand Sevelens gelegenen Einzelhandelsreinrich-
tungen des täglichen Bedarfs (Discounter/Getränkemarkt) beträgt jeweils ca. 500 m (Luftlinie). 
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Die Anbindung des Plangebiets an den ÖPNV erfolgt über die Buslinien SB 30 (Schnellbus) 
Geldern- Sevelen – Kamp-Lintfort- Moers- Duisburg, Linie 31 Geldern - Issum- Sevelen – 
Rheurdt – Aldekerk und Linie 32 Geldern – Issum – Sevelen – Kamp-Lintfort – Moers. Zusätz-
lich stellt der Ortsbus mit der Linie SL 21 Issum – Vorst – Sevelen – Oermten – Holthuysen 
die Fernerschließung des Ortsteiles Sevelen sicher: Die nächst gelegenen Haltestellen befin-
den sich an der Rheurdter Straße am Markt (ca. 400 m Entfernung) und an den Einkaufsmärk-
ten (ca. 500 m Entfernung).      

1.2 Charakteristik des Plangebiets und seiner Umgebung  

Das Plangebiet, zwischen der Bebauung am geschotterten Wirtschaftsweg Am Büllenhof im 
Westen, einem zur angrenzenden Hofanlage Büllenhof zugehörigen Gehölz und Baumreihe 
im Süden, einer Mähwiese und Wohnhaus mit Garten im Osten sowie der Wohnbebauung mit 
Pfarramt der Evangelischen Kirchengemeinde und einer derzeit noch unbebauten Ackerfläche 
im Norden, befindet sich am Ostrand der Ortslage Sevelen.  

Das Gelände ist gemäß Angaben der vorliegenden Vermessung relativ eben. Im Westen weist 
der Wirtschaftsweg Am Büllenhof eine durchschnittliche Höhe von 29,10 m über (ü.) NHN 
(Normalhöhennull) auf, im Osten des Plangebiets ist eine Höhe von 28,8 m ü. NHN verzeich-
net. Im Norden zeigt die Vermessung im Übergang zur an das Plangebiet angrenzenden Be-
bauung eine Höhe von ca. 29,2 m ü. NHN, im Süden im Übergang zum Gehölz bzw. der an-
grenzenden Baumreihe eine Höhe von 28,5 m ü. NHN. Im Südwesten des Plangebiets liegt 
der niedrigste Punkt mit 28.2 m ü. NHN.     

Der Planbereich ist weitgehend ackerbaulich (im Sommer 2018 mit Mais bestanden) geprägt. 
Der Weg Am Büllenhof, der eine Verbindung zwischen Büllenstraße/Aldekerker Straße im Sü-
den und der Rheurdter Straße im Norden darstellt, weist eine Breite von knapp 5,5 m auf. Auf 
einem Abschnitt zwischen Rheurdter Straße und dem Wohngebäude Büllenstraße 39 (Eck-
grundstück) ist der Weg auf 3 m Breite geschottert und für Kfz befahrbar. Zufahrten bestehen 
zu den Grundstücken Büllenstraße 39 (Flurstück 586) und dem Grundstück Rheurdter Straße 
32 (Flurstück 676). Links und rechts des Schotterwegs bestehen unbefestigte Streifen, zur 
Bebauung hin als Rasen und zur Ackerfläche als Ackersaum ausgeprägt. Südlich der Zufahrt 
zum Gebäude Büllenstraße 39 ist die weitere Befahrbarkeit für Kfz durch drei Poller bis zur 
Aldekerker Straße unterbrochen, die Schotterung weist maximal noch eine Breite von etwa  50 
cm auf, bevor sich die Schotterung zur Büllenstraße wieder trichterartig aufweitet. Die beglei-
tenden unbefestigten Randstreifen weiten sich jeweils auf. Südlich des Wohngebäudes Bül-
lenstraße 39 befindet sich eine kleine dreieckige Wildblumenwiese. Im Norden zur Rheurdter 
Straße ist der Weg durch ein Baumtor aus Spitzahorn und Winterlinde gefasst. Nach Osten 
schließen sich auf der Rheurdter Straße weitere, in Pflanzbeeten positionierte ältere und jün-
gere Laubbäume an (zwei großkronige Silberlinden, ein Feldahorn und ein Spitzahorn).       

Die Bebauung im Westen und Norden sowie Osten des Plangebiets ist 1 ½- geschossig. Im 
Norden wird der Übergang des Plangebiets zu dem Freibereich des Pfarramts mittels Ma-
schendrahtzaun und vorgelagerten Sträuchern gebildet, wobei die Sträucher weitgehend im 
Plangebiet liegen. Zu der Bebauung Rheurdter Straße 40 besteht ebenfalls ein Maschendraht-
zaun, zur Bebauung Rheurdter Straße 38 Nebengebäude/Mauereinfassungen bzw. Holz-
zäune. Das noch unbebaute Flurstück 966 im Norden des Plangebiets ist ebenfalls ackerbau-
lich genutzt. Hier bestehen Pläne zur Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit acht Garagen 
an der Nordgrenze des Plangebiets.  
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Nach Osten hin ist der Garten des neu errichteten Wohngebäudes Rheurdter Straße 44b, das 
westlich der mit einer Birkenallee bestandenen Hofzufahrt zum Heysterhof gelegen ist und 
über diese erschlossen wird, zum Plangebiet hin mittels einer niedrigen Kirschlorbeerhecke 
eingefasst. An den Garten schließt sich nach Süden eine Mähwiese an. Die Ostgrenze des 
Plangebiets ist im Übergang zur Mähwiese vereinzelt mit Strauchinseln bestanden (Wildrosen/ 
Walnuss). Im Südosten grenzt Strauch- und Gebüschwerk der Hofanlage Heysterhof an. Hier 
befindet sich innerhalb des Plangebiets ein A-Mast zur Aufhängung eines Stromkabels mit 
Verbindung zum Wohngebäude der Hofanlage.  

Die Südgrenze des Plangebiets ist durch mehrere außerhalb stockende ältere Eichen, deren 
Kronentraufen z.T. bis zu 5,5 m in das Plangebiet hineinkragen und ältere Weißdorne, geprägt. 
Mehrere Jüngere Eichen und auch jüngere Bergahorne sind randlich im Geltungsbereich ge-
legen, von denen nur zwei aufgrund des entsprechenden Stammumfangs in der Vermessung 
dokumentiert sind. Südlich der Eichen schließt sich Grünland des Büllenhofs an. Durch eine 
Zaunanlage vom Grünland des Büllenhofs getrennt, erstreckt sich bis zur Einmündung der 
Büllenstraße ein kleines Ahorngehölz mit Efeuunterwuchs. Das Gehölz wird durch die von der 
Aldekerker Straße abzweigende Zufahrt zum Büllenhof sowie einer oberirdischen Telefonlei-
tung unterbrochen. Im Anschluss an das Gehölz erstreckt sich bis zur Straßeneinmündung 
Büllenstraße/Aldekerker Straße eine schmale Grünfläche, die mit Sitzbänken bestanden ist 
sowie eine gesonderte Wegeverbindung aufweist. 

Abbildung 3 Luftbild mit Umgebung o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Land NRW (2018)  
Datenlizenz Deutschland – Namensnennung – Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/by2.0) 

 

Wohnhaus mit 
Garten 
Rest Mähwiese 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 25 -Am Büllenhof- der Gemeinde Issum -Städtebaulicher Teil - 

Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GbR 5

Das weitere südliche Umfeld des Plangebiets ist durch die bereits genannten Hofanlagen 
Büllenhof und Heysterhof mit entsprechenden Wohn- und Hofgebäuden, angrenzenden Grün-
land- und Ackerflächen geprägt. Der Heysterhof wird nur noch zu Wohnzwecken genutzt, auf 
dem Büllenhof werden 30 Kühe und Kälber gehalten. Im Südosten des Plangebiets befindet 
sich eine weitere Hofanlage (Poschhof). Hier besteht eine Gänsehaltung.  

Vom Geltungsbereich aus bestehen Sichtbeziehungen zu südöstlich gelegenen Windenergie-
anlagen (ca. 1,3 km Entfernung).  

1.3 Ziele und Zwecke der Planung 

Planungsziel der Gemeinde Issum für den Bebauungsplan Nr. 25 ist die Entwicklung von 
Wohnbaugrundstücken zur Schaffung von Wohnraum für junge Familien. Die Nachfrage nach 
bezahlbaren Baugrundstücken ist in der Gemeinde Issum hoch. Bei der Gemeindeverwaltung 
liegen derzeit zahlreiche Anfragen vor. In der Gemeinde Issum stellt das projektierte Baugebiet 
Am Büllenhof derzeit die einzige Möglichkeit zur Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken 
dar.   

Im Plangebiet soll eine für den Ortsrand von Sevelen typische Bebauung mit Einzel- und Dop-
pelhäusern auf maximal 18 Baugrundstücken bei Einfamilienhaus-Bebauung (EFH) und ma-
ximal 23 Baugrundstücken bei Berücksichtigung von bereichsweise Doppelhäusern entste-
hen.  

Möglichkeiten der Innenentwicklung bestehen für den Ortsteil Sevelen nicht.  

Ursprünglich war neben der Entwicklung des Flurstücks 645 (Flur 10, Gemarkung Sevelen) 
auch die Entwicklung weiterer, dem Heysterhof vorgelagerter Flächen (Mähwiese, Hofzufahrt 
mit Birkenallee) geplant (Teile des Flurstück 961 und 966 der Flur 10, Gemarkung Sevelen). 
Diese Flächen stehen jedoch kurzfristig für eine Entwicklung nicht zur Verfügung. Im Zuge der 
vorliegenden Planung ist jedoch eine spätere Erschließung dieser Flächen zu berücksichtigen.  

Zur Erschließung des Baugebiets ist der Wirtschaftsweg Am Büllenhof zu ertüchtigen und aus-
zubauen.    

Die Erschließung soll durch die VOBA Wohnbau GmbH und die Vermarktung durch die VOBA 
Immobilien eG realisiert werden.  

1.4 Rechtsgrundlagen und Verfahren  

Der Bebauungsplan Nr. 25 der Gemeinde Issum ist nach § 13 b BauGB „Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“ auf Grundlage  

 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03. November 2017 (BGBl. I Nr. 72 vom 10.11.2017 
S. 3634) Gl.-Nr.: 213-1  

 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) vom 21. November 2017 (BGBl. I Nr. 75 vom 29.11.2017 S. 3786), Gl.-Nr.: 213-
1-2 

 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 
S. 58…. 04.05.2017 S. 1057) Gl.-Nr. 213-1-6  
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 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) – 
vom 21. Juli 2018 (GV NRW Nr. 19 vom 03.08.2018 S.421), Gl.-Nr.: 232; GÜLTIG ab 
01.01.2019 

 des Wasserhaushaltsgesetzes - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts - WHG - vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2585; .... 18.07.2017 S. 2771), Gl.-Nr.: 753-1 

 des Landeswassergesetzes - Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen - LWG - vom 
08. Juli 2016 (GV. NRW Nr. 22 vom 15.07.2016 S. 559; 15.11.2016 S. 934) Gl. Nr.: 77 

 des Bundesnaturschutzgesetzes - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - 
BNatSchG - vom 29. Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2542 ... 15.09.2017 S. 
3434) - Gl.-Nr.: 791-9  

 des Landesnaturschutzgesetzes - Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein- Westfalen 
- LNatSchG NRW - vom 15. November 2016 (GV. NRW. Nr. 34 vom 24.11.2016 S. 934) 
Gl.-Nr.: 791 

 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Gemeindeordnung - GO NRW) 
vom 14. Juli 1994 (GV. 1994 S. 666 …… 23.01.2018 S. 90) Gl.-Nr.: 2023 

erarbeitet worden.  

Nach § 13b BauGB gilt bis zum 31. Dezember 2019 § 13a BauGB entsprechend für Bebau-
ungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 BauGB von weniger als 
10.000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet 
wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen. Das Verfahren zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans nach Satz 1 kann nur bis zum 31. Dezember 2019 förmlich 
eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB  ist bis zum 31. Dezember 
2021 zu fassen. 

Für Bebauungspläne nach § 13b BauGB gelten die § 13a Abs. 2 und 3 BauGB i.V.m. § 13 
BauGB analog.  

Ein Bebauungsplan nach § 13b BauGB darf analog § 13a Abs. 2 BauGB im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden, wenn gemäß § 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB 
in ihm eine zulässige Grundfläche i.S. des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grund-
fläche festgesetzt wird, von insgesamt weniger als 10.000 m², wobei die Grundflächen mehre-
rer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang aufgestellt werden, mitzurechnen sind.  

Für den vorliegenden Bebauungsplan wird aufgrund der Größe des geplanten Baugebiets (All-
gemeine Wohngebiete 10.167 m²; ohne Berücksichtigung der Erschließungsanlagen) o.g. zu-
lässige Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO1 deutlich unterschritten (maximale Versiege-
lung aufgrund der festgesetzten GRZ von 0,4 rund 4.067 m²). Selbst unter Zugrundelegung 
der weiteren zulässigen Versiegelung bis 0,6 für die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anla-
gen (= rund 2.034 m² zusätzlich) wird der Schwellenwert von 10.000 m² mit 6.101 m² deutlich 
unterschritten. Weitere Bebauungspläne mit dem gleichen Ziel Schaffung von Wohnnutzungen 
in der Gemeinde Issum befinden sich derzeit nicht in Aufstellung.  

                                                
1 Wie in § 13a Abs. 1 S. 2 BauGB ist mit Grundfläche hier die Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO gemeint. Die Überschreitungs-

möglichkeit des § 19 Abs. 4 BauNVO kommt analog der Vorgehensweise bei § 13a Abs. 2 S. 1 BauGB nicht zum Tragen, da es an einer 
Bezugnahme auf § 19 Abs. 4 BauNVO fehlt.   
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Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen, wenn 
durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder begründet wird, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.   
Durch den Bebauungsplan Nr. 25 wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum UVPG oder nach Lan-
desrecht unterliegen, vorbereitet oder begründet.  

Das beschleunigte Verfahren ist nach § 13  Abs. 1 Nr. 2 BauGB auch ausgeschlossen, wenn 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genann-
ten Schutzgüter bestehen.  
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 
b BauGB genannten Schutzgüter (hier: Erhaltungsziele und der Schutzzweck der NATURA 
2000-Gebiete i.S. des BNatSchG). Das nächste gelegene NATURA 2000-Gebiet (FFH-Gebiet 
DE-4404-301, Fleuthkuhlen) befindet sich ca. 1,6 km nördlich von Sevelen und damit in aus-
reichender Entfernung. Das nächst gelegenen Vogelschutzgebiet DE-4203-401 VSG Linker 
Niederrhein befindet sich nordwestlich von Sevelen in ca. 15 km Entfernung.  

Schließlich ist das beschleunigte Verfahren nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 BauGB nicht anzuwenden, 
wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begren-
zung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zu beachten sind.  
Eine Betroffenheit ist nach Auskunft der Bezirksregierung Düsseldorf vom 03.07.2018 nicht 
der Fall. Der betroffene Geltungsbereich wird durch keine Abstandsempfehlung von Betriebs-
bereichen nach Störfall-Verordnung tangiert. Es besteht somit für diesen Bebauungsplan keine 
Relevanz im Hinblick auf § 50 BImSchG bzw. Art. 13 der Seveso-III-Richtlinie. 

Im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 2 BauGB  

1. gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB 
entsprechend;  

2. kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch 
aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flä-
chennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen;  

3. soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastruk-
turvorhaben in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden;  

4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der pla-
nerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  

Die Ziffer 1 bis 4 gelten analog für B-Pläne nach § 13b BauGB.  

Weiterhin ist nach § 13 a Abs. 3 BauGB bei Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleu-
nigten Verfahren ortsüblich bekannt zu machen,  

1. dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 aufgestellt werden soll, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 
einschließlich der hierfür wesentlichen Gründe, und  
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2. wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb 
einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann, sofern keine frühzeitige Unterrichtung 
und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 stattfindet.  

Die Bekanntmachung nach Satz 1 kann mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 2 Abs. 1 
Satz 2 verbunden werden. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 erfolgt die Bekanntma-
chung nach Satz 1 nach Abschluss der Vorprüfung des Einzelfalls. 

Nach § 13 Abs. 2 BauGB kann im vereinfachten Verfahren  

1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
abgesehen werden,  

2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener 
Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt wer-
den,  

3. den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.  

Wird nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BauGB die betroffene Öffentlichkeit beteiligt, gilt die Hinweis-
pflicht des § 3 Abs. 2 S. 2 HS 2 BauGB entsprechend.  

Die obigen Ausführungen gelten analog für B-Pläne nach § 13b BauGB. 

Zum Bebauungsplan Nr. 25 der Gemeinde Issum wurde kein Umweltbericht als Ergebnis der 
Umweltprüfung und keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erarbeitet. Unabhängig davon sind 
die Umweltfolgen bezogen auf die Schutzgüter zusammenfassend in Kapitel 4.2.6 dargestellt. 
Es wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (vgl. Kapitel 6) erstellt.  

Soweit in den textlichen Festsetzungen auf technische Regelwerke, Erlasse, DIN-Normen, 
VDI-Richtlinien, Richtlinien anderer Art sowie sonstige Vorschriften Bezug genommen wird, 
können diese bei der Gemeinde Issum, Rathaus, Fachbereich 2 – Planen, Bauen, Wohnen 
und Grünfläche, Herrlichkeit 7-9 in 47661 Issum, an jedem behördlichen Arbeitstag während 
der Dienststunden eingesehen werden.  

1.5 Plangrundlage zum Bebauungsplan 

Für den Bebauungsplan Nr. 25 der Gemeinde Issum wurde eine aktuelle Plangrundlage durch 
einen Öffentlich bestellten Vermesser im Koordinatensystem UTM_32N8 erstellt. Die angege-
benen Höhen beziehen sich auf das DHHN 2016 und sind entsprechend in m über (ü.) NHN 
benannt. Für die Bearbeitung des B-Plans wurde die Plangrundlage im Koordinatensystem 
UTM_32N6 übertragen, um eine Vereinbarkeit mit den zugeladenen Daten der ABK-Daten  
und Luftbild (Quelle: Land NRW (2018) Datenlizenz Deutschland – Namensnennung – Version 2.0 

(www.govdata.de/dl-de/by2.0) zu erreichen.  
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2 PLANERISCHE VORGABEN UND SONSTIGE PLANUNGSRELEVANTE 
INFORMATIONEN 

2.1 Landesplanung 

Im LEP NRW (Stand 14.12.2016, Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes 
NRW am 25.01.2017) ist die Gemeinde Issum mit dem Hauptort als Grundzentrum festgelegt. Für 
den Ortsteil Sevelen ist nachrichtlich Siedlungsraum dargestellt, der innerhalb von Freiraum gele-
gen ist.    

Ziel 2-1 Zentralörtliche Gliederung des Kapitels Räumliche Struktur des Landes  
Die räumliche Entwicklung im Landesgebiet ist auf das bestehende, funktional gegliederte System 
Zentraler Orte auszurichten.  

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum  
Als Grundlage für eine nachhaltige, umweltgerechte und den siedlungsstrukturellen Erfordernissen 
Rechnung tragende Entwicklung der Raumnutzung ist das Land in Gebiete zu unterteilen, die vor-
rangig Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) oder vorrangig Freiraumfunktionen (Freiraum) erfüllen 
oder erfüllen werden.  
Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden vollzieht sich innerhalb der regionalplanerisch festgeleg-
ten Siedlungsbereiche.   
Unberührt von Satz 2 kann sich in den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum gelegenen Orts-
teilen eine Siedlungsentwicklung vollziehen; die Siedlungsentwicklung in diesen Ortsteilen ist unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse der Landschaftsentwicklung und des Erhalts der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche auf den Bedarf der ansässigen Bevölkerung und vorhandener Betriebe auszu-
richten. 

Abbildung 4 Auszug aus dem LEP NRW o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: www.wirtschaft.nrw/landesplanung 
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Gemäß 6.1-1 Ziel Flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung ist die Sied-
lungsentwicklung flächensparend und bedarfsgerecht an der Bevölkerungsentwicklung, der 
Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und 
kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentialen auszurichten. Die Regionalplanung legt be-
darfsgerecht Allgemeine Siedlungsbereiche und Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut-
zungen fest.   
Sofern im Regionalplan bereits bedarfsgerecht Siedlungsraum dargestellt ist, darf Freiraum für 
die regionalplanerische Festlegung neuen Siedlungsraums in Anspruch genommen werden, 
wenn zugleich an anderer Stelle ein gleichwertiger, bisher planerisch für Siedlungszwecke 
vorgesehener Bereich im Regionalplan wieder als Freiraum festgelegt oder eine gleichwertige 
Baufläche im Flächennutzungsplan in eine Freifläche umgewandelt wird (Flächentausch). …. 

Unter 6.1-6 ist der Grundsatz Vorrang der Innenentwicklung benannt. Planungen und Maß-
nahmen der Innenentwicklung haben Vorrang vor der Inanspruchnahme von Flächen im Au-
ßenbereich. Die gezielte Erhaltung und Neuschaffung von Freiflächen im Innenbereich aus 
städtebaulichen Gründen ist hiervon unbenommen. 

Im Rahmen des Entfesselungspaketes II hat das Landeskabinett am 19. Dezember 2017 beschlos-
sen, ein Änderungsverfahren für den Landesentwicklungsplan NRW einzuleiten. Am 17. April 2018 
hat das Landeskabinett die Einleitung des Änderungsverfahrens beschlossen. Vom 07.05. bis zum 
15.07.2018 hat ein Beteiligungsverfahren für die Öffentlichkeit und die Planungsbehörden stattge-
funden. Die Stellungnahmen werden derzeit ausgewertet. Sie fließen in die endgültige Version 
des geänderten Landesentwicklungsplans ein. In Aufstellung befindliche Ziele der Raumord-
nung sind gemäß § 3 Abs. Nr. 4 ROG sonstige Erfordernisse der Raumordnung, die in Abwä-
gungs- und Ermessungsentscheidungen im Zuge der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind.  

Da der Ortsteil Sevelen als Siedlungsraum dargestellt ist, haben die Änderungen keine Auswirkun-
gen auf die vorliegende Planung.   

2.2 Regionalplanung und Landesplanerische Abstimmung 

Der geltende Regionalplan Düsseldorf (Inkrafttreten des Regionalplans Düsseldorf (RPD) gemäß 
der Bekanntmachung vom 13.04.2018) stellt den Geltungsbereich am Ostrand von Sevelen als 
Teil des Allgemeinen Siedlungsbereichs im Übergang zum Allgemeinen Freiraum- und Agrar-
bereich dar. In der Beikarte 3B ist Sevelen als Zentralörtlich bedeutsamer Allgemeiner Sied-
lungsbereich (ZASB) benannt.  

Folgende textliche Ziele (Z) und Grundsätze (G) sind von Relevanz. 

Nach Kapitel 2.3.1 Klimaschutz und Klimaanpassung G1 soll den räumlichen Erfordernissen des 
Klimawandels bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen Rechnung getragen werden, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen. 

In Kapitel 2.3.2 Klimaökologische Ausgleichsräume soll nach G1 zur Erhaltung und zur Verbesse-

rung luft‐ und klimahygienischer Verhältnisse die Funktionsfähigkeit raumbedeutsamer klimaökolo-
gischer Ausgleichsräume gesichert werden. Dabei sollen in Ventilationsschneisen und Luftaus-
tauschgebieten keine Barrierewirkungen zu den Siedlungsbereichen entstehen. 

Gemäß Kapitel 3.1.1 Siedlungsbereiche entwickeln, Freiraum schützen Z1 haben die Kommunen 
bei der Bauleitplanung zu gewährleisten, dass die Siedlungsentwicklung innerhalb des Siedlungs-
raumes stattfindet. In den zeichnerisch nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen ist die 
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städtebauliche Entwicklung auf den Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung und Betriebe auszu-
richten. Zur Sicherung der städtebaulichen Ordnung und für eine örtlich bedingte angemessene 
Entwicklung – insbesondere für Ortsteile, die für andere, noch kleinere Ortsteile Versorgungsfunk-
tion übernehmen, kann es erforderlich sein, entsprechende Bauleitpläne aufzustellen 

Gemäß Kapitel 3.1.2 Z1 Verantwortungsvolle Flächeninanspruchnahme muss die kommunale 
Baulandentwicklung bedarfsgerecht erfolgen. Nach Z2 muss die kommunale Baulandentwicklung 
nach folgenden zeitlichen und räumlichen Kriterien durchgeführt werden, um die landesplane-
rischen Vorgaben „Vorrang der Innenentwicklung“ und „Flächensparende Siedlungsentwick-
lung“ im Planungsgebiet zu verwirklichen. 

 Innen- vor Außenentwicklung: Innenpotentiale befinden sich innerhalb der Siedlungsbe-
reiche 
Zu diesen Innenpotentialen zählen geeignete Brachflächen, Baulücken und im Bebau-
ungsplan als Baugebiete gesicherte Flächenreserven, die bereits erschlossen sind. Au-
ßenpotential sind alle bauleitplanerisch gesicherten Flächenreserven, die nicht Innenpo-
tentiale sind. Innenpotentiale sind vor Außenpotentialen zu entwickeln. Wenn die Innen-
potentiale in den Kommunen nicht ausreichen, eine bedarfsgerechte lokale Siedlungs-
entwicklung zu gewährleisten, sind Außenpotentiale für die Siedlungsentwicklung zu nut-
zen. Außenpotentiale können auch vorher entwickelt werden, wenn dies zur Ergänzung 
eines qualitativen Flächenangebotes zur Wohnraumdeckung in der Kommune notwen-
dig ist.  
Bietet diese Option der Außenentwicklung ebenfalls nicht genügend Reserven, können 
Siedlungspotentiale (im Regionalplan dargestellte, aber bisher nicht durch den Flächen-
nutzungsplan in Anspruch genommene Siedlungsbereiche) durch Bauleitplanung entwi-
ckelt werden. 

 Flächentausch: 
Ein Flächentausch ist möglich, wenn ein Außenpotential nicht verfügbar oder nicht mehr 
umsetzbar ist. Ein Flächentausch ist der Verzicht auf die bauleitplanerische Sicherung 
von diesen nicht mehr benötigten Außenpotentialen im Gegenzug zu einer Neudarstel-
lung einer Baufläche im FNP. Im Ausnahmefall kann im Rahmen des Flächentausches 
auch die Umwandlung eines Innenpotentiales zu einer Freifläche erfolgen, wenn es zur 
klimaökologischen oder immissionsschutzrechtlichen Verbesserung beiträgt oder andere 
zwingende naturschutzfachliche Gründe für die Offenhaltung der Fläche vorliegen.  

 Flächenrücknahme: 
Bestehen in den Bauleitplänen Reserven für eine Siedlungsentwicklung, die den Bedarf 

deutlich (siehe Tabelle 3.1.2.2 Kommunen mit **Kennzeichnung) über ‐ steigen, sind Re-

serven durch Bauleitplanänderung nicht mehr als Bauflächen oder ‐ gebiete in Bauleitplä-
nen darzustellen und somit dem Freiraum zuzuführen. Hierzu sind solche Außenpotenti-
ale, die am Rande der Siedlungsbereiche im Übergang zum Freiraum liegen ebenso wie 
den Eigenbedarf übersteigende Flächenreserven in den nicht dargestellten Ortsteilen her-
anzuziehen. Ausnahmsweise lassen sich auch Innenpotentiale zu einer Freifläche um-
wandeln, wenn es zur klimaökologischen oder immissionsschutzrechtlichen Verbesse-
rung beiträgt oder andere zwingende naturschutzfachliche Gründe für die Offenhaltung 
der Fläche vorliegen. Für alle Umplanungen gilt, dass eine Rücknahme nur durchzuführen 
ist, wenn keine Entschädigungsansprüche nach BauGB ausgelöst werden.  
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Gemäß Tabelle 3.1.2.2 Bedarf und Entwicklungspotentiale in den Kommunen der Planungs-
region für WOHNEN ist für die Gemeinde Issum ein Bedarf an Wohneinheiten (WE) von 450 
und Entwicklungspotentiale (Planerisch gesicherte Reserven in WE) von 500 dargestellt.  

Abbildung 5 Auszug aus dem Regionalplan Düsseldorf (RPD 2018) o.M.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/pdf_rpd_aufstellung_122017/Anlage-1/graphische-Darstel-
lung/RPD_ZD_Blatt11.pdf 

Gemäß Kapitel 3.2.1 Nachhaltiges Wachsen in den Allgemeinen Siedlungsbereichen Grund-
satz G1 soll Bauland vorrangig in den „zentralörtlich bedeutsamen“ ASB (ZASB) (siehe Bei-
karte 3B – Zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche) entwickelt werden. Ins-
gesamt sollen dort die Schwerpunkte der städtebaulichen Entwicklung liegen.  

2.3 Flächennutzungsplan der Gemeinde Issum 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Issum aus 2006 stellt den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 25 als Wohnbauflächen dar. Im Westen schließen Gemischte 
Bauflächen, im Norden Wohnbauflächen mit Gemeinbedarfsflächen Kirche und kirchlichen 
Zwecken dienende Einrichtungen, im Osten Wohnbauflächen und im Süden Flächen für die 
Landwirtschaft an.   
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Abbildung 6 Auszug FNP Issum o.M.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Gemeinde Issum  

2.4 Bebauungspläne und Baurecht 

Für den Geltungsbereich besteht derzeit kein verbindliches Baurecht. Der Planbereich ist ent-
sprechend derzeit nach § 35 BauGB zu beurteilen.  

Abbildung 7 Bebauungspläne in der Umgebung o.M.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: www.geoportal-niederhein.de 
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Im Umgebungsbereich bestehen gemäß der obigen Abbildung folgende rechtskräftige Bebau-
ungspläne: 

 Bebauungsplan Nr. 5 Dammweg/Feldweg (Rechtskraft 1979, Reines Wohngebiet) und 1. 
Änderung  

 Bebauungsplan Sevelen Nr. 20 Gewerbegebiet Rheurdter Straße (Rechtskraft 1999, Ein-
zelhandel) 

 Bebauungsplan Sevelen Nr. 6A (Rechtskraft 1968, Reines Wohngebiet) 

 Bebauungsplan Sevelen Nr. 21 (Rechtskraft 2005, Allgemeines Wohngebiet), 1. (Rechts-
kraft?) und 2. Änderung (Rechtskraft 2016) 

2.5 Landschaftsplan Kreis Kleve, Schutzgebiete (nach BNatSchG/LNatSchG NRW), 
schutzwürdige Biotope, streng geschützte Arten  

Der Planbereich befindet sich laut Entwicklungskarte des Landschaftsplans (L-Plans) des Krei-
ses Kleve Nr. 15 Kerken/Rheurdt (Bekanntgemacht am 24.04.2013) außerhalb des Siedlungs-
bereichs und wird entsprechend durch den Geltungsbereich des L-Plans Nr. 15 mit dem Ent-
wicklungsziel 6 – Temporäre Erhaltung der Landschaft bis zur Überführung in die im Flächen-
nutzungsplan dargestellten baulichen Nutzungen erfasst. Für den zugehörigen Entwicklungs-
raum 6.2 Wohnbauflächen lautet die Beschreibung: Bis zur Realisierung der im FNP darge-
stellten Wohnbaunutzung sind die Flächen im Bereich der Ortsrandlagen von Vernum, Harte-
feld, Sevelen, Rheurdt und Aldekerk in ihrem derzeitigen landschaftlichen Erscheinungsbild zu 
erhalten.  

Erläuternd besteht die Aussagen, dass diese Bereiche die Darstellungen der Flächennut-
zungspläne hinsichtlich der städtebaulich geplanten baulichen Nutzung wiedergeben, die zum 
Zeitpunkt der Landschaftsplanaufstellung noch nicht bzw. nur ansatzweise realisiert wurde. 
Für alle Räume mit dem Entwicklungsziel – Temporäre Erhaltung - gelten insbesondere fol-
gende Ziele:  

 die möglichst langfristige Erhaltung der Landschaft durch Beibehaltung der derzeitigen 
landwirtschaftlichen Nutzungsstruktur bis zur Überführung in die geplante Nutzung,  

 die Ortsrandlagen durch ausreichend breite und dichte Abpflanzungen in die Landschaft 
einzubinden.  

Die entsprechend abgegrenzte Fläche 6.2 ist dabei im Landschaftsplan größer als die des 
Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 25.  

Im Süden des Planbereichs schließt der Entwicklungsraum 1.2.3 Oermtsches Feld (Erhaltung)  

 Die landwirtschaftlichen Nutzflächen um die Ortschaft Oermten sind in ihrer derzeitigen 
Struktur zu erhalten und weiterzuentwickeln.   
Die Acker- und Weideflächen sind im Sinne des Arten- und Biotopschutzes durch bio-
topvernetzende Entwicklungsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Landwehrbach 
und der alten Bahntrasse aufzuwerten.  

an, der südlich durch den Entwicklungsraum 1.1.1. Alte Bahn Sevelen/Hartefeld (Erhaltung) 
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 Die charakteristisch erhöhte Bahntrasse sowie die Querungsbereiche mit ihrem gut aus-
geprägten Gehölzbestand ist im Hinblick auf die Bedeutung für das Landschaftsbild so-
wie die  

 Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in ihrer derzeitigen Struktur zu erhalten und zu 
optimieren.  

 Im Sinne des Arten- und Biotopschutzes ist die vernetzende Struktur der Trasse zu er-
halten und durch geeignete Entwicklungsmaßnahmen in die an grenzenden offenen 
Landschaftsbereiche hinein zu einem Biotopverbundsystem auszubauen.  

 Besondere Beachtung ist in diesem Zusammenhang der Erhaltung der zahlreichen gut 
ausgeprägten Eidechsenbiotope zu schenken.  

begrenzt wird. 

Abbildung 8 Auszug _L-Plan Entwicklungs- und Festsetzungskarte o.M.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Kreis Kleve 

Gemäß Festsetzungskarte des L-Plans ist der Planbereich im Süden randlich von einem Ge-
schützten Landschaftsbestandteil, hier LB 26 Stieleichenbestand, mit dem folgenden Schutz-
gegenstand: Der Geschützte Landschaftsbestandteil umfasst den Eichenbestand am Büllen-
hof südlich von Sevelen. Es handelt sich um drei in Reihe stehende Stieleichen (als Teil einer 
aus mehreren älteren Eichen und auch Weißdornen bestehenden Baumreihe).   
Schutzzweck: b) zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- und Landschaftsbildes  

betroffen.   
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Abbildung 9 Schutzgebiete, geschützte Biotope, Biotopkataster, Alleen und Verbundflächen 
o.M.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: www.geoportal.nrw  

Weitere Schutzgebiete nach BNatSchG/LNatSchG NRW bestehen weder für den Geltungsbe-
reich noch im Umgebungsbereich.  

Weder im Geltungsbereich noch im Umgebungsbereich sind gesetzlich geschützte Biotope 
nach § 30 BNatSchG/§ 42 LNatSchG NRW oder schutzwürdige Biotope des LANUV (BK-
Biotope des landesweiten Biotopkatasters) vorzufinden.  

Hinweise auf bzw. Fundpunkte von planungsrelevanten Arten für das Plangebiet und seine 
Umgebung bestehen nach Angaben des LANUV nicht.  

Südlich des Plangebiets besteht im Rahmen des Alleekatasters AL-KLE-0129 eine Lindenallee 
an der Aldekerker Straße (Einfache Allee - 2-reihig). Im Nordwesten ist die Ahornallee an der 
Rheurdter Straße zwischen Sevelen und Oermten mit der Bezeichnung AK-KLE-0001 (Einfa-
che Allee zweireihig) benannt.  

Südlich des Büllenhofs verläuft die Alte Bahnlinie von Geldern über Vernum nach Oermten. 
Östliche Teile sind im Biotopkataster als BK-4403-0006 mit entsprechender Bezeichnung ge-
führt. Gleichzeitig ist die ehemalige Bahnlinie insgesamt als VB-D-4403-014 Verbundfläche 
mit besonderer Bedeutung (Bezeichnung Ehemalige Bahnlinie zwischen Geldern und Oerm-
ten) dem Landschaftsinformationssystem (LINFOS) zu entnehmen.  

2.6 Schutzgebiete nach WHG/LWG NRW, Hochwasserrisiko- und -gefahrenkarten, Hoch-
wasserrisikomanagement, Risikogebiet 

Im Umfeld des Plangebiets befindet sich kein Fließgewässer. Der Sevelener Landwehrbach 
befindet sich nördlich der Ortslage Sevelen in ca. 570 m Entfernung zum Plangebiet.    
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Das Plangebiet als auch sein weiteres Umfeld liegen außerhalb von festgesetzten oder vor-
läufig gesicherten Überschwemmungsgebieten.  

Weder die Ortslage Sevelen noch der Planbereich werden von den Hochwasserrisiko- und -
gefahrenkarten oder von einem Risikogebiet nach § 73 Abs. 1 S.1 WHG/§ 78b Abs. 1 WHG 
erfasst.  

Der Geltungsbereich befindet auch außerhalb von festgesetzten und geplanten Wasserschutz-
gebieten.  

2.7 Verkehrliche Belange/Umgebungslärm NRW/Lärmaktionsplan Gemeinde Issum 

Das Plangebiet befindet sich ca. 50 m südlich der Rheurdter Straße, der Landessstraße L 478, 
gelegen. Nach Auskunft des Landesbetriebs Straßenbau NRW (www.nwsib-online.de) sind 
auf dem betreffenden Abschnitt der Rheurdter Straße (L 478) gemäß Verkehrszählung 2015 
3.933 Kfz/Tag und ein Schwerverkehr von 103 Kfz/Tag zu verzeichnen.  

Nach der Richtlinie 2002/49/EG und der nationalen Umsetzung dieser EG -Richtlinie besteht 
die Pflicht der Lärmkartierung für sämtliche Hauptverkehrsstraßen und Haupteisenbahnstre-
cken bis zum 30.06.2012. Als Hauptverkehrsstraßen sind Straßen mit einem Verkehrsaufkom-
men von über drei Millionen Kraftfahrzeugen pro Jahr zu verstehen. Das sind durch schnittlich 
8.219 Kfz pro Tag. Als Haupteisenbahnstrecken werden Schienenwege von Eisenbahnen 
nach dem allgemeinen Eisenbahngesetz mit einem Verkehrsaufkommen von über 30.000 Zü-
gen pro Jahr definiert. Das sind durchschnittlich 82 Züge pro Tag. 

Gemäß Umgebungslärm in NRW und dem Lärmaktionsplan der Gemeinde Issum (2017) lie-
gen für die L 478 keine Angaben zur Lärmsituation vor. Ein Untersuchungsbedarf besteht auf-
grund der geringen Verkehrsmengen nicht. Im Umgebungsbereich der Ortslage Sevelen be-
stehen keine betriebenen Eisenbahnstrecken.  

2.8 Altlasten-/-verdachtsflächen 

Gemäß Auskünfte aus dem Altlastenkataster beim Kreis Kleve sind in dem geführten Kataster 
gemäß § 8 des Landesbodenschutzgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen derzeit keine 
Eintragungen vorhanden. Auch in der näheren Umgebung (etwa 100 m) befinden sich keine 
bekannten Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen.  

2.9 Baulasten 

Derzeit sind keine Baulasten für das Flurstück 645, Flur 10, Gemarkung Sevelen eingetragen. 
Nördlich des Geltungsbereichs ist auf dem Flurstück 966, Flur 10, Gemarkung Sevelen die 
Errichtung eines 10 Wohneinheiten umfassenden Mehrfamilienhauses geplant. Zur Sicherung 
einer Abstandsfläche nach § 6 BauO NRW (einer Anlage mit acht Garagen) ist die Eintragung 
einer Baulast beim Kreis Kleve beantragt (Abstandsflächenbaulast, ca. 66 m²). Die Abstands-
flächen ragen somit im Norden in den Geltungsbereich auf das Flurstück 645. 

2.10 Kampfmittel 

Nach Angaben der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, liefern Luft-
bilder aus den Jahren 1939 – 1945 und andere historische Unterlagen Hinweise auf vermehrte 
Bodenkampfhandlungen.  
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2.11 Betriebsbereiche nach Störfall-Verordnung (12. BImSchV)   

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 25 wird nach Auskunft des Dezernats 53.1 (All-
gemeiner Immissionsschutz und Koordination) der Bezirksregierung Düsseldorf vom 
03.07.2018 nicht durch Abstandsempfehlungen von Betriebsbereichen nach Störfall-Verord-
nung (12. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) tangiert.  

Es besteht somit keine Seveso-Relevanz im Hinblick auf § 50 BImSchG bzw. Art. 13 der Se-
veso-III-Richtlinie. 

 

3 STÄDTEBAULICHES KONZEPT  

3.1 Bedarfsnachweis 

Das Ziel des Bebauungsplans Nr. 25 liegt in der Bereitstellung und Entwicklung von Wohn-
baugrundstücken für junge Familien. Der Bedarf zeigt sich in den der Gemeindeverwaltung 
vorliegenden zahlreichen Nachfragen nach Baugrundstücken, insbesondere von aus der Ge-
meinde Issum stammenden Nachfragern.  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-
liche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Land-
wirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecken genutzte Flächen sollen nur in notwendigem 
Umfang genutzt werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäude-
leerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.       

Die Planungsmaxime des § 1a Abs. 2 BauGB sowie der regionalplanerischen Vorgaben wur-
den für das Gemeindegebiet Issum geprüft. Im Ortsteil Issum bestehen folgende Innenbereich-
spotenziale (Wohn-/Gemischte Bauflächen im FNP), die jedoch derzeit für eine Entwicklung 
von Wohnbaugrundstücken durch die Eigentümer nicht zur Verfügung gestellt werden (infolge 
fehlender Flächenverfügbarkeit oder immissionsschutzrechtlicher Konflikte): 

 Fläche Nr. 1  
zwischen Ahornstraße im Norden, Schulstraße im Osten, Gelderner Straße im Süden, 
Gelderner Straße/Diebelsgasse im Westen; angrenzend an Brauereibetrieb 

 Fläche Nr. 2  
zwischen Mittelstraße im Norden, Kapellener Straße im Osten, Gelderner Straße im Sü-
den und Schulstraße im Westen 

 Fläche Nr. 3  
zwischen Ehrenfriedhof/Parkanlage im Norden, Kapellener Straße im Osten, Mittelstraße 
im Süden und Schulstraße im Westen 

Die Potenziale werden vordringlich durch tiefe Gartengrundstücke vorhandener Straßenrand-
bebauung gebildet. Die tatsächliche Größe der Potenziale lässt sich derzeit nicht beziffern, da 
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dafür keine konkrete Planung vorliegt und Flächenverhandlungen mit den einzelnen Eigentü-
mern geführt werden müssten.  

Abbildung 10 Innenbereichspotenziale Ortsteil Issum o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

       

 

 

 

Quelle: Gemeinde Issum  

Im Ortsteil Oermten bestehen folgende Potenziale (weitgehend Gemischte Bauflächen im 
FNP), die jedoch aus den gleichen Gründen, wie sie für den Ortsteil Issum vorliegen, derzeit 
nicht entwickelbar sind. 

Abbildung 11 Potenziale Ortsteil Oermten o.M 
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Quelle: Gemeinde Issum  

Im Ortsteil Sevelen bestehen keine Innenbereichspotenziale.  

Flächen, die wieder nutzbar gemacht und/oder nachverdichtet werden können, liegen in kei-
nem der drei Ortsteile vor.  

Angaben zu Baulücken i.S. sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung bestehen wie folgt, 
wobei die Baulücken jedoch ebenso aufgrund fehlender Verkaufsbereitschaft der Eigentümer 
nicht baulich herangezogen werden können: 

Tabelle 1 Baulückenlückenkataster in den Ortsteilen Issum, Sevelen und Oermten   

Issum (23) Sevelen (20) Oermten (11) 

3 in Ahornstraße 3 im Burgweg 4 in Falkenstraße 

1 in Am Bahnhof 1 in Dorfstraße 2 im Gartenweg 

3 im Ammerweg 1 in von-Eichendorff-Straße 2 im Letmannsdyck 

4 in Brauerei-Diebels-Straße 1 in Feldstraße 2 in Rheurdter Straße 

1 im Buchfinkweg 2 in Issumer Sraße 1 in Töpfersraße 

1 im Dompfaffweg 2 in Oberstraße  

1 im Heideweg 5 in Schanzenstraße  

2 in Kapellener Straße 1 in Vorster Heidweg  

1 in Kolpingstraße 4 in Vorster Straße  

1 im Nordring   

2 in Schwarzer Dyck   

1 in Weseler Straße   

1 im Wiesenweg   

1 in Wilhelmshöhe   

Quelle: Gemeinde Issum (Juli 2018) 

Gemäß rechtskräftigem Flächennutzungsplan bestehen für die Ortsteile Issum und Sevelen 
Wohnbauflächenpotenziale, die sich auf Flächen beziehen, die die Ortslagen arrondieren und 
derzeit nach § 35 BauGB Außenbereich einzuschätzen sind.   

 Issum 
südlich des Nordrings, westlich Lerchenweg, östlich der Pannenkampsley  

 Sevelen 
Flächen westlich des Poschhofs und Flächen nördlich des Büllen- und Heystershofs  

Die Flächen in Issum und in Sevelen westlich des Poschhofs können derzeit aufgrund der 
fehlenden Flächenverfügbarkeit nicht entwickelt werden.  

Insofern ist die derzeit im Außenbereich gelegene Fläche nördlich des Büllenhofs (Flurstück 
645, Flur 10, Gemarkung Sevelen) die einzige Möglichkeit, das Ziel Schaffung von Wohnbau-
grundstücken umzusetzen. Wie bereits ausgeführt, stehen die weiterhin im FNP dargestellten 
Wohnbauflächen des Flurstücks 961 ebenfalls nicht zur Verfügung.   

Die Fläche ist derzeit ackerbaulich genutzt, so dass landwirtschaftliche Fläche in einer Grö-
ßenordnung von ca. 1,15 ha (Flurstück 645) in Anspruch genommen wird, die als landwirt-
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schaftliche Produktionsfläche verloren geht. Da andere Möglichkeiten der Siedlungsentwick-
lung nicht zur Verfügung stehen, die Fläche bereits im Regionalplan Düsseldorf (ZASB) und 
im Flächennutzungsplan (Wohnbaufläche) als zukünftige bauliche Entwicklungsfläche enthal-
ten ist, ist die Inanspruchnahme bezogen auf den Standort alternativlos.  

Im Übergang zur Hofanlage Büllenhof sind im Süden der Fläche randlich Teilflächen gemäß 
GEOportal.NRW schutzwürdige Böden in Form von Plaggenesche (Bodentyp E8) mit sehr hoher 
Funktionserfüllung als Archiv der Kulturgeschichte (von Menschenhand entwickelter Boden; beson-
ders schutzwürdig; ca. 0,29 ha) betroffen. Die Bodenfruchtbarkeit der aus humosen sandigem Bo-
denmaterial bestehenden Böden ist hier als gering bis mäßig (Bodenwertzahl 30-40) zu bezeich-
nen.  

Landwirtschaftliche Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit oder besonderer 
Eignung für eine landwirtschaftliche Nutzung werden entsprechend nicht in Anspruch genommen. 
Eine Gefährdung von landwirtschaftlichen Betrieben in ihrem Bestand und in ihren Entwicklungs-
möglichkeiten durch die Umwandlung von landwirtschaftlichen Produktionsflächen in Wohnbauflä-
chen tritt durch die Inanspruchnahme nicht ein. Mit der baulichen Erweiterung des Siedlungsberei-
ches Sevelen nach Süden werden die besonderen Bedürfnisse der benachbarten Hofanlagen 
(Poschhof mit 180 Gänsen und Büllenhof mit 30 Rindern) berücksichtigt, so dass deren Entwick-
lungsfähigkeit gewährleistet bleibt (vgl. Kapitel 4.2.4).  

3.2 Planungsalternativen 

Die Planung ist durch die im Regionalplan Düsseldorf (RPD) bestehende Festlegung ASB bzw. 
ZASB und durch die Darstellung Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Issum gesichert. Auf Ebene der Regionalplanung ist die Zielfestlegung ASB entsprechend ab-
schließend abgewogen.  

Im Bebauungsplan nach § 13b BauGB zielt die Alternativenprüfung nicht mehr auf die Stand-
ortfrage, sondern auf Planungsvarianten zum konkreten Vorhaben innerhalb des Geltungsbe-
reichs ab.  

Ursprünglich war neben der Entwicklung des Flurstücks 645 (Flur 10, Gemarkung Sevelen) 
auch die Entwicklung weiterer, dem Heysterhof vorgelagerter Flächen (Mähwiese, Hofzufahrt 
mit Birkenallee) geplant (Teile des Flurstück 961 und 956 der Flur 10, Gemarkung Sevelen), 
so dass eine Ringerschließung mit Verbindung zur Hofzufahrt des Heysterhofs geprüft wurde. 
Da die Einbeziehung der genannten Teilflächen kurzfristig wegen der fehlenden Flächenver-
fügbarkeit nicht möglich ist, kann eine Ringerschließung für die verbleibenden Flächen des 
Flurstücks 645 nicht berücksichtigt werden.  

Aufgrund der geringen Breite des Wirtschaftswegs Am Büllenhof und der geplanten Mehrfa-
milienhausbebauung auf dem Flurstück 966 bestand die Vorgabe, das Flurstück 945 vordring-
lich über die Büllenstraße zu erschließen, so dass die Zufahrt ins Baugebiet möglichst nah zur 
Büllenstraße positioniert werden muss. Insofern bestehen keine Planungsalternativen bezo-
gen auf das Erschließungssystem.  

Hinsichtlich der Bebauung orientiert sich diese an der Umgebungsbebauung mit Einzel- und 
Doppelhäuser in ein- bis zweigeschossiger Bauweise. Eine weitere verdichtete und höhere 
Bebauung mit den daraus resultierenden Verkehrsbewegungen ist aufgrund des Erschlie-
ßungssystems am Ortsrand von Sevelen im Übergang zur Außenbereich nicht angemessen. 
Alternativen bestehen diesbezüglich nicht.   
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3.3 Städtebauliches Konzept 

Das Konzept sieht die Erschließung des Baugebiets von der Rheurdter Straße über die Alde-
kerker Straße und Büllenstraße vor.  

Von dort zweigt der Weg Am Büllenhof (Planstraße A) nach Norden ab, bis er in die Rheurdter 
Straße mündet. Der Weg Am Büllenhof soll als Einbahnstraße in Richtung Norden für Kfz und 
Radfahrer befahrbar und für Fußgänger begehbar sein und wird als Mischfläche ausgebaut.  

Die Einmündung in die Aldekerker Straße wird neugestaltet. Insgesamt weist der Weg Am 
Büllenhof eine Breite von 5,5 m auf. Zukünftig wird der Weg bis auf Höhe des nördlich gelege-
nen Flurstücks 966 eine befahrbare Breite von 4,5 m aufweisen. Zur westlich gelegenen Be-
standsbebauung verbleiben 1 m breite unbefestigte wiesenartige Randstreifen, die von zwei 
Grundstückszufahrten/-zugängen (Büllenstraße 39 und Rheurdter Straße 32) unterbrochen 
werden. Ab dem Flurstück 966 erfolgt ein Verschwenk der befahrbaren Fläche nach Westen 
sowie eine Verschmälerung auf 3,5 m. Auf der Ostseite wird zusätzlich ein 2 m breiter öffent-
licher Längsparkstreifen mit vier öffentlichen Stellplätzen (je 7 m Länge und 2 m Breite), ge-
gliedert durch drei kleinkronige Laubbäume in Pflanzbeeten, angeordnet. Die Längsparkplätze 
gewährleisten, dass eine Erschließung des Flurstücks 966, das mit einem 10 Wohneinheiten 
umfassenden Mehrfamilienhaus bebaut werden soll, nicht über den Weg Am Büllenhof, son-
dern ausschließlich über die Rheurdter Straße erfolgen muss. Fremdverkehr außer den Anlie-
gern des Wegs Am Büllenhof (Bestands- und geplante Bebauung des Wohngebiets) wird ver-
mieden.  

Im Bereich der Einmündung zur Rheurdter Straße bleiben die beiden vorhandenen, außerhalb 
des Geltungsbereichs befindlichen Bäume zur Markierung der Einmündung erhalten.           

Die Zufahrt (Planstraße B) in das Baugebiet zweigt im Süden ca. 15 m nach der Einmündung 
des Wegs Am Büllenhof/Aldekerker Straße nach Osten ab. Die Planstraße B wird einen Quer-
schnitt von 7,5 m bis ca. 1 m vor der Grenze des außerhalb des Planbereichs gelegenen Flur-
stücks 961 aufweisen. Ggf. kann die Erschließung zu einem späteren Zeitpunkt auf das Flur-
stück 966 fortgeführt werden. Derzeit ist eine Fortführung aufgrund der fehlenden Flächenver-
fügbarkeit nicht möglich.  

Innerhalb des 7,5 m breiten Querschnitts wird eine 5 m breite Fahrbahn (Begegnungsfall 
Pkw/Lkw) vorgesehen. Auf der Nordseite sind insgesamt sechs weitere öffentliche Stellplätze 
(in den Maßen 5 m Länge /2 m Breite), durch vier kleinkronige Laubbäume gegliedert, vorge-
sehen. Nach Norden besteht ein Sicherheitsraum von 0,5 m. Im ersten Abschnitt der Plan-
straße B sind zwei öffentliche Stellplätze mit zwei flankierenden Bäumen und im hinteren Ab-
schnitt vier öffentliche Stellplätze mit zwei flankierenden Bäumen angeordnet. Dazwischen 
zeigt eine weitere 5,5 m breite Planstraße C nach Norden ab, die nach ca. 30 m im rechten 
Winkel nach Osten geführt wird und in einen einseitigen Wendehammer für Fahrzeuge bis 
10 m Länge (3-achsiges Müllfahrzeug) nach Bild 59 der RASt 06 (Richtlinien für die Anlage 
von Stadtstraßen, Ausgabe 2006 der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen (FGSV)) mündet. Der Wenderadius beträgt 6 m. Die Planstraßen B und C werden eben-
falls als Mischflächen gestaltet (ohne Hochborde). Neben dem Fahrverkehr sind die Flächen 
für Fußgänger, Radfahrer und für den Aufenthalt zu nutzen. Innerhalb der Planstraße C wer-
den aufgrund des Querschnitts von 5,5 m und der geringen Straßenlänge keine öffentlichen 
Stellplätze angeordnet.  
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Es liegt bereits eine detaillierte Erschließung- und Ausbauplanung mit Höhenlage für die Plan-
straßen und Einmündungen vor, die bei der zukünftigen Gestaltung der Baugrundstücke und 
deren Übergänge zu den öffentlichen Verkehrsflächen durch die zukünftigen Bauherren be-
rücksichtigt werden muss. Alle Planstraßen sollen öffentlich gewidmet werden. Die Kurvenra-
dien wurden durch das mit der Straßen- und Ausbauplanung betraute Ingenieurbüro geprüft. 
Insgesamt soll die Straßen- und Ausbauplanung den Charakter ruhiger Wohnwege gewähr-
leisten.  

Das städtebauliche Konzept sieht die Entwicklung von insgesamt 13 Baugrundstücken für Ein-
zelhausbebauung sowie 5 Baugrundstücken, die sowohl als Einzel- als auch als Doppelaus-
bebauung genutzt werden können, vor. Maximal können gemäß städtebaulichem Konzept so-
mit 23 Baugrundstücke entwickelt werden. Entlang des Wegs Am Büllenhof (Planstraße A) 
sind auf der Ostseite vier freistehende Einzelhäuser vorgesehen. Die Planstraße B übernimmt 
ausschließlich Erschließungsfunktion für Baugrundstücke auf der Südseite. Hier sind fünf frei-
stehende Einzelhäuser sowie ein Doppelhaus geplant.  

Über die Planstraße C werden auf der Westseite drei freistehende Einzelhäuser, auf der Nord-
seite zwei Doppelhäuser und auf der Südseite ein freistehendes Einfamilienhaus und zwei 
Doppelhäuser erschlossen. Zur Planstraße B sollen keine Zufahrten für Garagen/Carports und 
Stellplätze angelegt werden, da eine Gefährdung der Realisierung der öffentlichen Stellplätze 
im Straßenraum nebst Baumpflanzungen im Zuge der Ausbauplanung vermieden werden soll. 
Unabhängig davon ist eine leitungsgebundene Erschließung der Baugrundstücke möglich.  

Da die Planstraße B keine eigenständige Wendemöglichkeit für Abfallentsorgungsfahrzeuge 
aufweist, ist für die maximal vier Baumöglichkeiten östlich der Einmündung der Planstraße C 
im Zuge der Ausbauplanung eine Abfallsammelstelle vorgesehen, auf der die Abfallgefäße am 
Tag der Abholung aufgestellt werden sollen. Insofern muss das Abfallentsorgungsfahrzeug die 
Planstraße B nur bis zu Einmündung der Planstraße C befahren. Das Schieben der Abfallge-
fäße auf eine Strecke von ca. 40 m ist für die vier zukünftigen Bauherren zumutbar. Die Aus-
gestaltung der Abfallsammelstelle im öffentlichen Straßenraum bleibt der Detailplanung vor-
behalten.  

Der überwiegende Teil der Baugrundstücke für die Einzelhausbebauung weist Größen von ca. 
450 m² bis ca. 660 m² auf, für die Doppelhaushälftengrundstücke sind ca. 300 m² bis ca. 400 
m² vorgesehen. Die Entwicklung von Mehrfamilienhausgrundstücken ist nicht geplant, da sie 
sich an dieser Stelle nicht in die dörfliche Struktur von Sevelen einfügen und Mehrfamilienhäu-
ser mehr Verkehr erzeugen als Einzel- und Doppelhausbebauung. Dies ist aufgrund der Größe 
des Baugebiets nicht gewünscht.   

Die Baugrundstücke weisen überwiegend eine Süd- oder Süd-Ost-/Süd-Westausrichtung der 
Frei- und Gartenbereiche auf. 

Für das auf dem Flurstück Nr. 966 projektierte Mehrfamilienhaus, das zeitnah errichtet werden 
soll, ist südlich angrenzend, im Bereich des heutigen Flurstücks 645, eine Baulast, die die 
Abstandsfläche der erforderlichen Anzahl von Stellplätzen (hier Garagen) nach Bauordnung 
NRW auf dem Flurstück 645 (Geltungsbereich) sichert, beantragt. Dies ist bei der weiteren 
Planung und Grundstücksvermarktung zu berücksichtigen.   

Innerhalb des Baugebiets sind Gebäude mit maximal zwei Vollgeschossen (Begriff des Voll-
geschosses ergibt sich aus der geltenden Bauordnung NRW) und einer relativen Höhe von ca. 
8,50 m geplant. Die Planung orientiert sich hier am umliegenden Gebäudebestand. Damit soll 
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gewährleistet werden, dass sich die Bebauung am südöstlichen Ortsrand Sevelens in das be-
stehende Orts- und Landschaftsbild einfügt. Zur Verdeutlichung sind im Folgenden beispiel-
hafte mögliche Gebäudetypen/Gebäudeschnitte darstellt.  

Grundsätzlich ist mit einer maximalen Versiegelung von 60 % je Baugrundstück durch Ge-
bäude, Nebenanlagen, Garagen/Carports/Stellplätze und Zuwegungen zu rechnen.  

Für Vorgartenflächen ist eine ökologisch und ortsgestalterisch angemessene Bepflanzung ge-
wünscht. Das Anlegen von ausschließlich Kies-/Schotterflächen oder gepflasterten Flächen 
sowie das Einbringen von Folien- und/oder Vliesmaterialien zur Minimierung des Pflegeauf-
wands wird von Seiten der Gemeinde Issum deshalb abgelehnt.  

Auf den Verkehrsflächen anfallendes Niederschlagswasser soll über Regenwasserkanal ab-
geleitet werden. Die Möglichkeit zur Versickerung des Straßenwassers über Mulden wurde 
geprüft, jedoch letztendlich aufgrund des teilweise zu geringen Grundwasserflurabstands nicht 
weiterverfolgt. Die erforderlichen großflächigen Versickerungsmulden hätten im Straßenraum 
nicht integriert werden können.  

Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser kann versickert 
werden, sofern im Zuge der Modellierung der Baugrundstücke ein ausreichender Grundwas-
serflurstabstand gewährleistet werden kann; die Versickerungseignung des Bodens ist gut-
achterlich nachgewiesen. Da aufgrund der bereits vorliegenden Vorentwurfsplanung Kanal-
lageplan und Straßenlageplan (Stand 23.08.2018) nicht für jedes Baugrundstück von ausrei-
chenden Grundwasserflurabständen auszugehen ist, ist für jedes Baugrundstück neben einem 
Schmutzwasseranschluss auch ein Anschluss an einen zu verlegenden Regenwasserkanal 
vorgesehen. Der Regenwasserkanal soll als DN 400 Kanal geplant werden, da vorgesehen 
ist, den Regenwasserkanal (RW) in der Rheurdter Straße zu sanieren bzw. neu zu verlegen. 
Ob für das Baugebiet ggf. noch eine weitere Rückhaltung erforderlich wird, ist im Zuge der 
weiteren Planung zu entscheiden.  

Im äußersten südwestlichen Bereich des Plangebiets befindet sich ein Strom-Mast (A-Mast). 
Die dort aufgehängte Leitung dient der Versorgung des Heysterhofs. Vor Realisierung des 
Baugebiets ist der Mast zu beseitigen und die Hofanlage an ein unterirdisches Stromkabel 
anzuschließen.  
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Abbildung 12 beispielhafte, mögliche Gebäudeschnitte o.M. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
Quelle: Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GbR 
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4 FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS NR. 25, KENNZEICHNUNGEN UND 
HINWEISE  

4.1 Festsetzungen 

4.1.1 Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 25 ist nach § 9 Abs. 7 BauGB in der 
Planzeichnung mittels Planzeichen 15.13 der PlanzV abgegrenzt (vgl. auch Abbildung 2). Da-
bei erfolgte die Abgrenzung zur Erfassung aller Flurstücke bzw. Flurstücksteile, die von der 
Planung betroffen sind.   

4.1.2 Art der baulichen Nutzung  

Als Art der baulichen Nutzung innerhalb des Geltungsbereichs ist Allgemeines Wohngebiet 
(WA) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO festgesetzt. Die Festsetzung ist ge-
mäß § 8 Abs. 2 BauGB aus der Darstellung Wohnbauflächen gemäß rechtskräftigem Flächen-
nutzungsplan der Gemeinde Issum entwickelt. Der FNP bzw. die Darstellung Wohnbaufläche 
ist aus dem geltenden Regionalplan Düsseldorf, der Allgemeiner Siedlungsbereich festlegt, 
entwickelt. Die Festsetzung Allgemeines Wohngebiet bzw. die Darstellung Wohnbauflächen 
entspricht somit den Zielen der Raumordnung.   

Die Festsetzung bzw. das Erhaltungsziel Temporäre Erhaltung (6.2) des Landschaftsplans des 
Kreises Kleve Nr. 15 Kerken/Rheurdt, die derzeit für den Geltungsbereich gilt, tritt gemäß 
§ 20 Abs. 4 LNatSchG NRW bei Rechtskraft des Bebauungsplans zurück. Der Kreis Kleve hat 
der Darstellung Wohnbaufläche im FNP der Gemeinde Issum im Zuge des FNP-
Aufstellungsverfahrens nicht widersprochen. Eine Anpassung des Landschaftsplans an die kom-
munale Bauleitplanung ist nach Mitteilung des Kreises Kleve nicht erforderlich, da die Möglichkeit 
der Bebauung im Entwicklungsziel 6 erfasst ist 

Gemäß der Festsetzungskarte des L-Plans grenzt im Süden an den Geltungsbereich ein ge-
schützter Landschaftsbestandteil, hier LB 26 Stieleichenbestand, an. Es werden Schutzmaß-
nahmen getroffen (vgl. Kapitel 4.2.1), so dass eine Beeinträchtigung des Stieleichenbestands 
durch die heranrückende Wohnbebauung nicht zu befürchten ist.  

Das Allgemeine Wohngebiet (WA) besteht aus zwei Teilflächen, die jedoch beide das gleiche 
Maß der baulichen Nutzung/Bauweise (vgl. Kapitel 4.1.3 und 4.1.4) aufweisen. Dementspre-
chend erfolgt keine Nummerierung der beiden Teilflächen.   

Für das Allgemeine Wohngebiet WA ist festgesetzt, dass Anlagen für Verwaltungen, Garten-
baubetriebe und Tankstellen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO entsprechend § 1 
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig sind. Die Gefahr der Ansiedlung derartiger Nutzungen 
wird hier als nicht wahrscheinlich eingeschätzt. Grundsätzlich schließen sich derartige Nutzun-
gen im Geltungsbereich alleine aufgrund ihrer Flächenansprüche, der Lage/des Standorts, der 
Immissionsproblematik sowie aus ökonomischen Gründen aus. Um das Einsetzen der Pla-
nungsautomatik zu verhindern, werden diese Nutzungen jedoch vorsorglich ausgeschlossen. 

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA sind Festlegungen zur Begrenzung der Anzahl 
der höchstzulässigen Zahl an Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 
getroffen worden. Dabei sind maximal 2 Wohnungen je Einzelhaus und maximal 1 Wohnung 
je Doppelhaushälfte zulässig. Die Festsetzung mit den Beschränkungen zielt darauf ab, von 
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Seiten der Gemeinde eine Handhabe gegen unerwünschte Verdichtung des Gebiets mit 
Wohneinheiten, Bewohnern und sowohl öffentlichen als auch privatem ruhenden Verkehr mit 
den entsprechenden Auswirkungen auf die Erschließungsstraßen Aldekerker Straße/Büllen-
straße sowie Am Büllenweg als Planstraße A und die angrenzende Wohnbebauung sowie die 
Planstraßen B und C zu haben.  

4.1.3 Maß der baulichen Nutzung 

Es werden folgende Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. §§ 16 bis 20 BauNVO und § 9 Abs. 3 BauGB getroffen.  

Für das Allgemeine Wohngebiet WA ist eine Grundflächenzahl als Dezimalzahl von 0,4 fest-
gesetzt. Aufgrund der für Einzelhäuser/Doppelhäuser durchschnittlich vorgesehenen Grund-
stücksgrößen von ca. 450 m bis ca. 660 m²/ca. 300 m² bis ca. 400 m² ist die Festsetzung einer 
GRZ von 0,4 (Obergrenze der in § 17 BauNVO für WA definierten GRZ wird ausgeschöpft) zur 
Realisierung der geplanten Bebauung notwendig. Es wird darauf hingewiesen, dass die zuläs-
sige Grundfläche nach § 19 Abs. 1 bzw. 2 BauNVO für die in § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO be-
zeichneten Anlagen aufgrund von § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO automatisch bis zu 50 vom Hun-
dert überschritten werden darf (entsprechend Gesamtversiegelung GRZ 0,6 (60 % des Bau-
grundstücks)).  

Die Anzahl der Vollgeschosse ist auf II begrenzt. Zusätzlich wird das Maß der baulichen Nut-
zung durch die Festsetzung von Höhen baulicher Anlagen, hier Oberkante baulicher Anlagen 
als Höchstmaß sowie der Oberkante des Erdgeschossfußbodens baulicher Anlagen definiert. 
Die Festsetzung von zwei Vollgeschossen i.V.m. der Oberkante baulicher Anlagen gewähr-
leisten eine Höhenlage der baulichen Anlagen (hier: maximal 38,20 m über (ü.) NHN die sich 
am umgebenden Bestand orientiert, jedoch trotzdem moderne Gebäudetypen ermöglicht. Im 
Allgemeinen Wohngebiet WA gilt als die Höhe der Oberkante baulicher Anlagen – OK - das 
Maß von der Bezugsebene Normalhöhennull (NHN; DHHN 2016) bis zum oberen Abschluss 
des Daches (einschließlich Aufkantungen). Die in Abbildung 12 beispielhaft dargestellten Ge-
bäudetypen können damit realisiert werden.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird weiter durch die Festlegung der maximalen Höhen ge-
mäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB und § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 2 
BauNVO definiert. Die festgesetzte Höhe der Oberkante der baulichen Anlagen darf durch 
Kamine, Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie und Lüftungsanlagen um bis zu 1,5 m über-
schritten werden. Die jeweils zulässige Oberkante baulicher Anlagen ergibt sich aus der Plan-
zeichnung in Verbindung mit der jeweiligen überbaubaren Grundstücksfläche. Die Festsetzung 
wird getroffenen, da für die genannten untergeordneten Nebenanlagen eine größere Flexibili-
tät bezüglich der Höhe benötigt wird. Die Anlagen selbst treten im Hinblick auf die Ästhetik und 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild bzw. die Fernwirkung nicht so stark in Erscheinung wie 
die der Hauptbaukörper. Insofern wird eine Überschreitung der festgesetzten Oberkanten bau-
licher Anlagen um 1,5 m für die genannten Nebenanlagen als angemessen verträglich erach-
tet.  

Als Maß der baulichen Nutzung werden zusätzlich aufgrund der bereits vorliegenden Straßen-
ausbauplanung Regelungen zum Mindest- und Höchstmaß der Höhe der Oberkante Erdge-
schoßfußboden getroffen. Gemäß Festsetzung darf die Oberkante des Erdgeschossfußbo-
dens baulicher Anlagen nicht höher als 29,70 m NHN und nicht tiefer als 29,40 m NHN liegen.  
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Aufgrund der Ergebnisse der Straßen- und Entwässerungsplanung, des Gutachtens zur Bo-
den- und Baugrunduntersuchung und der bestehenden Topgraphie ist die Oberkante des Erd-
geschossfußbodens derart festgelegt worden, dass selbst bei Starkregenereignissen gewähr-
leistet ist, dass Regenwasser nicht von den Straßen in die baulichen Anlagen fließt. Damit 
können Schäden vermieden werden. 

Infolge der Ergebnisse des Gutachtens zur Boden- und Baugrunduntersuchung (Empfehlung 
aufgrund des geringen Flurabstandes/hoch anstehendem Grundwasser auf Keller zu verzich-
ten) ist als vertikale Gliederung des Baugebiets nach Geschossen nach § 9 Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO und § 1 Abs. 9 BauNVO festgesetzt, dass innerhalb des Allge-
meinen Wohngebiets Wohnungen oder Wohnräume zum dauernden Aufenthalt in Kellergeschos-
sen unzulässig sind. Damit sollen mögliche Überflutungen von Kellergeschossen und Schäden 
durch drückendes Grundwasser in Wohnräumen unterhalb der zukünftigen GOK unterbunden wer-
den. Die Festsetzung berücksichtigt insbesondere den Fall, dass der Empfehlung des Gutachtens 
zur Boden- und Baugrunduntersuchung auf Keller zu verzichten, durch Bauherren nicht gefolgt 
wird.  

Auf die Festlegung einer Geschoßflächenzahl wird verzichtet, da sich die maximal zulässige 
Geschossfläche aus der Anzahl der zulässigen Vollgeschosse (§ 2 Abs. 5 BauO NRW - Begriff 
des Vollgeschosses) i.V.m. mit der zulässigen Grundflächenzahl und der festgesetzten First-
höhe ergibt. Zusätzlich regeln weitere örtliche Bauvorschriften nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
§ 89 BauO NRW (z.B. zulässige Dachneigung und -form) indirekt das Maß der baulichen Nut-
zung.  

4.1.4 Bauweise und überbaubare Flächen 

Die Bauweise und überbaubaren Flächen wurden auf Grundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO getroffen. Demnach werden die überbaubaren Flächen innerhalb 
des Allgemeinen Wohngebiets durch Baugrenzen gefasst. Es sind insgesamt drei überbau-
bare Flächen festgesetzt worden. Es wird darauf hingewiesen, dass Terrassen als an die 
Hauptgebäude angebaute Grundstücksteile keine Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO dar-
stellen, sondern in den überbaubaren Flächen nachgewiesen werden müssen.  

Als Bauweise innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets WA sind zur Umsetzung des Konzepts 
nur Einzel- und Doppelhäuser (im Rahmen der offenen Bauweise) zulässig. In der offenen 
Bauweise werden die Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand (gemäß Bauordnung 
NRW) als Einzel- und Doppelhäuser errichtet. Die Länge der bezeichneten Hausformen darf 
höchstens 50 m betragen. Infolge der Begrenzung der Anzahl der Wohnungen je Einzelhaus/je 
Doppelhaushälfte ist nicht davon auszugehen, dass die Baukörper eine Länge von 50 m errei-
chen werden.  

Weiterhin ist im Allgemeinen Wohngebiet WA ein Vortreten vor die Baugrenze um maximal 
0,50 m für folgende Gebäudeteile zulässig, sofern die festgesetzte Straßenbegrenzungslinie 
nicht überschritten wird: Fassadengliederungen, Wintergärten, Windfänge, Wandpfeiler, Fens-
terbänke, Erker, Schaukästen, Treppenanlagen, Vordächer, überdachte oder unüberdachte 
Freisitze, Balkone, Beleuchtungskörper. Diese Regelung findet keine Anwendung, wenn si-
cherheits-/verkehrstechnische Belange dem entgegenstehen. Mit dieser Festsetzung soll 
möglichen Ausnahmen und Befreiungen vom Bebauungsplan vorgegriffen werden. In keinem 
Fall werden dadurch jedoch das städtebauliche Konzept bzw. die Grundzüge der Planung un-
terwandert. 
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4.1.5 Höhenlage der Baugrundstücke 

Nach § 9 Abs. 3 BauGB sind Regelungen zur Höhenlage der Baugrundstücke getroffen wor-
den. Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist die Höhenlage der Baugrundstücke an die Höhenlage der 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohnweg (Planstra-
ßen A-C) anzupassen. Die Ausbauhöhen sind bei der Gemeinde Issum vor Baubeginn schriftlich 
zu erfragen. Die vorliegende Vorentwurfsplanung Kanal- und Straßenlageplan (Anlagen zum B-
Plan Nr. 25) ist bezüglich der Höhenlage bereits so detailliert ausgearbeitet, dass Änderungen nicht 
wahrscheinlich sind.  

Mit der Festsetzung soll erreicht werden, dass die zukünftigen Bauherren die Gestaltung der Bau-
grundstücke an die vorliegenden Straßenhöhen anpassen. Grundsätzlich sollen damit auch Nach-
barrechtsstreitigkeiten zwischen den Bauherren vermieden werden.  

4.1.6 Erschließung und Flächen für den privaten und öffentlichen ruhenden Verkehr 

Die zur Realisierung der geplanten Bebauung des Allgemeinen Wohngebiets WA notwendigen 
Erschließungsanlagen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als öffentliche Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung mit Straßenbegrenzungslinie zur Festlegung der Grenzen fest-
gesetzt. Die Festsetzung umfasst die Planstraße A bis C. Als Zweckbestimmung ist „Wohn-
weg“ festgesetzt. Die Abmessungen, Kurvenradien und die Wendeanlage (nach Bild 59 der 
RASt 06) beruhen auf der vorliegenden Ausbau- und Erschließungsplanung. Die jeweiligen 
Querschnitte wurden im Kapitel 3.3 erläutert.      

Innerhalb der Planstraße A (Am Büllenhof) sind vier öffentliche Parkmöglichkeiten und in der 
Planstraße B sechs öffentliche Parkmöglichkeiten gemäß vorliegender Erschließungsplanung 
durch die Zweckbestimmung öffentliche Parkfläche verortet. Insgesamt bestehen bei maximal 
36 Wohneinheiten (13 Einzelhäuser je 2 Wohnungen und 10 Doppelhaushälften mit je einer 
Wohnung) 10 öffentliche Parkmöglichkeiten im öffentlichen Straßenraum (Verhältnis je 3,6 
Wohneinheiten 1 Parkmöglichkeit).         

Für die Nordseite der Planstraße B einschließlich des Einmündungsbereichs der Planstraße 
C sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB zeichnerisch Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt festge-
setzt, so dass keine Garagen-/Stellplatzzufahrten angelegt werden dürfen. Damit soll erreicht 
werden, dass die gemäß vorliegender Ausbau- und Erschließungsplanung vorgesehenen öf-
fentlichen Parkplätze (nebst Begrünungsmaßnahmen) sowie die Sammelstelle für Abfallge-
fäße am Abfuhrtag tatsächlich auch umgesetzt werden können. Zudem soll in Einmündungs-
bereichen die Anlage von Zufahrten aus sicherheits-/verkehrstechnischer Sicht zur Vermei-
dung von Gefahrensituationen unterbleiben.   

Der private ruhende Verkehr ist gemäß Bauordnung NRW (BauO NRW) auf den Baugrund-
stücken zu realisieren.  

Dabei ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO festgesetzt, dass Gara-
gen, Carports (= offene Garagen), Stellplätze oberirdisch innerhalb und außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig sind.  

Ebenfalls zur Gewährleistung, dass die zeichnerisch festgesetzten öffentlichen Parkplätze 
nebst Begrünungsmaßnahmen und die Abfallsammelstelle nach Bebauung des Gebiets noch 
realisiert werden können, ist festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet WA die über die Plan-
straße C (öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung Wohnweg) erschlossenen 
Baugrundstücke die Garagenzufahrten ausschließlich über diese Planstraße anlegen dürfen. .  
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Weiterhin ist geregelt, dass im Allgemeinen Wohngebiet WA Garagen und Carports einen Min-
destabstand von 5,00 m zur Straßenbegrenzungslinie der das jeweilige Baugrundstück er-
schließenden Erschließungsstraße einhalten müssen. Damit kann der Stauraum vor der Ga-
rage als zweiter Stellplatz genutzt werden. Somit wird verhindert, dass der öffentliche Ver-
kehrsraum über den Gemeingebrauch hinaus durch das Abstellen von Fahrzeugen belastet 
wird. Es ist damit zu rechnen, dass jede Wohneinheit mindestens 2 Pkw aufweisen wird. Zu-
dem muss eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgeschlossen werden 
(z.B. kein Durchkommen von Rettungsfahrzeugen aufgrund zugeparkter Straßen). Dies ist 
aufgrund der geringen Länge der Planstraßen von besonderer Wichtigkeit.  

4.1.7 Flächen für Nebenanlagen i.V.m. Umgrenzung von Flächen, die von Bebauung freizu-
halten sind  

Zum Schutz des Geschützten Landschaftsbestandteils, hier LB 26 Stieleichenbestand, ist 
zeichnerisch gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB eine 5,5 m tiefe Fläche umgrenzt, die von Be-
bauung frei zu halten ist. Die Tiefe von 5,5 m ergibt sich aus dem in den Geltungsbereich bzw. 
das Allgemeine Wohngebiet hineinragenden größten Kronentraufbereich der Stieleichen. Ana-
log ist nach § § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 10 und 20 BauGB sowie 
§ 14 BauNVO festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet WA Nebenanlagen innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch nicht in der umgrenzten Fläche, die von Bebauung 
freizuhalten ist, zulässig sind. Es ist aufgrund der Ausrichtung nach Süden unwahrscheinlich, dass 
hier Garagen/Carports oder Stellplätze entstehen, deshalb wurde auf einen entsprechenden Aus-
schluss verzichtet.   

Die textliche Festsetzung dient ebenfalls dem Schutz des Geschützten Landschaftsbestandteils. 
Entsprechend handelt es sich auch um eine Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft, da davon auszugehen ist, dass der Wurzelraum wie auch 
der Traufbereich der Stieleichen in das Allgemeinen Wohngebiet hineinragt. Die umgrenzte Fläche, 
die von Bebauung freihalten ist, erstreckt sich über die gesamte Länge zwischen der Planstraße A 
und der östlichen Geltungsbereichsgrenze, da neben dem geschützten Landschaftsbestandteil 
auch die Kronen des südlich angrenzenden Ahorngehölzes in das Allgemeine Wohngebiet hinein-
ragen.  

In diesem Zusammenhang wird auch auf das Kapitel 4.2.1 verwiesen.   

4.1.8 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Plangebiets mit Anlagen der Telekommunikation, Energie, Gas und Was-
ser ist durch den Anschluss an die vorhandenen Netze möglich.  

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird über Schmutzwasserkanal zur Kläranlage 
Geldern-Kapellen abgeleitet und dort geklärt; von dort gelangt es in die Niers. Die Kläranlage 
ist ausreichend für Aufnahme der im Plangebiet anfallenden Schmutzwassermengen dimen-
sioniert.   

Für die Löschwasserversorgung werden, soweit zusätzlich erforderlich, Feuerlöschhydranten in-
stalliert.  

Aufgrund der vorhandenen Erschließung über die Straßen Aldekerker Straße/Büllenhof kann der 
Geltungsbereich problemlos an die zentrale Wasserversorgung angeschlossen werden. Hierbei 
kann von kurzen Wegen aufgrund der bebauten Ortslage ausgegangen werden. 
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In der Gemeinde Issum erfolgt die Abwasserbeseitigung über das sogenannte Trennsystem (circa 
120 km Rohrsystem). In getrennten Kanälen wird das anfallende Regenwasser und das häusliche 
Abwasser gesammelt und separat abgeführt. Das Regenwasser gelangt am Ende der Rohrleitung 
in verschiedene Vorfluter, dabei handelt es sich um natürliche Gewässer (Gräben, Bäche und 
Flussläufe) und fließt grundsätzlich zur Issumer und Gelderner Fleuth und dann in die Niers. 

Gemäß § 44 Abs. 1 LWG NRW (vom 08.07.2016) ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, 
die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, nach Maßgabe des § 55 Abs. 2 WHG zu beseitigen. Nach § 44 Abs. 2 LWG 
NRW kann die Gemeinde durch Satzung festsetzen, dass und in welcher Weise das Nieder-
schlagswasser zu versickern, zu verrieseln oder in ein Gewässer einzuleiten ist. Die Festsetzungen 
nach Satz 1 können auch in den Bebauungsplan aufgenommen werden; in diesem Fall sind die 
§§ 1 bis 13 und 214 bis 216 des Baugesetzbuches anzuwenden. Auf die Festsetzung einer zwin-
genden Versickerungsverpflichtung für die privaten Baugrundstücke wird aufgrund des nicht für alle 
Baugrundstücke nachzuweisenden Grundwasserflurabstands verzichtet. Es ist jedoch ein Hinweis 
diesbezüglich formuliert worden, der auf den Einzelfallnachweis abzielt.  

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB nur festgesetzt worden, dass innerhalb des Allgemeinen Wohnge-
biets WA private Stellplätze, Zugänge, Wegeverbindungen und Zufahrten nur in wasserdurchlässi-
gen Materialien wie z.B. Schotter-, Kies- oder Sandmaterialien, Pflaster mit Rasenfuge oder Öko-
Drainpflaster zulässig sind. Die Maßnahme dient der Grundwasserneubildung.  

Die Abfallbeseitigung ist aufgrund der für Entsorgungsfahrzeuge befahrbaren Erschließungsstra-
ßen (Planstraßen A bis C) und der Wendemöglichkeit (in Planstraße C) für dreiachsige Entsor-
gungsfahrzeuge möglich. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB ist in der Planstraße B, durch das Plan-
zeichen Abfall, ein Standort für Abfallbehälter am Abfuhrtag festgelegt, da Entsorgungsfahrzeuge 
die Planstraße B nicht in gesamter Länge infolge der fehlenden Wendemöglichkeit befahren kön-
nen.  

4.1.9 Örtliche Bauvorschriften 

Grundsätzlich soll zugunsten einer abwechslungsreichen und individuellen Bebauung den Bauwil-
ligen hinsichtlich der äußeren Gestaltung ihrer Gebäude die größtmöglich vertretbare Freiheit ein-
geräumt werden. Zur Sicherung einer gemäß Baugesetzbuch und Bauordnung erforderlichen, er-
träglichen städtebaulichen und ortsbildverträglichen Gestalt innerhalb des Geltungsbereichs sowie 
zur Anpassung an den Umgebungsbereich erachtet es die Gemeinde Issum aber als besonders 
erforderlich, einige grundsätzliche Vorgaben in Bezug auf die Dachgestaltung, Fassaden, Dach-
gauben, Vorgärten und Einfriedigungen sowie Modulationen des Baugrundstücks zu treffen, um 
unangepasste Bauvorhaben im Vorfeld zu verhindern. Die Vorgaben tragen auch zur Identifikation 
des kleinen Quartiers bei. Es wurden folgende Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 
BauO NRW getroffen, wobei auf die ab dem 01.01.2019 geltenden Fassung der Bauordnung NRW 
abzielt wurde, weil Bauanträge auf Grundlage dieser Fassung gestellt werden:  

Zusammenhängende Hauseinheiten (Doppelhäuser) und zusammenhängende Garagen/Carports 
sind mit identischer Höhenlage der Gebäude, Dachform und Dachneigung auszuführen. Sie sind 
bei Fassaden- und Dachflächen in Material und Farbe einander anzugleichen. Diese Festsetzung 
bezieht sich insbesondere auf die Möglichkeit im WA, Doppelhäuser zu errichten. Damit soll ein 
unangemessener Stilmix bei Doppelhäusern vermieden werden. Weiterhin bezieht sich die Fest-
setzung auf die Errichtung von Garagen/Carports, um gestalterisch unangemessene, unterschied-
liche Garagen und Garagenhöhen sowie Höhenlagen der Zufahrten bei zusammenhängenden 
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Elementen zu vermeiden. Zusätzlich vermieden werden sollen damit auch Nachbarrechtsstreitig-
keiten durch unangemessene Auffüllungen und ggf. notwendige Stützelemente.  

Zulässig sind für Wohngebäude mit maximal zwei Vollgeschossen innerhalb des Allgemeinen 
Wohngebiets WA Sattel-, Walm- oder Krüppelwalm-, Zelt- sowie Pultdächer mit einer 20° – 45° 
Dachneigung sowie Flachdächer mit einer Neigung kleiner gleich 10°. Damit können die in Abbil-
dung 12 beispielhaft aufgezeigten Gebäudetypen realisiert werden, örtlich unangemessene und 
nicht regionaltypische Dachformen wie z.B. Tonnendächer vermieden werden.    

Gauben sind innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets WA nur in einem bestimmten Verhältnis (ma-
ximal 2/3 der jeweiligen Hausseite) zur Dachfläche zulässig. Der Mindestabstand zum Dachrand 
muss 1,50 m betragen. Die Festsetzung zielt auf eine angemessene optische Gestaltung der Dach-
landschaft ab.  

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets WA sind Wintergärten zulässig, sie müssen sich dem 
Hauptbaukörper unterordnen und innerhalb der festgesetzten überbaubaren Fläche liegen. Da 
Wintergärten eine Erweiterung der Wohnfläche darstellen, soll mit der Festsetzung geregelt wer-
den, dass über das festgesetzte Baufenster hinaus keine weitere bauliche Entwicklung für Haupt-
gebäude erfolgen soll.  

Die folgenden Festsetzungen zielen ebenfalls darauf ab, ein einheitliches gestalterisches Bild im 
Hinblick auf die Einfriedigungen der Grundstücke und der Vorgärten zu erzeugen. Grundsätzlich 
sollen überdimensionierte Zaunanlagen zur Abschottung der Baugrundstücke vermieden werden. 
Deshalb sind die Einfriedigungen der Vorgärten an der Straßenbegrenzungslinie nur mittels Rasen-
kantensteinen zugelassen.  

Als Einfriedigungen der Hausgärten sind ausschließlich geschnittene Hecken (im Endzustand max. 
1,0 m breit und max. 2,0 m hoch; möglich auch mit Unterbrechung durch Gabionen als gestalteri-
sches Element, dann aber nur auf einer Länge von maximal 3,0 m) aus Gehölzen gemäß der bei-
gefügten Pflanzliste, nach Bedarf auch in Verbindung mit einem auf der Baugrundstückinnenseite 
positionierten maximal 1,60 m hohen Zaun zugelassen. Wünschen beide Nachbarn eine Einfriedi-
gung, dann sind die Hecken, nach Bedarf auch in Verbindung mit einem maximal 1,60 m hohen 
Zaun, zwischen den Baugrundstücken auf der gemeinsamen Grundstücksgrenze ohne Einhaltung 
von Abstandsflächen nach dem Nachbarrechtsgesetz zu pflanzen/positionieren, soweit beide 
Nachbarn hiermit einverstanden sind. Im Übrigen gilt das Nachbarrechtsgesetz. Folgende heimi-
sche Arten für Hecken sollen verwendet werden: Hainbuche (Carpinus betulus), Feldahorn (Acer 
campestre), Eingriff. Weißdorn (Crataegus monogyna), Gew. Liguster (Ligustrum vulgare), Rote 
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) und Buche (Fagus sylvatica). Mit der Festsetzung soll gewähr-
leistet werden, dass im Übergang zur freien Landschaft eine angemessene Einfriedigung und Be-
grünung vorgenommen werden muss.  

Mülltonnen/Abfallgefäße sind in Vorgärten nur zulässig, wenn für den jeweiligen Standplatz ein aus-
reichender Sitzschutz durch Abpflanzungen, Holzblenden und begrünte Rankgerüste oder durch 
feste Schränke vorgesehen wird. Die Festsetzung wird zur Vermeidung einer negativen Außenwir-
kung von Mülltonnen/Abfallgefäßen getroffen.  

In den letzten Jahren hat sich ein Vorgartentyp in Wohngebieten entwickelt, der als unangemessen 
in sowohl in ökologischer, klimatischer aber insbesondere auch ortsgestalterischer Sicht bezeichnet 
werden muss. Dabei handelt es sich um sogenannte „Kies-/Schotter-/Splitgärten“ z.T. auch mit ein-
gebrachten Folien/Vliesmaterialien. Durch die Folien-/Vliesmaterialien soll das Aufkommen von 
„Unkraut“ unterbunden werden, damit wird aber gleichzeitig auch das natürliche Versickerung von 
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Niederschlagswasser unterbunden. Wildkräutern, heimischen Pflanzen, Insekten oder Vögeln wer-
den kaum noch Chancen in den Vorgärten eingeräumt. Charakteristisch ist die besonders spar-
same Form der Pflanzenverwendung und eine insgesamt stark ausgeprägte Gestaltungsarmut. Für 
die „Kies-/Schotter-/Splitgärten“ ist insbesondere auch die starke Aufheizung in heißen Sommern, 
Speicherung der Hitze und Wiederabstrahlung prägend. Entsprechende „Vorgärten“ werden land-
läufig als „pflegeleicht“ angesehen.  

Betroffen von dem Phänomen „Kies-/Schotter-/Splitgärten“ ist in der Regel jene Fläche eines 
Grundstückes, die zwischen dem Eigenheim und der Straße einen mehr oder weniger breiten Strei-
fen bildet, der im Allgemeinen Sprachgebrauch für gewöhnlich als „Vorgarten" bezeichnet wird.  

Als gestalterisch, ökologisch und klimatisch angemessen ist ein möglichst naturnaher „Vorgarten“, 
der dann bei standortgerechter Planung ebenfalls wenig Arbeit macht, einen Beitrag für die ökolo-
gische Vielfalt leistet und eine Visitenkarte für den Grundstückseigentümer darstellt. Zur Erreichung 
dieser Ziele wird eine Festsetzung als örtliche Bauvorschrift i.V.m. Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur- und Landschaft nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. mit § 
89 BauO NRW und § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB getroffen. Dabei wird auch der Begriff „Vorgarten“ 
definiert: Ein Vorgarten ist die Fläche zwischen der Straßenbegrenzungslinie der das Baugrund-
stück erschließenden Planstraße (öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
Wohnweg) und der vorderen Bauflucht in der kompletten Breite des Baugrundstücks, i.d.R. 3 bis 5 
m zu der erschließenden Planstraße, sofern kein dem Hauptgebäude vorgelagerter Wohngarten 
besteht. Nicht zu Vorgartenflächen zählen Stellplätze, Zugänge, Wegeverbindungen, Zufahrten 
und Grundflächen/Standplätze für Mülltonnen/Abfallgefäße. Demnach sind Vorgartenflächen (als 
Teil des Freiflächenanteils eines Baugrundstücks im Allgemeinen Wohngebiet WA) gärtnerisch 
mindestens als Kombination bestehend aus Rasen-/Wiesen-/Staudenflächen unter Verwendung 
einheimischer und standortgerechter Laubgehölze zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. Stand-
ort- und Sortenauswahl sind auf die Platzverhältnisse abzustimmen. Das Einbringen von Naturstei-
nen z.B. in Form einzelner Findlinge oder flächenmäßig begrenzter Kies-/ Schotterflächen als 
Standort für trockenheitsliebende Pflanzen auf max. 15 % der Vorgartenflächen ist zulässig. Das 
Einbringen von Folien und Vliesmaterialien zur Bodenabdichtung ist unzulässig. Für die Gestaltung 
werden Gehölze und Sträucher benannt. Der Festsetzung ist eine Auswahlliste i.S. einer Pflanzliste 
beigefügt.   

4.2 Umweltsituation 

4.2.1 Maßnahmen der Grünordnung, Vermeidung, Verhinderung und Verringerung   

Folgende Maßnahmen der Grünordnung, Vermeidung, Verhinderung und Verringerung sind nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Nr. 25 a und BauGB festgesetzt:   

Private Stellplätze, Zugänge, Zufahrten und Grundflächen/Standplätze für Mülltonnen/Abfallgefäße 
der privaten Grundstücke sind nur in wasserdurchlässigen Materialien wie Schotter, Kies- oder 
Sandmaterialien oder Pflaster mit Rasenfuge zulässig. Die Maßnahme trägt zur Grundwasserneu-
bildung bei.  

Durch die maximal festgesetzte Versiegelungsrate von GRZ 0,6 bleibt gewährleistet, dass mindes-
tens 40 % eines Baugrundstücks gärtnerisch mit natürlichen Elementen und Strukturen dauerhaft 
begrünt werden müssen. Davon müssen mindestens 15% mit standortgerechten und einheimi-
schen Sträuchern (auch Bäume II. Ordnung) bepflanzt werden. Es wird eine Auswahlliste für die 
naturnahe Bepflanzung vorgegeben. Zu dem genannten mindestens 40%igen Freiflächenanteil 
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zählen auch die Vorgartenflächen, für die Vorgaben zur Bepflanzung aus ortsgestalterischer, Kli-
matischer und ökologischer Sicht getroffen wurden.   

Im öffentlichen Straßenraum der Planstraßen A und B sind sieben Baumpflanzungen (Anpflanzung 
von kleinkronigen Laubbäumen) innerhalb von mindestens 4 m² großen Pflanzbeeten festgelegt. 
Es besteht eine Pflanzliste zur Art/ Qualität der Bäume als Auswahl und gesondert zur Gestaltung 
der Pflanzbeete.  

Zusätzlich ist zeichnerisch eine Erhaltungsfestsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB für die drei 
im Geltungsbereich bestehenden Stieleichen formuliert.   

In das Allgemeine Wohngebiet WA von außen hineinkragender Baumbestand ist dauerhaft vor Be-
einträchtigungen des Stamm-, Wurzel- und Kronentraufbereiches zu schützen. Bodenauf-/ und Bo-
denabträge, Baustelleneinrichtungsflächen etc. dürfen nicht näher als 2,5 m an den Stammfuß her-
anreichen. Es gilt das Nachbarrechtsgesetz NRW. Pflegeschnitte bzw. eine Aufastung der in die 
umgrenzte Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist, hineinragenden Kronentraufbereiche angren-
zender, außerhalb des Geltungsbereichs befindlicher Laubbäume sind nur nach Abstimmung mit 
den betroffenen Flurstückeigentümern zulässig. Diese Maßnahme wird ergänzend zur von Bebau-
ung freizuhaltenden Fläche zum Schutz des angrenzenden Geschützten Landschaftsbestandteils 
und des Ahorngehölzes getroffen.   

Weitere Maßnahmen der Grünordnung, Verhinderung Vermeidung, Verringerung bestehen nicht.  

Ausgleichsmaßnahmen sind bei Anwendung des § 13 b BauGB aufgrund der geringen durch den 
Bebauungsplan erfassten Fläche (festgesetzte Grundfläche bzw. sich aus der festgesetzten Grund-
flächenzahl ergebende Grundfläche i.S. § 13a Abs. 12 S. 2 BauGB von weniger 10.000 m²) nicht 
erforderlich. Der Eingriff, der aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 25 zu erwarten ist, 
gilt i.S. des § 1a Abs. 3 S. 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  

4.2.2 Klimaschutz und Klimawandel 

Klimaschutz und Klimawandel sind eines der zentralen Umweltthemen der Zeit. Kohlendioxidan-
stieg in der Atmosphäre, Zunahme winterlicher bzw. Abnahme sommerlicher Niederschläge, An-
stieg der Jahresmitteltemperatur und höhere Wahrscheinlichkeiten von Extremwetterereignissen 
sind als Klimatrends bekannt. Dabei nehmen Kommunen zum Schutz des Klimas und zur Luftrein-
haltung durch die Instrumente der Bauleitplanung eine zentrale Rolle ein, da mit einem aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungsplan rechtsverbindlich über eine umweltverträgliche 
Nutzung von Grund und Boden entschieden wird. Diesem Sachverhalt tragen verschiedene ge-
setzliche Anforderungen Rechnung. 

Festsetzungen können im Bebauungsplan zwar gemäß Planungsrecht nur aus städtebaulichen 
Gründen erfolgen, nichtsdestotrotz sind das Klima schützende Belange in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. So fordert das BauGB in § 1 Absatz 5, dass „die Bauleitpläne eine nachhaltige städ-
tebauliche Entwicklung …. gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Um-
welt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Kli-
maschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie 
die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu ent-
wickeln.“ „Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klima-
wandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden“ (BauGB in § 1a Absatz 5; Klimaschutzklausel). Weiter sind bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen gemäß § 1 Absatz 6, Satz 7a insbesondere „ die Belange des 
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Umweltschutzes…, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und 
Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt“, 
„die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie“(Satz 
7f) sowie „die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität“ (Satz 7h) zu berücksichtigen. Weiterhin 
bestehen Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB) 
sowie für die Nutzung von Windenergie in der Bauleitplanung (§ 249 BauGB). 

Als Maßnahmen des Klimaschutzes/-Vermeidung Klimawandel können für die vorliegende Pla-
nung benannt werden: 

 Siedlungsentwicklung gemäß den regionalplanerischen Festlegungen, angrenzend an die Orts-
lage Sevelen 

 5,5 m breite von Bebauung freizuhaltende Flächen im Süden des Geltungsbereichs auf den 
Baugrundstücken als Schutzpuffer zum außerhalb des Geltungsbereichs gelegenen Geschütz-
ten Landschaftsbestandteils LB 26 gemäß Landschaftsplan (drei Stieleichen) sowie zum weite-
ren Gehölzbestand des Büllenhofs  

 Sieben Baumpflanzungen innerhalb von mind. 4 m² großen Pflanzbeeten im Straßenraum (drei 
Bäume in der Planstraße A und vier Bäume in der Planstraße B) 

 Erhaltungsfestsetzungen für drei Stieleichen in der Reihe des Geschützten Landschaftsbestand-
teils innerhalb des Geltungsbereichs auf den Baugrundstücken  

 Schutzmaßnahmen bezogen auf den von außen im Süden in den Geltungsbereich hineinkra-
genden Baumbestand sowie auf öffentliche Straßenverkehrsflächen von Vorgärten der Nach-
barbebauung hineinkragender Baumbestand 

 Gezielte Ableitung des anfallenden Regenwassers auf den öffentlichen Verkehrsflächen und 
privaten Baugrundstücken (mit ggf. Rückhaltung nach Bedarf), Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers der befestigten Flächen auf den Baugrundstücken, sofern die Machbar-
keit der zuständigen Genehmigungsbehörde beim Kreis Kleve nachgewiesen werden kann.  

 Wasserdurchlässige Beläge für Zufahrten, Stellplätze, Zugänge, Wegeverbindungen, Grundflä-
chen/Standplätze von Mülltonnen/Abfallgefäße sowie 

 Vorgaben für die Vorgartengestaltung  

Auf die Vorgaben des EEWärmeG (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz) für die Neuerrichtung 
von Gebäuden wird hingewiesen (Deckung des Wärme- und Kälteenergiebedarfs durch die antei-
lige Nutzung von Erneuerbaren Energien). 

4.2.3 Gutachten zur Boden- und Baugrunduntersuchung  

Es liegt ein Gutachten zur Boden- und Baugrunduntersuchung i.S. einer orientierenden Untersu-
chung mit Stand vom 22.06.2018, erarbeitet durch Dipl.-Ing. Veronika Steinberg, Beratende Geo-
login BOG, Grefrath, vor.   

Zur Erhöhung der Planungssicherheit wurde der Planbereich hinsichtlich gründungstechnischer 
Anforderungen sowie der Möglichkeiten zur Versickerung von Niederschlagswasser untersucht. 

Zur Beurteilung der Boden- und Baugrundverhältnisse wurden sechs Rammkernbohrungen (RKB 
1 bis RKB 6) sowie zwei Rammsondierungen mit der mittelschweren Rammsonde ausgeführt. Die 
maximale Bohrteufe betrug 5 m. Zudem wurden zur Überprüfung der Versickerungsfähigkeit zwei 
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Versickerungsversuche in den erbohrten Feinsanden bzw. in den schwach kiesigen Sanden aus-
geführt. 

Auf der Fläche wurden humose, steinige, teils schwach schluffige Feinsande (Mutterboden), bis 
etwa 0,5 m Tiefe erbohrt. Darunter folgen Feinsande und Mittel- bis Grobsande der Niederterrasse 
mit mitteldichter, zunehmend dichter Lagerung. 

Das Grundwasser wurde bei den Geländearbeiten im Juni 2018 etwa 2,5 m unter Gelände aufge-
schlossen. Bei hohen Grundwasserständen liegt der Flurabstand bei etwa 1,0 m. Der Bemessungs-
wasserstand sollte mit 28,20 m NHN angenommen werden. 

Die Gründung eines Gebäudes kann auf Streifenfundamenten oder alternativ auf einer Gründungs-
platte erfolgen. Gebäudeteile mit unterschiedlicher Setzungsdynamik sollten statisch entkoppelt 
werden. 

Aus gutachterlicher Sicht empfiehlt sich ein Verzicht auf eine Unterkellerung. Nach Abschieben des 
Mutterbodens besteht unterhalb der Gründungsplatte ein Massendefizit. Dieses sollte durch gut 
verdichtungsfähiges frostsicheres Material ausgeglichen werden. Auflockerungen infolge der Aus-
kofferungsarbeiten sind nach zu verdichten. Das freigelegte Planum ist durch geeignete Maßnah-
men gegen Frost sowie den Zutritt von Regen- und Oberflächenwasser zu schützen. 

Anfallendes unverschmutztes Dachflächenwasser kann in den sandig-kiesigen Schichten versi-
ckert werden. Die Versickerungsanlagen sollten vorsorglich etwas größer dimensioniert werden, 
um auch bei hohen Grundwasserständen ausreichende Versickerungsleistungen zu gewährleisten. 
Auflagen und Genehmigungen für die Versickerung von Niederschlagswasser sind ortsspezifisch 
(bezogen auf die Höhenlage des jeweiligen Baugrundstücks und dem nachweisbaren Grundwas-
serflurabstand) und mit der zuständigen Fachbehörde abzustimmen. 

Werden in der Bauphase andere als die bei den Sondierbohrungen erbohrten Schichten angetrof-
fen, ist der Bodengutachter zu verständigen. Zum Zeitpunkt der Erdarbeiten sollte zur Überprüfung 
der Baugrundverhältnisse sowie zur Abnahme der Gründungsebene ggf. der Bodengutachter hin-
zugezogen werden. 

Details sind dem vorliegenden Gutachten zu entnehmen 

4.2.4 Immissionsschutz 

Zum Bebauungsplan Nr. 25 wurde eine Gutachterliche Stellungnahme zur Geruchs- und Ge-
räuschsituation durch die Wenker & Gesing Akustik und Immissionsschutz GmbH in Gronau mit 
Stand Juli 2018 erarbeitet. 

Geruch 

Auf dem südwestlich des Geltungsbereichs gelegenen Poschhof (ca. 75 m Entfernung) werden 180 
Gänse gehalten und auf dem benachbarten Büllenhof (südlich des Geltungsbereichs in ca. 25 m 
Entfernung) insgesamt bis zu 30 Kühe und Kälber. Weitere Geruchemittenten befinden sich nicht 
in der näheren, betrachtungsrelevanten Umgebung des Geltungsbereichs.   

Nach vorliegenden Informationen werden die Gänse zeitweise im Stall, zeitweise aber auch auf 
dem Grünland nordwestlich und südlich des Poschhofs gehalten. Vergleichbares gilt für die Kühe 
und Kälber auf dem Büllenhof, die je nach Jahreszeit die Freiflächen zwischen den Stallungen und 
dem Plangebiet nutzen können. 
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Es sind die in der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) beschriebenen Regelungen zu beachten, 
sofern die Geruchsemissionen nach ihrer Herkunft aus Anlagen erkennbar, d.h. abgrenzbar gegen-
über anderen Gerüchen (beispielsweise aus landwirtschaftlichen Düngemaßnahmen) sind. Zur Be-
urteilung der Erheblichkeit der Geruchseinwirkung wird daher die GIRL herangezogen, in der in 
Abhängigkeit von verschiedenen Nutzungsgebieten Immissionswerte als Maßstab für die zulässige 
Geruchsimmission festgelegt werden. Mit diesen Immissionswerten sind Kenngrößen zu verglei-
chen, die die durch sämtliche Anlagen verursachte Geruchsbelastung berücksichtigen. Dabei gilt 
eine Geruchsbelastung in der Regel als erhebliche Belästigung, wenn die Gesamtbelastung die in 
Tabelle 1 aufgeführten Immissionswerte, angegeben als relative Häufigkeiten von Geruchsstunden 
(Wahrnehmung eines anlagentypischen Geruchs während mindestens sechs Minuten innerhalb 
der Stunde), überschreitet. 

Tabelle 2 Immissionswerte für unterschiedliche Nutzungsgebiete gemäß GIRL, angegeben als re-
lative Häufigkeiten von Geruchsstunden 

 

Wohn-/ Mischgebiete Gewerbe-/ In-
dustriegebiete 

Dorfgebiete 

0,10 0,15 0,15 

 

Unter Berücksichtigung von 180 Gänsen ergibt sich - bei Stallhaltung - ein Geruchsstoffstrom 
von 48 GE/s. Analog zu den sog. Zweifelsfragen zur Geruchsimmissions-Richtlinie, einer Zu-
sammenstellung des länderübergreifenden GIRL-Expertengremiums, wonach der Stall wäh-
rend des Weidegangs von Milchkühen zur sachgerechten Berücksichtigung des Leerstands mit 
50 % der Emissionen (Konventionswert) berücksichtigt werden kann, ergibt sich auch für die 
Haltung der Mastgänse auf dem Grünland bezogen auf den Beurteilungszeitraum (1 Jahr) for-
mal ein geringerer als der vorgenannte Geruchsstoffstrom. Mastgänse sind zudem - ebenfalls 
mit Verweis auf die Ausführungen in den Zweifelsfragen - mit dem Gewichtungsfaktor von 1,0 
zu bewerten, da diese in dem Projekt "Geruchsbeurteilung in der Landwirtschaft" nicht unter-
sucht wurden. 

Die Geruchsemissionen des Büllenhofes werden im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
durch 20 Kühe und 10 Aufzuchtkälber (insgesamt 30 Tiere) berücksichtigt. Hieraus ergibt sich 
- bei konservativer Annahme einer ganzjährigen Stallhaltung (siehe oben) - ein Geruchsstoff-
strom von insgesamt 311 GE/s (Gewichtungsfaktor 0,5). 

Für die Übertragung auf das Untersuchungsgebiet sind die an der Station Wesel- Feldmark 
(Stations-ID 201060) aufgezeichneten Daten geeignet. Das Jahr 2015 wurde als repräsentati-
ves Jahr aus dem Zeitraum 2006 - 2015 ermittelt und liegt somit der Ausbreitungsrechnung 
zugrunde.  
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Abbildung 13 Relative Häufigkeit von Geruchsstunden (belästigungsrelevante Kenngröße) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Gutachterliche Stellungnahme zum B-Plan Nr. 25, Wenker & Gesing Akustik und Immissionsschutz GmbH 

Wie aus der obigen Abbildung zu entnehmen ist, resultieren innerhalb des Plangebiets Ge-
ruchsstundenhäufigkeiten, die den für Wohn- und Mischgebiete geltenden Immissionswert von 
0,10 (10 %) deutlich unterschreiten. Ein Geruchsimmissionskonflikt sowie eine weitergehende 
Einschränkung potenzieller Entwicklungsmöglichkeiten der beiden Höfe sind im vorliegenden 
Fall nach Erachten des Gutachters nicht zu erwarten. 

Lärm 

Als Lärmquelle ist für den Geltungsbereich die Gänsehaltung relevant.   

Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) dient nach Nr. 1 Abs. 1 dem 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Geräusche sowie der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche. Ob-
gleich landwirtschaftliche Anlagen vom Anwendungsbereich der TA Lärm ausgenommen sind, 
wird sie als Erkenntnisquelle zur Beurteilung der Geräuschimmissionen herangezogen. 
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Bei unbebauten Flächen liegen die maßgeblichen Immissionsorte an dem am stärksten be-
troffenen Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit schutzbedürf-
tigen Räumen erstellt werden dürfen. 

Die in allgemeinen Wohngebieten (WA) gemäß Nr. 6.1 der TA Lärm geltenden Immissionsricht-
werte sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 

Tab. 3 Immissionsorte und Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm 
 

 

Gebietsart 
 

Immissionsrichtwert 
 

[dB(A)] 

tags nachts 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 40 

 

Die DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ gibt Hinweise zur Berücksichtigung des Schall-
schutzes bei der städtebaulichen Planung und führt hierzu im Beiblatt 1 schalltechnische Ori-
entierungswerte als Zielvorstellungen an. Sie entsprechen den Richtwerten der TA Lärm. 

Im Praxisleitfaden "Schalltechnik in der Landwirtschaft" des Österreichischen Umweltbundes-
amtes werden Emissionsdaten für die schalltechnische Beurteilung von Nutztierhaltungen ge-
nannt. Bei Nutztieren handelt es sich einerseits um Individuen, deren Lautäußerungen einem 
biologischen Rhythmus folgen, andererseits ist die Motivation zur Vokalisation sehr stark von 
äußeren Einflüssen abhängig. 

Hinsichtlich der Haltung von Tieren der Nutztiergruppe "Rind" ist unseren Erfahrungen nach im 
beurteilungsrelevanten Nachtzeitraum in der Regel nicht mit relevanten Geräuschemissionen 
zu rechnen. Entsprechende tierische Lautäußerungen sind bei Haltung auf der an das Plange-
biet angrenzenden Wiese auch tagsüber üblicherweise nur selten zu erwarten. 

Geflügel zeigt in der Regel nur während der Lichtphasen Bereitschaft zu Geräuschemissionen. 
In Perioden der Dunkelheit bzw. bei aktiviertem Notlicht sinkt der Rauminnenpegel in einem 
Stall beträchtlich ab - relevante, immissionswirksame Geräuschentwicklungen finden dann 
nicht statt, sodass schallemissionstechnisch ausschließlich die Lichtphasen als relevant anzu-
sehen sind. Tagsüber kann ein Immissionskonflikt aufgrund des ausreichend großen Abstan-
des zwischen den Gänsen (hier: 180 Tiere) und dem Plangebiet - auch unter Berücksichtigung 
von Fahrzeugbewegungen landwirtschaftlicher Maschinen (Traktor etc.) - ohnehin sicher aus-
geschlossen werden.  

In der zu beurteilenden Nachtstunde (z. B. 5.00 - 6.00 Uhr) ergeben sich bei konservativer 
Annahme eines Aufenthalts aller 180 Gänse auf dem dem Plangebiet am nächsten gelegenen 
Grünland im Nordwesten des Poschhofs (siehe folgende Abbildung) an der südwestlichen Plan-
gebietsgrenze (IO, vgl. Abb. 11) Beurteilungspegel ≤ 39 dB(A), die den für allgemeine Wohn-
gebiete nachts geltenden Immissionsrichtwert bzw. den zahlenmäßig identischen schalltechni-
schen Orientierungswert gemäß Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 von 40 dB(A) somit unterschreiten. 

Überschreitungen des nachts für einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen geltenden Immissions-
wertes von 60 dB(A) (Richtwert von 40 dB(A) zzgl. 20 dB(A)) sind unter Berücksichtigung eines 
tierartspezifischen Spitzenpegels von LWA,Rech,Mastgans = 93,8 dB(A) nicht zu erwarten. 
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Abbildung 14 Digitalisierungsplan (Lärm) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Gutachterliche Stellungnahme zum B-Plan Nr. 25, Wenker & Gesing Akustik und Immissionsschutz GmbH 

Konflikte aufgrund der über die L 478 (Rheurdter Straße) abgewickelten Verkehre (3.933 
Kfz/Tag bei einem Schwerverkehr von 103 Kfz pro Tag) bestehen aufgrund der Entfernung von 
ca. 50 m und der im Süden an die Rheurdter Straße angrenzenden bestehenden Bebauung 
ebenfalls nicht.  

Gemäß Städtebaulichem Konzept „Am Büllenhof“ Sevelen der VOBA WOHNBAU GmbH sind 
insgesamt maximal 23 Baugrundstücke (davon max. 13 Einzel- und 10 Doppelhaushälften) 
vorgesehen.  

Unter Berücksichtigung von maximal 2 Wohneinheiten (WE) je Einzelhaus und maximal 1 WE 
je Doppelhaushälfte könnten max. 36 WE realisiert werden. Unter Zugrundelegung der Faust-
formel 1,5 Fahrzeuge/WE x 2,5 Bewegungen/Tag und Rechtsprechung des Hessischen Ver-
waltungsgerichtshofs ergeben sich 135 Verkehrsbewegungen infolge der Planung. Zusätzlich 
sind ein motorisierter Besucherverkehr sowie ein Güterverkehr von insgesamt 2 Fahrten pro 
Wohneinheit am Tag anzunehmen. Dies führt bei maximal 36 Wohneinheiten zu einem weite-
ren planbedingten Mehrverkehr von 72 Fahrzeugbewegungen/Tag. Die planbedingte Erhöhung 
des Kfz-Verkehrs beträgt danach 207 Fahrzeugbewegungen täglich. Diese verteilen sich zu-
gangsmäßig auf die Büllenstraße und die Aldekerker Straße sowie im Abgangsverkehr über die 
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Straße Am Büllenhof (geplante Beschilderung Einbahnstraße Richtung Rheurdter Straße), Bül-
lenstraße und Aldekerker Straße.   

Nach der ständigen Rechtsprechung der Bausenate des VGH Kassel bewirkt die planbedingte 
Zunahme des Straßenverkehrs von bis zu 200 Fahrzeugbewegungen pro Tag vorbehaltlich 
besonderer Umstände des Einzelfalls lediglich eine geringfügige Beeinträchtigung des Interes-
ses eines Straßenanliegers, von planbedingtem Mehrverkehr, insbesondere im Hinblick auf 
Verkehrslärmimmissionen, verschont zu bleiben (VGH Kassel Urt. v. 27.7.2017-4 C 1338/16; 
Urt. v. 13.3.2014-4 C 2148/ll.N, juris Rn. 7.1 ff.; Urt. v. 14.11.2013-4 C 2414/11.N, juris Rn. 32; 
Urt. v. 23.3.2011 - 4 C 2708/09.N, juris Rn. 20; Urt. v. 7.7. 2009-3 C1203/08.N, juris Rn. 25;). 
Die Anzahl 200 zusätzlicher Verkehrsbewegungen wird durch die Bebauung des Plangebiets 
mit sieben Verkehrsbewegungen im Worst-case-Fall geringfügig überschritten. Zudem ist die 
Verteilung der Fahrzeugbewegungen auf die die genannten Straßen anzuführen.   

Insgesamt stellt die Zusatzbelastung von 207 Fahrzeugbewegungen pro Tag keine abwä-
gungsbeachtliche Belastung für die Umgebung dar. Besondere Umstände des Einzelfalls, die 
zu einer abwägungsbeachtlichen Belastung für die Umgebung führen könnten, liegen nicht vor.  

Aufgrund der gutachterlichen Aussagen und den obigen Aussagen zu Verkehrsbewegungen 
sind keine Immissionskonflikte durch die Planung zu erwarten.  

4.2.5 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Anhand vorhandener Datenquellen und einer Ortsbegehung (Juni 2018) zur Erfassung ggf. 
vorhandener Habitatbäume und zur Beurteilung der Habitateignung wurde für den Bebauungs-
plan Nr. 25 der Gemeinde Issum untersucht, ob für planungsrelevante Tier- und Pflanzenarten 
aufgrund der Lage ihrer Fundorte sowie ihrer Lebensansprüche eine Betroffenheit durch die 
konkrete Umsetzung der Planung gegeben ist und ob Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 
BNatSchG erfüllt werden. Dann wäre aus naturschutzfachlicher Sicht eine Ausnahme gemäß 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG von den Verboten notwendig. 

Aus der Betrachtung ergibt sich, dass der Planungsraum aufgrund seiner Siedlungsrandlage 
und seinen anthropogen bedingten Störungen keine Habitatstrukturen aufweist, die für die im 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (vgl. auch Kap. 6) genannten planungsrelevanten Tierar-
ten einen geeigneten Lebensraum darstellen können. 

Eine weitergehende artenschutzrechtliche Betrachtung der Stufe II ist daher nicht notwendig. 

Eine Prüfung der Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG kann entfal-
len. 

4.2.6 Auswirkungen der Planung  

Die Planung u.a. weiterer Wohnbaumöglichkeiten im Rahmen eines Allgemeinen Wohngebiets WA 
(Ausschluss Gärtnereien, Tankstellen und Anlagen für Verwaltungen) auf einer randlich des bishe-
rigen Siedlungsbereichs Sevelen im Übergang zu drei Hofanlagen (davon Poschhof mit 180 Gän-
sen, Büllenhof mit 30 Rindern) gelegenen Ackerfläche wird als Bebauungsplan nach § 13b BauGB 
(Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren) im vereinfachten Ver-
fahren nach § 13 a bzw. § 13 BauGB aufgestellt (vgl. auch Kap. 1.4).  

Für den vorliegenden Bebauungsplan wird aufgrund der Größe des geplanten Allgemeinen Wohn-
gebiets WA von 10.167 m² (ohne Berücksichtigung der Erschließungsanlagen) die zulässige 
Grundfläche von weniger als 10.000 m² deutlich unterschritten (4.067 m²). Weitere 
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Bebauungspläne mit dem Ziel Schaffung von Baugrundstücken befinden sich in der Gemeinde 
Issum derzeit nicht in Aufstellung. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen nicht. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.    

In diesem Fall kann von einer Umweltprüfung, die in einem Umweltbericht u.a. den derzeitigen Um-
weltzustand und die (erheblichen) Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter darlegt, abgese-
hen werden. Dennoch sind die wesentlichen Auswirkungen der Planung auf das Wohnumfeld 
(menschliche Gesundheit, Bevölkerung; Erholung), auf die Tier- und Pflanzenwelt (auch Biotope, 
Schutzgebiete; Biologische Vielfalt), auf die Medien Boden und Wasser (einschl. Altablagerungen, 
Grund- und Oberflächenwasser sowie das Schutzgut Fläche), auf das Klima (einschl. Lufthygiene 
und Klimaschutz und Klimawandel), auf das Orts-/ Landschaftsbild, Kultur- und Sachgüter/Kulturel-
les Erbe sowie Schutzgut Anfälligkeit für schwere Unfälle /Katastrophen darzulegen: 

Schutzgut Mensch/menschliche Gesundheit, Bevölkerung 

Mit Realisierung der Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 25 werden im Rahmen des Allgemei-
nes Wohngebiets im Plangebiet maximal 18 neue Baugrundstücke (davon 13 Einzelhäuser und 
fünf Baugrundstücke mit Möglichkeit zur Errichtung eines Einzel- oder Doppelhauses) geschaffen, 
die sich in das vorhandene Wohnumfeld der Straßenzüge Rheurdter Straße, Büllenstraße und Am 
Büllenhof einfügen. Das Plangebiet stellt eine Erweiterung in den bisherigen Außenbereich zwi-
schen Siedlungsbereich Sevelen im Norden und Westen sowie drei Hofanlagen im Süden auf bis-
her ackerbaulich genutzten Flächen dar.  

Die Entwicklung geht mit den landes- und regionalplanerischen Zielvorgaben konform. Im 
rechtskräftigen FNP ist bereits Wohnbaufläche dargestellt.  

Die Bebauung innerhalb des rund 1, 24 ha großen Geltungsbereichs führt zu keiner Beeinträchti-
gung möglicher Erholungsfunktionen. Die Nutzbarkeit des bisherigen Wirtschaftswegs Am Büllen-
hof für Fußgänger und Radfahrer als Verbindung zwischen dem nördlichen Siedlungsbereich Se-
velens und dem südlichen Außenbereich Richtung Aldekerker Straße bleibt bei Herrichtung des 
Wegs Am Büllenhof gemäß Ausbau- und Erschließungsplanung bestehen.  

Auf das Plangebiet einwirkende Verkehrsgeräusche, hervorgerufen durch den Verkehr auf der 
nördlichen Rheurdter Straße (L 478), sind zu vernachlässigen, da die durchschnittlich täglichen 
Verkehrsmengen vergleichsweise gering ausfallen und entlang der Rheurdter Straße eine lärmmin-
dernde Bebauung besteht. Die über die Aldekerker Straße als Gemeindestraße abwickelten Ver-
kehre sind ebenfalls zu vernachlässigen. Vom Baugebiet selbst werden aller Voraussicht nach ma-
ximal ca. 207 Fahrzeugbewegungen ausgehen, die sich über die Aldekerker Straße, die Büllen-
straße und Am Büllenhof verteilen werden. Eine Beeinträchtigung der angrenzenden Bebauung 
durch den vom Baugebiet ausgehenden Verkehrslärm ist dadurch nicht erkennbar.  

Gemäß vorliegender gutachterlichen Stellungnahme zur Geruchs- und Geräuschsituation aufgrund 
von 180 Gänsen auf dem Poschhof und 30 Rindern auf dem Büllenhof ist nicht mit negativen Aus-
wirkungen zu rechnen.   

Insgesamt sind erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf das Schutzgut demnach nicht zu 
verzeichnen.    
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Schutzgut Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt 

Die Inanspruchnahme der strukturarmen, geringwertigen Ackerfläche führt zu keinem Verlust hoch-
wertiger, nicht zu kompensierender Biotopstrukturen. Im Süden im Geltungsbereich bestehende 
junge Stieleichen werden gesichert. Die alten Stieleichen des Geschützten Landschaftsbestandteils 
LB 26 befinden sich außerhalb des Plangebiets. Für diese werden innerhalb des Plangebiets 
Schutzmaßnahmen formuliert. Bei der Entwicklung der überbaubaren Flächen und bezogen auf 
Nebenanlagen wurde auf den Traufbereich der angrenzenden Stieleichen Rücksicht genommen, 
so dass kein Hauptgebäude und keine Nebenanlage in den Traufbereichen zu liegen kommt.  

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des Landschaftsplans Nr. 15 des Kreises 
Kleve (vgl. Kap. 2.3), wobei der L-Plan bereits mit dem Entwicklungsziel 6.2 Temporäre Erhaltung 
bis zur Realisierung der Bauleitplanung die zukünftige bauliche Entwicklung berücksichtigt. 
§ 20 Abs. 4 LNatSchG NRW findet Anwendung.  

Eine Betroffenheit geschützter oder schutzwürdiger Biotopflächen und -komplexe ist insgesamt 
ebenso nicht gegeben, wie die Betroffenheit von NATURA 2000-Gebieten. Flächen und Funktionen 
des Biotopverbundes werden ebenfalls nicht beeinträchtigt. 

Aus der Betrachtung sog. planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten im Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag (Kap. 4.2.5 und Kap. 6) ergibt sich, dass der Planungsraum aufgrund seiner siedlungs-
internen Lage und seinen anthropogen bedingten Störungen keine Habitatstrukturen aufweist, die 
für diese Arten einen geeigneten Lebensraum darstellen können. Auch für geschützte Arten gemäß 
Roter Liste oder für ubiquitär verbreitete Arten stellt die Ackerfläche keinen essentiellen Nahrungs- 
und Lebensraum dar.  

Die Auswahl standortgerechter und einheimischer Laubgehölze (bzw. auch Wiesen-/ Staudenflä-
chen) gemäß den formulierten Festsetzungen im Bereich der privat genutzten Vorgärten/ Gärten 
bietet darüber hinaus ubiquitär verbreiteten Tierarten, ggf. auch der ein oder anderen planungsre-
levanten Arten Nahrungs-, ggf. auch Lebensraum. Insgesamt erfolgt durch strukturreiche Gärten 
eine Aufwertung gegenüber dem saumarmen Intensivacker. 

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf das Schutzgut sind demnach nicht zu verzeichnen.   

Schutzgüter Boden und Wasser; Fläche 

Der Geltungsbereich umfasst ca. 1,24 ha. Davon werden rund 1,02 ha erstmalig zur Wohnbau-
grundstücken entwickelt.   

Mit Bebauung eines langjährig intensiv landwirtschaftlich genutzten und überformten Ackerstandor-
tes (letzte Bestellung mit Mais) ergeben sich durch die Realisierung von 18 Wohnbaumöglichkeiten 
einschließlich der Erschließungsflächen (öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung „Wohnweg“) dauerhafte und irreversible Eingriffe in Form von Oberbodenabtrag, Überbau-
ung und Versiegelung gemäß zulässiger GRZ. Aufgrund von formulierten Schutzmaßnahmen wird 
für den Erhalt der geschützten Stieleichen gesorgt (kein Bodenabtrag bis in einer Entfernung von 
2,5 m zum Stammfuß). Der verbleibende Freiflächenanteil von mindestens 40 % des Allgemeinen 
Wohngebiets WA wird zukünftig ebenfalls intensiv, jedoch gärtnerisch genutzt. 

Im Süden sind randlich im Übergang zur Hofanlage Büllenhof schutzwürdige Böden in Form von 
Plaggenesche (Bodentyp E8) mit sehr hoher Funktionserfüllung als Archiv der Kulturgeschichte 
(besonders schutzwürdig; ca. 0,29 ha) betroffen.  
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Die Bodenfruchtbarkeit ist als gering bis mäßig (Sandböden, Bodenwertzahl 30-40) zu bezeichnen. 
Landwirtschaftliche Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit oder besonderer 
Eignung für eine landwirtschaftliche Nutzung werden nicht in Anspruch genommen.  

Aufgrund der festgesetzten GRZ von 0,4 in den Allgemeinen Wohngebieten mit weiterer Versiege-
lung bis 0,6 für die in § 19 Abs. 4 S 1 BauNVO genannten Anlagen ergibt sich eine Versiegelung 
von 6.1.01 m² zuzüglich der Versiegelung der 2.201 m² großen Planstraßen A-C (abzüglich sieben 
mindestens 4 m² großen Pflanzflächen für die Baumstandorte und verbleibender randlicher Wie-
senstreifen in der Planstraße A).  

Für im Plangebiet zu errichtenden Gebäude besteht die gutachterliche Empfehlung auf Keller zu 
verzichten Vorhandene hohe Grundwasserstände sind zu berücksichtigen bzw. bei der LINEG ak-
tuell aufgrund des früheren Bergbaus und ggf. weiteren Senkungen abzufragen.  

Das Plangebiet ist derzeit unversiegelt (bis auf Teile des Wirtschaftswegs Am Büllenhof (Schotte-
rung)). Anfallende Niederschläge versickern in den sandigen und wasserdurchlässigen Untergrund.  

Gemäß der vorliegenden Entwässerungsplanung und dem orientierenden Gutachten zur Boden- 
und Baugrunduntersuchung kann das auf den privaten Baugrundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser bei Einhaltung ausreichender Grundwasserflurabstände zur Versickerung gebracht 
werden. Da ausreichende Grundwasserflurabstände nicht überall im Baugebiet nachweisbar sein 
werden, ist zusätzlich ein Anschluss an den Regenwasserkanal vorgesehen. Das auf den öffentli-
chen Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser wird ebenfalls über Regenwasserkanal ab-
geleitet. 

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf die Schutzgüter sind aufgrund der kleinflächigen 
Inanspruchnahme von geschützten Böden nur geringfügig zu verzeichnen.   

Schutzgüter Klima und Luft (einschl. Klimaschutz und Klimawandel) 

Die Bebauung der etwa 60 m tiefen, auf drei Seiten von Wohnbebauung mit Gärten umgebenden 
Innenbereichsfläche führt weder lokal- noch kleinklimatisch zu wirksamen Veränderungen, noch zu 
Beeinträchtigungen der lufthygienischen Situation innerhalb eines durch Siedlungsklima zu charak-
terisierenden aufgelockerten und durchgrünten Wohnsiedlungsbereichs. Die Größe der Baugrund-
stücke i.V.m. mit der festgesetzten Versiegelungsrate und wasserdurchlässigen Belägen gewähr-
leisten einen ausreichenden Anteil an gärtnerisch zu nutzenden Flächen 40 %iger Freiflächenan-
teil). Zusätzlich erfolgt die Begrünung des öffentlichen Straßenraums mit sieben Bäumen innerhalb 
mindestens 4 m² großer Pflanzflächen. Das anfallende Niederschlagswasser kann im Einzelfall 
nach auf Nachweis zur Versickerung gebracht werden oder wird abgeleitet.    

Das überschlägig ermittelte, baugebietsbedingte zusätzliche Verkehrsaufkommen von maximal ca. 
207 Verkehrsbewegungen/d hat auf die Schutzgüter keine relevanten Auswirkungen. 

Diverse Festsetzungen tragen zum Klimaschutz/-Vermeidung Klimawandel bei: Siedlungsentwick-
lung gemäß den regionalplanerischen Festlegungen, Schutzflächen und -maßnahmen zum Ge-
schützten Landschaftsbestandteil sowie Gehölz-, Baumerhalt- und anpflanzungen, Versickerung 
des anfallenden Niederschlagswassers/Ableitung, wasserdurchlässige Beläge, Vorgaben für die 
Vorgartengestaltung. Auf die Vorgaben des EEWärmeG wird verwiesen.  

Für die Aspekte Klimaschutz und Klimawandel wird auch auf das Kap. 4.2.2 verwiesen. 

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf die Schutzgüter sind demnach nicht zu verzeich-
nen.   
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Schutzgut Landschaft 

Die ca. 1,24 ha große zu entwickelnde, im Übergangsbereich zwischen der Bebauung an der 
Rheurdter Straße und den südlich gelegenen drei Hofanlagen gelegene Ackerfläche ist lediglich für 
die unmittelbar angrenzenden Anlieger sowie Nutzer des bisherigen Wirtschaftswegs Am Büllenhof 
(Fußgänger/Radfahrer) einsehbar.  

Visuelle Verbindungen vom Planbereich bestehen zu südöstlich gelegenen Windenergieanlagen in 
ca. 1,25 km Entfernung und zum Büllenhof bzw. Heysterhof. Der Poschhof ist nur von der Aldeker-
ker Straße aus sichtbar.   

Die in Anlehnung an den vorgefundenen Bestand der Umgebung hinsichtlich Höhe und Charakte-
ristik gleichartige, zukünftige Wohnbebauung mit Gärten und begrünter Erschließungsstraße führt 
zu keinen Beeinträchtigungen des hiesigen Ortsbildes und Straßenbildes. 

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf das Schutzgut sind demnach nicht zu verzeichnen.   

Schutzgut Kultur- und Sachgüter / Kulturelles Erbe 

Es sind derzeit keine Kulturgüter/Bau-, Bodendenkmale bekannt, sodass eine Beeinträchtigung 
derselben derzeit ausgeschlossen werden kann. 

Mit Realisierung der Bebauung werden sowohl für die Gemeinde Issum und den Entwickler 
VOBA Wohnbau GmbH als auch für die zukünftigen Eigentümer Sachwerte in Form von Er-
schließungsstraßen (A-C), Ver- und Entsorgungseinrichtungen und Gebäuden mit Gara-
gen/Carports, Stellplätzen, Nebenanlagen/Gartenflächen etc. geschaffen. Die Stromversor-
gung des Heysterhofs wird neu geregelt.  

Einschränkungen der Nutzung der Hofanlagen sind gemäß vorliegender gutachterlichen Ein-
schätzung durch die Planung nicht zu befürchten.  

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf die Schutzgüter sind demnach nicht zu verzeich-
nen.   

Anfälligkeit für schwere Unfälle/Katastrophen 

Für die geplante Bebauung einschließlich Erschließung besteht keine besondere Anfälligkeit 
für schwere Unfälle oder Katastrophen. Das Plangebiet befindet sich nicht im relevanten Um-
feld eines Störfallbetriebes. Aufgrund der Lage in der Erdbebenzone 0 ist von keiner erhöhten 
Gefährdung durch Erdbeben auszugehen. Im Umfeld befindet sich kein Überschwemmungs-
gebiet oder Wasserschutzgebiet.   

Starkregenereignisse können nicht ausgeschlossen werden. Durch die Festsetzung einer Ober-
kante Erdgeschossboden können nachteilige Auswirkungen bei Einhaltung vermieden werden.   

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen hinsichtlich der Anfälligkeit für schwere Unfälle/Kata-
strophen sind demnach nicht zu verzeichnen.   

Fazit 

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Mensch/menschliche Gesund-
heit/Bevölkerung, Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Boden und Fläche, Wasser, Land-
schaft sowie Kultur- und Sachgüter/Kulturelles Erbe sowie Anfälligkeit für schwere Unfälle/ 
Katastrophen ergeben sich bei Realisierung der durch die vorliegenden Festsetzungen gesi-
cherten Planung nicht.  
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4.3 Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 BauGB) 

Textlich ist im Bebauungsplan Nr. 25 folgende Kennzeichnung nach § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB 
vorgenommen worden: Der gesamte Geltungsbereich ist gekennzeichnet als Flächen, unter 
denen der Bergbau umgeht. Zwar besteht kein Abbau mehr, aber ggf. ist mit Auswirkungen 
der bisherigen Bergbautätigkeit zu rechnen.  

4.4 Hinweise 

Zu folgenden Themen werden textliche Hinweise getroffen, die im Zuge der weiteren Planung 
Berücksichtigung finden sollen: 

 Vor Baubeginn Erfragung des höchsten zu berücksichtigenden Grundwasserstands bei 
der LINEG 

 Verhalten bei Auffinden von kultur- oder erdgeschichtlichen Bodenfunden 

 Lage in Erdbebenzone 0, geologische Untergrundklasse T, Hinweis zur Erdbebengefähr-
dung 

 Verhalten bei Kampfmittelfunden: Es wird eine Überprüfung der zu überbaubauenden Flä-
chen auf Kampfmittel empfohlen.   
Die Beauftragung der Überprüfung erfolgt über das Formular Antrag auf Kampfmittelun-
tersuchung auf der Internetseite der Bezirksregierung Düsseldorf. Sofern es nach 1945 
Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschie-
ben. Zur Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise 
wird um Terminabstimmung für eine Ortstermin gebeten (Formular Antrag auf Kampfmit-
teluntersuchung). Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion 
empfohlen. Hierzu ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe auf der Internetseite der Be-
zirksregierung Düsseldorf zu beachten. Weitere Informationen sind auf der Internetseite 
der Bezirksregierung Düsseldorf zu finden.  

 Lage des Geltungsbereichs auf dem Erkundungsfeld „WeselGas“ der Thyssen Vermö-
gensverwaltung, über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Alfred“ im Eigentum 
der RAG Aktiengesellschaft sowie über dem Erlaubnisfeld „BarbaraGas“ der PVG GmbH 
Resources Services & Management.   

 Gutachten zur Boden- und Baugrunduntersuchung mit Stand 22.06.2018, Dipl.-Geol. Ve-
ronika Steinberg, Grefrath, i.S. einer orientierenden Untersuchung mit der Empfehlung auf 
Keller zu verzichten. Sollten abweichend von der Empfehlung unterkellerte Gebäude er-
richtet werden, sind die notwendigen Nachweise zur Gründung und Schutzmaßnahmen 
infolge des geringen Grundwasserflurabstands im Zuge des jeweiligen Baugenehmi-
gungsverfahrens durch den Bauherrn beizubringen. Für jedes Baugrundstück/Gebäude 
wird eine eigene Baugrunderkundung empfohlen. 

 Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Wohnweg (Planstra-
ßen A-C) anfallende, gering belastete Niederschlagswasser wird gemäß vorliegender Entwäs-
serungsplanung gesammelt und über Regenwasserkanal abgeleitet.   
Alle privaten Baugrundstücke im Allgemeinen Wohngebiet WA sollen gemäß vorliegender Ent-
wässerungsplanung (Stand 23.08.2018 Ingenieurbüro Stewering) sowohl einen Schmutzwas-
ser- als auch Regenwasser-Grundstücksanschluss DN 150 erhalten. Eine Versickerung des 
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Niederschlagswassers auf den privaten Grundstücksflächen ist möglich, sofern die Vorgaben 
des Arbeitsblatts DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser (Stand April 2005) berücksichtigt werden. Mögliche Auflagen und Ge-
nehmigungen für die Versickerung von Niederschlagswasser sind ortsspezifisch und mit der 
Unteren Wasserbehörde des Kreises Kleve abzustimmen.  

 Einholung einer separaten wasserrechtlichen Erlaubnis für den Einbau von sekundären 
Baustoffen auch unterhalb einer wasserundurchlässigen Abdeckung 

 Prüfung des Lichtraumprofils außerhalb des Geltungsbereichs gelegener Bäume bei Hin-
einkragen in die öffentlichen Straßenverkehrsflächen (Planstraße A); fachgerechte Vor-
nahme ggf. erforderlicher Kronenschnitte  

 Es gilt § 20 Abs. 4 LNatSchG NRW. Die Festsetzungen des Landschaftsplans treten mit  
dem Inkrafttreten des B-Plans Nr. 25 der Gemeinde Issum außer Kraft, soweit der nach 
§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zu beteiligende Träger der Landschaftsplanung nicht widerspro-
chen hat. Eine Anpassung des Landschaftsplans an die kommunale Bauleitplanung ist nach 
Mitteilung des Kreises Kleve nicht erforderlich, da die Möglichkeit der Bebauung im Entwick-
lungsziel 6 erfasst ist 

 Keine Erarbeitung Umweltbericht als Ergebnis der Umweltprüfung und keine Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung; zusammenfassende Betrachtung der Umweltfolgen bezogen auf 
die Schutzgüter in Begründung; Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit folgendem Ergeb-
nis: Der Planungsraum weist aufgrund seiner Siedlungsrandlage und seinen anthropogen 
bedingten Störungen keine Habitatstrukturen auf, die für planungsrelevante Tierarten ei-
nen geeigneten Lebensraum darstellen können. Eine weitergehende artenschutzrechtli-
che Betrachtung der Stufe II ist daher nicht notwendig. Eine Prüfung der Voraussetzungen 
einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG kann entfallen. 

 Sämtliche bei der Planaufstellung angewandte Gutachten, Richtlinien, Verordnungen, 
Satzungen, Erlasse, technische Regelwerke, DIN-Normen und sonstige Vorschriften (z.B. 
TA Lärm) können bei der Gemeinde Issum, Rathaus, Fachbereich 2 – Planen, Bauen, 
Wohnen und Grünfläche, Herrlichkeit 7-9 in 47661 Issum, an jedem behördlichen Arbeits-
tag während der Dienststunden eingesehen werden.  

Im Bebauungsplan erfolgte ein zeichnerischer Hinweis in Form von Sichtdreiecken Einmün-
dung Am Büllenhof/Rheurdter Straße mit dem Zusatz, dass sie von Anlagen jeglicher Art sowie 
Aufwuchs ab einer Höhe von 80 cm dauerhaft freizuhalten sind.  

5 SONSTIGES 

5.1 Bodenordnerische Maßnahmen 

Zur Realisierung der Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 25 der Gemeinde Issum sind keine 
bodenordnerischen Maßnahmen in Form von Umlegungen notwendig.  Das heutige Flurstück 645 
in der Flur 10, Gemarkung Sevelen, befindet sich im Eigentum der VOBA Wohnbau GmbH, 
die die Flächen entsprechend den getroffenen Festsetzungen erschließen wird.  

Der Weg Am Büllenhof befindet sich im Eigentum der Gemeinde Issum. 
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5.2 Finanzielle Auswirkungen 

Die Verwirklichung der Inhalte des Bebauungsplans Nr. 25 ist mit Kosten verbunden. Hierzu 
gehören insbesondere die Herstellung der Erschließungsanlagen, der Ver- und Entsorgungs-
einrichtungen/–anlagen und Begrünungsmaßnahmen im öffentlichen Raum. Die Erschließung 
der Baugrundstücke erfolgt durch VOBA Wohnbau GmbH. Die Errichtung der geplanten 
Wohnbebauung obliegt den zukünftigen Eigentümern.  

5.3 Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 25 der Gemeinde Issum umfasst insgesamt 
eine Fläche von ca. 1,24°ha. 

Tabelle 4 Flächenbilanz 

lfd. 
Nr. 

Art der Nutzung Flächengröße in m² (ge-
rundet) 

1. Allgemeine Wohngebiete (zwei Teilflächen mit gleichem 
Maß der baulichen Nutzung) 

10.167 

2. Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung Wohnweg (Planstraßen A-C) 

2.201 

3. Gesamt 12.369 
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6 ARTENSCHUTZRECHTLICHER FACHBEITRAG 

6.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die VOBA Wohnbau GmbH und die Gemeinde Issum beabsichtigen auf dem Flurstück 645, 
Flur 10, Gemarkung Sevelen Wohnbauland zu entwickeln. Das Flurstück wird im gültigen Flä-
chennutzungsplan bereits als Wohnbaufläche dargestellt. Die Gemeinde Issum hat den Auf-
stellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 25 -Am Büllenhof- am 20.06.2018 gefasst. Das 
Aufstellungsverfahren erfolgt nach § 13b BauGB.  

Es ist sind im Rahmen eines Allgemeinen Wohngebiets zweigeschossige Einzel-/Doppelhäu-
ser mit Garagen/Carports/Stellplätzen und zugehörigen Nebenanlagen sowie umgebender 
Gartenfläche vorgesehen. Das Baugebiet wird über die Rheurdter Straße sowie die Büllen-
straße und dann über den noch auszubauenden Weg Am Büllenhof erschließen. Intern sind 
für die Erschließung zwei Planstraßen erforderlich. Details zur bestehenden Situation und der 
Planung sind dem städtebaulichen Teil der Begründung zu entnehmen. 

Im Rahmen der Bauleitplanverfahren sind aufgrund der differenzierten Gesetzgebung unter-
schiedliche Fachgutachten zu erstellen. Dazu gehört auch die Erarbeitung eines Artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages (ASF) gemäß den Artenschutzbestimmungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG), der die Betroffenheiten besonders und streng geschützter Arten 
feststellt, bewertet und Maßnahmenvorschläge zum Umgang mit den Betroffenheiten darlegt. 
Dieser formale Schritt ist für die Rechtswirksamkeit der Bauleitplanung mittlerweile zwingend. 

Aufgrund der möglichen Lebensraumfunktion des Plangebiets für Tiere und Pflanzen ist daher 
abzuschätzen, ob durch die Planung auch besonders oder streng geschützte Arten im Sinne 
der "planungsrelevanten Arten" (naturschutzfachlich begründete Auswahl, LANUV) für NRW 
betroffen sein können. Mögliche Wirkungen, die die Planung und deren Umsetzung auf die 
planungsrelevanten Arten haben könnten, sind: 

 Bau- oder nutzungsbedingte Individuenverluste bei planungsrelevanten Arten 

 Bau- oder nutzungsbedingte erhebliche Störung der streng geschützten Arten sowie der 
europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeiten 

 Bau- oder nutzungsbedingte Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (sowie 
sonstigen essentiellen Habitatbestandteilen) der planungsrelevanten Arten 

 Bau- oder nutzungsbedingte Beschädigung planungsrelevanter Pflanzenarten oder ihrer 
Standorte 

Im Falle möglicher Betroffenheiten ist die Art und Intensität der Betroffenheit zu prüfen und es 
sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu 
formulieren. 

6.2 Lage und Gebietscharakteristik / Habitatausstattung 

Der Geltungsbereich, der sich auf die Flurstücke 645 und 252 (tw.) in der Flur 10, Gemarkung 
Sevelen, Gemeinde Issum bezieht, befindet sich am östlichen Rand der Ortslage Sevelen, 
südlich der Rheurdter Straße. Das Plangebiet wird derzeit überwiegend ackerbaulich genutzt, 
bei der Straße Am Büllenhof handelt es sich um einen weitgehend geschotterten Wirtschafts-
weg mit randlichen Grünstreifen, der von der Rheurdter Straße aus zugänglich ist. Nach Süden 
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besteht eine Unterbrechung der Befahrbarkeit durch Poller mit Verjüngung der Schotterung 
zugunsten randlicher Grünstreifen, so dass eine Durchgängigkeit zur Büllenstraße nur für Fuß-
gänger und Radfahrer besteht. Im Westen schließt Wohnbebauung an. Im Norden befinden 
sich an der Rheurdter Straße Wohngebäude mit Gartenflächen sowie das Evangelische 
Pfarramt Sevelen. Östlich der Einmündung Im Büllenhof/Rheurdter Straße besteht ebenfalls 
eine kleinere noch landwirtschaftlich genutzte Fläche; hier ist kurzfristig die Errichtung eines 
Mehrfamilienhauses mit Garagen geplant. Östlich und südlich grenzen Grünland sowie drei 
Höfe mit umgebenden Hof- und landwirtschaftlichen Flächen sowie Gehölzen an. Im Südwes-
ten begrenzt eine kleine Grünfläche mit älterem Gehölzbestand und Sitzbänken sowie eine 
extensiv gepflegte Wiese den Geltungsbereich. 

Die beplante Fläche umfasst etwa 1,24 ha ackerbauliche Nutzfläche sowie die geschotterte 
Straße „Am Büllenhof“ und einen Teilbereich der kleinen Grünfläche im Südwesten (Rasenflä-
che). Innerhalb des Plangebietes selbst gibt es nur randlich vereinzelt Bäume und Ge-
hölze/Strauchwerk, so dass größere Vogelnester oder -horste bzw. Höhlenbäume hier nicht 
zu finden sind.  

Nördlich des Geltungsbereichs verläuft die Rheurdter Straße und südwestlich die Aldekerker 
Straße, auf denen regelmäßiger Verkehr herrscht.  

Das Umfeld des Plangebiets ist von der Lage am Rande des Siedlungsbereichs von Sevelen 
mit südlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, gegliedert durch Gehölzbestände, ge-
prägt. Im Folgenden zeigt eine kurze Fotodokumentation die Habitatausstattung des Gebiets. 

Abbildung 15 Fotodokumentation der Habitatausstattung (LANGE GbR, Mai 2018) 

 

Straße Am Büllenhof, südwestl. Plangebiets-
grenze 

Geplante Baugebietsfläche (Blickrichtung Nordosten), An-
baufrucht Mais 

Ackerfläche (Blickrichtung Süden)  
 

Südlich angrenzende Gehölzstrukturen 
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6.1 Rechtliche Grundlagen 

Der Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten ist im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
in den Bestimmungen des Kapitels 5 (§§ 37-55) verankert. 

6.1.1 Allgemeiner Artenschutz 

Der allgemeine Artenschutz laut Kapitel 5 Abschnitt 2 BNatSchG umfasst alle wildlebenden 
Tiere und Pflanzen, auch die sog. "Allerweltsarten". Er wird im Genehmigungsverfahren für 
Eingriffe, Vorhaben oder Planungen nach den Maßgaben und mit den Instrumenten der Ein-
griffsregelung bzw. des Baugesetzbuches berücksichtigt. 

Der allgemeine Artenschutz unterbindet jegliche mutwillige Beeinträchtigung, Zerstörung oder 
Verwüstung "ohne vernünftigen Grund" der wild lebenden Tiere, Pflanzen und deren Lebens-
stätten. 

Es ist laut § 39 Abs. 5 BNatSchG verboten 

1. die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, [...] sowie an Hecken und Hängen abzubrennen oder 

nicht land- oder forstwirtschaftlich genutzte Grundflächen so zu behandeln, dass die Tier- oder 

Pflanzenwelt erheblich beeinträchtigt wird 

2. Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grund-

flächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März 

bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen; zulässig sind schonende 

Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung 

von Bäumen 

3. Röhrichte in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September zurückzuschneiden; außerhalb dieser 

Zeiten dürfen Röhrichte nur in Abschnitten zurückgeschnitten werden 

4. ständig Wasser führende Gräben unter Einsatz von Grabenfräsen zu räumen, wenn dadurch der 

Naturhaushalt, insbesondere die Tierwelt erheblich beeinträchtigt wird. 

Die obigen Verbote gelten nicht für 

1. behördlich angeordnete Maßnahmen 

2. Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise oder zu anderer Zeit durchge-

führt werden können, wenn sie behördlich durchgeführt werden, behördlich zugelassen sind oder 

der Gewährleistung der Verkehrssicherheit dienen 

3. zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaß-

nahmen beseitigt werden muss. 

Darüber hinaus ist es laut § 39 Abs. 6 BNatSchG verboten, Höhlen, Stollen, Erdkeller oder 
ähnliche Räume, die als Winterquartier von Fledermäusen dienen, in der Zeit vom 1. Oktober 
bis zum 31. März aufzusuchen. Dies gilt nicht zur Durchführung unaufschiebbarer und nur ge-
ringfügig störender Handlungen sowie für touristisch erschlossene oder stark genutzte Berei-
che. 

6.1.2 Besonderer Artenschutz 

Über den allgemeinen Artenschutz hinaus gelten laut Kapitel 5 Abschnitt 3 BNatSchG weiter-
führende Vorschriften zum Schutz streng und besonders geschützter und bestimmter anderer 
Tier- und Pflanzenarten.  
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Die Belange des besonderen Artenschutzes werden für Eingriffe, Vorhaben und Planungen 
i. d. R. in einem gesonderten Gutachten, dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (ASF), be-
rücksichtigt. 

Die im Sinne dieser Regelungen besonders und streng geschützten Arten werden in § 7 Abs. 2 
Nr. 13 und 14 BNatSchG definiert. Es handelt sich dabei um Arten, die in folgenden Schutz-
verordnungen und Richtlinien aufgeführt sind: 

Besonders geschützte Arten 

 Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97 (= EG-Artenschutzverordnung) 

 Arten des Anhangs IV der RL 92/43 EWG (= FFH-Richtlinie) 

 Europäische Vogelarten gemäß Art. 1 Richtlinie 79/409/EWG (= Vogelschutzrichtlinie) 

 Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind 

Streng geschützte Arten 

 Arten des Anhangs A der EG-Verordnung Nr. 338/97 (= EG-Artenschutzverordnung) 

 Arten des Anhangs IV der Richtlinie 92/43/EWG (= FFH-Richtlinie) 

 Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 aufgeführt sind 

Alle europarechtlich streng geschützten Arten sind auch besonders geschützt. 

Zu den europäischen Vogelarten zählen nach der Vogelschutzrichtlinie alle in Europa heimi-
schen, wildlebenden Vogelarten. Alle europäischen Vogelarten sind besonders geschützt, ei-
nige Arten sind daneben aufgrund der BArtSchV oder der EG-ArtSchVO auch streng geschützt 
(z. B. alle Greifvögel und Eulen). 

Nur national besonders oder streng geschützte Arten außerhalb der europäischen Vogelarten 
werden nicht im Rahmen des ASF, sondern in der Eingriffsregelung berücksichtigt. Arten in 
einer Rechtsverordnung nach § 54 BNatSchG gibt es derzeit noch nicht. 

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat eine natur-
schutzfachlich begründete Auswahl derjenigen Arten getroffen, die in NRW bei einer arten-
schutzrechtlichen Prüfung im Sinne einer Art-für-Art-Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind. 
Diese Arten werden in NRW „planungsrelevante Arten“ genannt. 

Europarechtlich geschützte Arten, die nicht in die Liste der planungsrelevanten Arten eingear-
beitet sind (z. B. einige Fische), sind ebenfalls zu recherchieren und im ASF zu betrachten. 

Europäische Vogelarten, die nicht in der Liste der planungsrelevanten Arten des LANUV ent-
halten sind (i. d. R. "Allerweltsarten" mit einem landesweit günstigen Erhaltungszustand und 
einer großen Anpassungsfähigkeit), werden im ASF zusammenfassend in sog. "Gilden" be-
trachtet. Aufgrund ihres europarechtlichen Schutzes ist es nicht zulässig, diese Arten vollstän-
dig zu vernachlässigen (OVG NRW, Urteil vom 18.01.2013, Az. 11 D 70/09.AK sowie BVerwG, 
Beschluss vom 28.11.2013, Az. 9 B 14.13, Ortsumgehung Datteln). 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-

zen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu -beschädigen 

oder zu zerstören 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 
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stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 

der lokalen Population einer Art verschlechtert 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Modifizierte Verbotstatbestände für Eingriffsvorhaben gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG  

Der Bundestag hat am 22.06.2017 eine Änderung des § 44 Abs.5 BNatSchG verabschiedet, 
diese ist am 15.09.2017 in Kraft getreten (BGBl. Nr. 64 vom 28.09.2017 S. 3434). Die Ände-
rung passt u. a. den § 44 Abs. 5 BNatSchG an die Anforderungen der Rechtsprechung an. 
Dies betrifft insbesondere Verstöße gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot.  

Für nach § 15 Abs. 1 BNatSchG unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 zugelassen oder von einer Behörde durch-
geführt werden, sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 gelten die Zugriffs-, Be-
sitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5:  

Sind  

 in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten,  

 europäische Vogelarten  

 oder solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG 

aufgeführt sind,  

betroffen, liegt hiernach ein Verstoß gegen  

 das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beeinträch-

tigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare 

der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der 

gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann,  

 das Verbot des Nachstellens und Fangens wildlebender Tiere und der Entnahme, Beschädi-

gung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die 

Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den 

Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, 

Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökol. Funktion der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Be-

einträchtigungen unvermeidbar sind, 

 das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 

Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammen-

hang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (sog. continuous eco-
logical functionality-measures - CEF-Maßnahmen) festgelegt werden.  

Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend.  

Die Unzulässigkeit eines Eingriffs wird laut § 15 Abs. 5 BNatSchG folgendermaßen definiert: 
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"Ein Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchtigungen 
nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und 
die Belange des Naturschutzes [...] im Range vorgehen." 

Ausnahmen 

Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG von den 
Verboten des § 44 BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen zulassen: 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftli-

cher Schäden 

2. zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesem Zwecke dienende 

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landes-

verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder maßgeblich günstigen Auswirkungen auf 

die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sol-

cher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind 
und sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert. 

6.1.3 Umweltschadensgesetz 

Das Umweltschadensgesetz (USchadG) dient der Umsetzung der EG-
Umwelthaftungsrichtlinie 2004/35/EG in deutsches Recht. 

Das Gesetz gilt für 

 Umweltschäden und unmittelbare Gefahren solcher Schäden, die durch eine der in Anlage 1 

aufgeführten beruflichen Tätigkeiten verursacht werden; 

 Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen im Sinn des § 19 Absatz 2 und 3 des 

BNatSchG und unmittelbare Gefahren solcher Schäden, die durch andere berufliche Tätigkei-

ten als die in Anlage 1 aufgeführten verursacht werden, sofern der Verantwortliche vorsätzlich 

oder fahrlässig gehandelt hat. 

Folgendermaßen erläutert § 19 BNatSchG Restriktionen zu Schäden an bestimmten Arten und 
natürlichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes: 

(1) "Eine Schädigung von Arten und natürlichen Lebensräumen [...] ist jeder Schaden, der erhebli-
che nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungs-
zustandes dieser Lebensräume oder Arten hat." 

(2) Arten im Sinne des Abs. 1 sind die Arten, die aufgeführt sind in 

• Art. 4 Abs. 2 oder Anh. I der Vogelschutzrichtlinie 

• Anh. II und IV der FFH-Richtlinie 

(3) Lebensräume im Sinne des Abs. 1 sind 

• Lebensräume der Arten laut Art. 4 Abs. 2 oder Anh. I der Vogelschutzrichtlinie bzw. laut Anh. 
II der FFH-Richtlinie 

• natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse 

• Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten laut Anh. IV der FFH-Richtlinie 
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(4) [...] 

(5) Ob Auswirkungen nach Abs. 1 erheblich sind, ist [...] unter Berücksichtigung der Kriterien des 
Anh. I der RL 2004/35/EG (RL über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Um-
weltschäden) zu ermitteln. 

Obwohl der besondere Artenschutz nach § 44 ff. BNatSchG dies nicht vorsieht, werden im 
Folgenden die im Sinne des Umweltschadensgesetzes zusätzlich relevanten Arten des An-
hangs II der FFH-Richtlinie und deren Lebensräume in den ASF mit aufgenommen. Deren 
Betrachtung erfolgt hier, aufgrund bisher fehlender methodischer Vorgaben, analog zu den im 
besonderen Artenschutz zu prüfenden Arten. D. h. obwohl die Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG genau genommen für die Arten nach Anhang II der FFH-Richtlinie nicht 
gelten, wird deren Erfüllung geprüft. Damit kann das Eintreten eines Konflikts mit § 19 
BNatSchG und somit letztlich ein Konflikt mit dem Umweltschadensgesetz wirkungsvoll ver-
mieden werden. 

6.2 Datengrundlage und Methodik 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag basiert als sogenannte "Worst-Case-Analyse" auf vor-
handenen und bekannten Daten zu faunistischen Vorkommen, ergänzt durch eine Ortsbege-
hung am 04.06.2018 zwecks Habitatanalyse. Es werden die nachfolgend aufgezählten vor-
handenen Daten ausgewertet: 

 Planungsrelevante Arten nach 1990 für den Messtischblatt-Quadranten (MTB-Q) 45042 
„Kerken“ (LANUV NRW, Internetabfrage Juni 2018) 

 Verbreitungsatlanten des AK Amphibien und Reptilien NRW (2011) und Brutvogelatlas 
nach GRÜNEBERG & SUDMANN et al. (2013) 

 Sachdaten nahe gelegener Schutzgebiete und des Biotopkatasters (LANUV NRW, Inter-
netabfrage Juni 2018) 

 Geländebegehung mit Prüfung der Habitateignung am 04.06.2018 

Die Prüfung erfolgt unter Beachtung des aktuellen BNatSchG sowie der "Verwaltungsvorschrift zur 
Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 
2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV-Artenschutz)" 
(MKULNV 2016). 

Berücksichtigung finden weiterhin der Leitfaden "Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der bau-
rechtlichen Zulassung von Vorhaben" (MWEBWV NRW 2010), der Leitfaden "Geschützte Arten in 
NRW" (MKULNV 2015), die Hinweise der LANA zur Anwendung des europäischen Artenschutz-
rechts bei der Zulassung von Vorhaben und Planungen (LANA 2010) sowie die Vorschriften zum 
Schutz von Arten und Lebensräumen in NRW (MKULNV 2010) und der Leitfaden zur Wirksamkeit 
von Artenschutz-Maßnahmen in NRW (MKULNV 2013). 

Eine aktuelle Liste der planungsrelevanten Arten wird vom LANUV im Fachinformationssystem 
„Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ veröffentlicht. Arten außerhalb der europäischen Vogel-
arten, die vom LANUV nicht als planungsrelevant eingestuft sind und die keinen europarechtlichen 
Schutz genießen, werden nicht in diesem Gutachten betrachtet. 

Im Regelfall kann bezüglich der europäischen Vogelarten bei den nicht planungsrelevanten sog. 
"Allerweltsarten" mit einem landesweit günstigen Erhaltungszustand und einer großen Anpas-
sungsfähigkeit davon ausgegangen werden, dass nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 
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BNatSchG verstoßen wird (d. h. keine erhebliche Störung der lokalen Population, keine Beeinträch-
tigung der ökologischen Funktion ihrer Lebensstätten sowie keine unvermeidbaren Verletzungen 
oder Tötungen und kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko). Für diese Arten erfolgt im Rahmen des 
ASF eine zusammenfassende Prüfung für die ggf. betroffenen Gilden (z. B. Gebüschbrüter, Bo-
denbrüter). Liegen begründete Hinweise darauf vor, dass für eine oder mehrere nicht planungsre-
levante Vogelarten erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände zu erwarten sind, werden entsprechende Vermeidungsmaßnahmen formuliert. 

Im Folgenden wird anhand der vorliegenden Planung geprüft, ob durch deren Umsetzung einzelne 
Individuen, Populationen oder essenzielle Habitate einer relevanten Art trotz Vermeidungsmaßnah-
men erheblich beeinträchtigt werden.  

Norm und Bewertungsmaßstab für die Beurteilung erheblicher Beeinträchtigungen orientieren sich 
an den Art. 12, 13, 15 und 16 der FFH- Richtlinie, deren Umsetzung in nationales Recht laut 
BNatSchG sowie den Vorgaben der VV-Artenschutz NRW. 

Optische und/oder akustische Störungen sind aus artenschutzrechtlicher Sicht nur dann von Rele-
vanz, wenn in deren Folge der Erhaltungszustand einer lokalen Population verschlechtert wird. Re-
levant sind Störungen nur für die europäischen Vogelarten und streng geschützte Arten 
(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). 

Alle essenziellen Teillebensstätten bzw. Habitatbestandteile einer Tierpopulation sind geschützt. 
Grundsätzlich gilt der Schutz demnach für Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Nahrungsstätten, 
Jagdhabitate und Wanderkorridore sind demgegenüber nur dann geschützt, wenn sie für den Erhalt 
der lokalen Population zwingend notwendig sind. Regelmäßig genutzte Raststätten fallen grund-
sätzlich unter den gesetzlichen Schutz. 

Abbildung 16 Prüfschema der artenschutzrechtlichen Prüfung (MKULNV 2015) 
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6.3 Beschreibung des Vorkommens planungsrelevanter Arten 

Die artenschutzrechtliche Prüfung basiert als sogenannte "Worst-Case-Analyse" auf vorhandenen 
und bekannten Daten zu faunistischen Vorkommen. Es wird für alle im Raum als vorkommend 
recherchierten planungsrelevanten Arten, die Habitate im Bereich der Planung nutzen können, eine 
mögliche Betroffenheit prognostiziert. Die Auslösung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
wird unter Einbeziehung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen für alle so ermittelten potenziell ("im 
schlimmsten Fall") vorkommenden Arten im Rahmen der Art-für-Art-Betrachtung geprüft. 

Hinweise auf Vorkommen planungsrelevanter Arten können durch das LANUV (Messtischblattab-
frage MTB 45042 "Kerken") gewonnen werden. Für den Planungsraum und dessen direktes Um-
feld wird das Vorkommen der folgenden Lebensräume betrachtet: 

Kleingehölze (KlGehoel)  
Äcker (Aeck)  
Säume, Hochstaudenfluren (Saeu)  
Gärten, Parks, Siedlungsbrachen (Gaert)  
Gebäude (Gebaeu)  
Fettwiesen und -weiden (FettW)  
 

Abkürzungen in der folgenden Tabelle:  

EHZ NRW (ATL) = Erhaltungszustand in NRW (Atlantische Region) 

FoRu  - Fortpflanzung- und Ruhestätte (Vorkommen im Lebensraum) 
FoRu!  - Fortpflanzung- und Ruhestätte (Hauptvorkommen im Lebensraum) 
(FoRu)  - Fortpflanzung- und Ruhestätte (potenzielles Vorkommen im Lebensraum) 
Ru  - Ruhestätte (Vorkommen im Lebensraum) 
Ru!  - Ruhestätte (Hauptvorkommen im Lebensraum) 
(Ru)  - Ruhestätte (potenzielles Vorkommen im Lebensraum) 
Na  - Nahrungshabitat (Vorkommen im Lebensraum) 
(Na)  - Nahrungshabitat (potenzielles Vorkommen im Lebensraum) 

Erhaltungszustand: S / rot: schlecht; U / gelb: ungünstig; G / grün: gut 
Zusatz: - abnehmend, + zunehmend 

 

Tabelle 5 Planungsrelevante Arten des MTB-Q 45042 „Kerken“ (LANUV 2018) 

Art Name 
EHZ 
NRW 
(ATL) 

KlGehoel Aeck Saeu Gaert Gebaeu FettW 

Säugetiere 

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus G- Na   Na FoRu! Na 

Myotis daubentonii Wasserfledermaus G Na   Na FoRu (Na) 

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus G Na   Na FoRu! (Na) 

Plecotus auritus Braunes Langohr G FoRu, Na  Na Na FoRu Na 

Plecotus austriacus Graues Langohr S Na  Na Na FoRu! Na 

Brutvögel 

Accipiter gentilis Habicht G- 
(FoRu), 

Na (Na)  Na  (Na) 

Accipiter nisus Sperber G 
(FoRu), 

Na (Na) Na Na  (Na) 

Alauda arvensis Feldlerche U-  FoRu! FoRu   FoRu! 

Alcedo atthis Eisvogel G    (Na)   

Ardea cinerea Graureiher G (FoRu) Na  Na  Na 

Asio otus Waldohreule U Na  (Na) Na  (Na) 

Athene noctua Steinkauz G- (FoRu) (Na) Na (FoRu) FoRu! Na 
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Art Name 
EHZ 
NRW 
(ATL) 

KlGehoel Aeck Saeu Gaert Gebaeu FettW 

Buteo buteo Mäusebussard G (FoRu) Na (Na)   Na 

Corvus frugilegus Saatkrähe G (FoRu) Na Na Na  Na 

Coturnix coturnix Wachtel U  FoRu! FoRu!   (FoRu) 

Cuculus canorus Kuckuck U- Na   (Na)  (Na) 

Delichon urbicum Mehlschwalbe U  Na (Na) Na FoRu! (Na) 

Dryobates minor Kleinspecht U Na   Na  (Na) 

Dryocopus martius Schwarzspecht G (Na)  Na   (Na) 

Falco subbuteo Baumfalke U (FoRu)  (Na)    

Falco tinnunculus Turmfalke G (FoRu) Na Na Na FoRu! Na 

Hirundo rustica Rauchschwalbe U (Na) Na (Na) Na FoRu! Na 

Luscinia megarhynchos Nachtigall G FoRu!  FoRu FoRu   

Oriolus oriolus Pirol U- FoRu   (FoRu)   

Passer montanus Feldsperling U (Na) Na Na Na FoRu Na 

Perdix perdix Rebhuhn S  FoRu! FoRu! (FoRu)  FoRu 

Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz U FoRu  (Na) FoRu FoRu (Na) 

Streptopelia turtur Turteltaube S FoRu Na (Na) (Na)  (Na) 

Strix aluco Waldkauz G Na (Na) Na Na FoRu! (Na) 

Tyto alba Schleiereule G Na Na Na Na FoRu! Na 

Vanellus vanellus Kiebitz U-  FoRu!    FoRu 

 

Für den Geltungsbereich selbst und dessen unmittelbare Umgebung liegt aus der Abfrage der Da-
ten zu umgebenden Schutzgebieten und Biotopkatasterflächen keine Hinweise auf das Vorkom-
men weiterer planungsrelevanter Arten vor. 

Der Atlas der Säugetiere NRW benennt Sichtungen der Rauhautfledermaus (2011), die nicht im 
MTB 4504/2 des LANUV gelistete werden. 

Auf Grundlage der Angaben des LANUV wurde der Eingriffsbereich im Juni 2018 auf das Vorkom-
men planungsrelevanter Arten überprüft bzw. im Hinblick auf die Potenzial-Analyse ein Abgleich 
mit der Lebensraumstruktur im Untersuchungsgebiet durchgeführt. Es konnten folgende Arten 
nachgewiesen werden: 

Tabelle 6 Nachgewiesene Vogelarten  

Deutscher Name planungsrelevant 

Amsel nein 

Bachstelze nein 

Blaumeise nein 

Buchfink nein 

Dohle nein 

Elster nein 

Fitis nein 

Hausrotschwanz nein 

Haussperling nein 

Kohlmeise nein 

Mauersegler nein 
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Deutscher Name planungsrelevant 

Mehlschwalbe (Überflug) ja 

Rabenkrähe nein 

Ringeltaube nein 

 

6.4 Potenzielle Betroffenheit planungsrelevanter Arten  

Aus der Messtischblattabfrage, den Angaben aus dem Atlas der Säugetiere NRW und der Ortsbe-

gehung liegen Hinweise auf das Vorkommen von planungsrelevanten Tierarten im Umfeld des 

Plangebietes vor. Dabei handelt es sich um 6 Fledermausarten und 26 Brutvogelarten. 

Im Folgenden wird eine Einschätzung dargelegt, inwieweit das Plangebiet und dessen unmit-

telbare Umgebung (Wirkraum) einen (Teil-) Lebensraum für die genannten Arten bieten bzw. 

bieten können. 

Da es sich um Flächen im Randbereich des Siedlungsbereichs von Sevelen handelt, sind po-

tenziell dort vorkommende Tiere an regelmäßige anthropogen verursachte Störungen ge-

wöhnt. Bei der Einschätzung, in wieweit Tierarten durch das Vorhaben beeinträchtig werden, 

werden nur solche Arten betrachtet, die auf oder in unmittelbarer Umgebung der Betrachtungs-

fläche potenziell Fortpflanzungsstätten haben können. Arten, die die Fläche nur als potenziel-

les Nahrungshabitat nutzen, werden aufgrund der im engeren und weiteren Umfeld vorhande-

nen gleichwertig oder besser ausgestatteten Flächen nicht weiter betrachtet. 

6.4.1 Säugetiere 

Wie zuvor dargelegt, sind in der MTB-Abfrage und weiteren vorhandenen Datenquellen (z.B. Atlas 

der Säugetiere NRW) nur wenige Fledermausarten gelistet. Aufgrund der vorgefundenen Biotop-

strukturen im Umfeld – Gebäude und ältere Bäume – können Gebäude bewohnende Arten wie z.B. 

die Zwergfledermaus oder Breitflügelfledermaus potenziell vorkommen. Als Quartiere für Wochen-

stuben, als Sommerquartiere, Zwischenquartiere oder Winterquartiere werden dann artspezifisch 

Dachböden, Fassadenverkleidungen, Keller, Baumhöhlen, Rindenspalten o.ä. Strukturen genutzt.  

Als Waldfledermäuse bevorzugen das Braune Langohr, die Rauhautfledermaus und die Was-

serfledermaus mehr oder weniger unterholzreiche, mehrschichtige, lichte und naturnahe Wäl-

der mit einem größeren Bestand an Baumhöhlen für ihre Quartiere. Die Wasserfledermaus ist 

dabei weiterhin auf Gewässernähe angewiesen.  

Breitflügelfledermaus, Graues Langohr und Zwergfledermaus sind in Siedlungsbereichen ty-

pische Gebäudefledermäuse, die in strukturreichen Landschaften vorkommen. Die Zwergfle-

dermaus ist dabei sehr anpassungsfähig und derzeit in ganz NRW häufig, während die Breit-

flügelfledermaus als orts- und quartiertreue Art stark gefährdet ist und das vom Aussterben 

bedrohte Graue Langohr in NRW nur sehr selten vorkommt. Als Sommerquartiere und Wo-

chenstuben werden Spaltenverstecke an und in Gebäuden aufgesucht. Das anspruchsvolle 

Graue Langohr siedelt vor allem frei hängend in geräumigen und störungsfreien Dachböden 

mit geeigneten Hangplätzen. 
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 Potenzielle Höhlenbäume sind im Plangebiet und in den unmittelbar angrenzenden Gärten 

nicht vorhanden, auch unterirdische Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse sind nicht vor-

handen. Ältere Bäume im weiteren Umfeld des Plangebietes, die potenziell als Zwischen-

quartier dienen könnten, werden für das Vorhaben nicht entfernt. Betroffenheiten können 

grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

 Gebäude sind im Umfeld des hier betrachteten Geltungsbereichs in großer Zahl vorhanden, 

diese werden jedoch im Rahmen der Planung in keiner Weise beansprucht. Im Plangebiet 

sind keine Gebäude vorhanden. Eine mögliche Betroffenheit scheidet hier ebenfalls aus.  

 Eine weitere Betrachtung der Fledermäuse ist hier nicht erforderlich. 

6.4.2 Brutvögel 

Baumhorste bewohnende Vogelarten 

Habicht, Sperber, Mäusebussard, Baumfalke, Turmfalke, Waldohreule  

Graureiher, Saatkrähe (Koloniebrüter) 

Habicht, Mäusebussard, Sperber, Baumfalke, Turmfalke und Waldohreule bauen bzw. besiedeln 
Horste in alten Bäumen. Diese sind meist in Altholzbeständen von Wäldern oder Feldgehölzen 
innerhalb halboffener Kulturlandschaften zu finden. Bisweilen werden auch alte, strukturreiche 
Grünanlagen oder Gärten genutzt. Zu den Koloniebrütern in hohen Bäumen zählen Graureiher und 
Saatkrähe. 

 Baumhorste, große Nester oder Brutkolonien (Ansammlungen mehrerer Nester) in Bäumen 

wurden im Umfeld nicht vorgefunden. Der Geltungsbereich umfasst keine Gehölze.  

 Eine Betroffenheit von Baumhorste bewohnenden Vogelarten kann hier demnach grund-

sätzlich ausgeschlossen werden.  

Baumhöhlen bewohnende Vogelarten 

Steinkauz, Kleinspecht, Schwarzspecht, Feldsperling, Gartenrotschwanz, Waldkauz 

Kleinspecht, Gartenrotschwanz, Feldsperling und Waldkauz nutzen Baumhöhlen bisweilen auch in 
größeren naturnahen Parkanlagen, Gärten oder Friedhöfen. Der Steinkauz besiedelt insbesondere 
alte Obstbaumbestände und Kopfbäume innerhalb von Grünländereien. Der Schwarzspecht be-
vorzugt ausgedehnte Waldgebiete, kommt aber auch in Feldgehölzen mit hohem Totholzanteil vor. 

 Höhlenbäume wurden im Umfeld nicht vorgefunden. Der Geltungsbereich umfasst keine 

Gehölze. 

 Eine Betroffenheit von Baumhöhlen bewohnenden Vogelarten kann hier damit grundsätz-
lich ausgeschlossen werden. 

Gebüschbrüter und sonstige Gehölzbrüter 

Kuckuck, Nachtigall, Pirol, Turteltaube 

Die Gebüschbrüter Turteltaube und Nachtigall nutzen vor allem strukturreiche (feuchte) Wälder und 
Feldgehölze innerhalb der freien Landschaft. Vorkommen innerhalb von Dörfern und Städten sind 
auch in geeigneten Kleingehölzen für beide genannten Arten eher untypisch. Die Wirtsvögel des 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 25 -Am Büllenhof- der Gemeinde Issum  - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GbR 61

Kuckucks (z. B. Teichrohrsänger, Bachstelze, Neuntöter, Heckenbraunelle und Grasmücken) be-
nötigen u.a. Schilfbestände, Heckenstrukturen und Gebäude zur Anlage ihrer Nester. Als Lebens-
raum bevorzugt der Pirol lichte, feuchte und sonnige Laubwälder, Auwälder und Feuchtwälder in 
Gewässernähe (oft Pappelwälder). Gelegentlich werden auch kleinere Feldgehölze sowie Parkan-
lagen und Gärten mit hohen Baumbeständen besiedelt. 

 Geeignete Habitatstrukturen für die genannten Arten sind innerhalb des Geltungsbereichs 
oder in den angrenzenden intensiv genutzten und gepflegten Gärten nicht vorhanden. Die 
südlich angrenzenden Gehölze bleiben von der Planung unberührt und unterliegen auf 
Grund ihrer Siedlungsnahen Lage bereits heute anthropogenen Störungen.  

 Eine Betroffenheit für Gebüschbrüter kann hier daher grundsätzlich ausgeschlossen wer-
den. 

Bodenbrüter 

Feldlerche, Wachtel, Rebhuhn, Kiebitz 

Die bodenbrütenden Arten Kiebitz, Feldlerche und Rebhuhn besiedeln offene bzw. halboffene Flä-
chen innerhalb der Kulturlandschaft. Die Bandbreite reicht dabei von Brachen und strukturreichen 
Feuchtgrünländern bis hin zu Ackerflächen und kurzrasigen Vegetationsstrukturen. Die Wachtel 
kommt ebenfalls in offenen, gehölzarmen Kulturlandschaften mit ausgedehnten Ackerflächen vor. 
Besiedelt werden Ackerbrachen, Getreidefelder (v. a. Wintergetreide, Luzerne und Klee) und Grün-
länder mit einer hohen Krautschicht, die ausreichend Deckung bieten. Wichtige Habitatbestandteile 
sind Weg- und Ackerraine sowie unbefestigte Wege zur Aufnahme von Insektennahrung und Ma-
gensteinen. 

 

 Die innerhalb des Geltungsbereiches vorhandene Ackerfläche (Maisanbau) stellt aufgrund 
ihrer intensiven anthropogenen Störung kein geeignetes Habitat für die genannten Arten 
zur Verfügung. Da die Störungen auch nach Umsetzung der geplanten Bebauung nicht 
weiter als aktuell in die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen ausstrahlen (Siedlungs-
randgebiet), kann eine Beeinträchtigung umliegender Feldfluren ausgeschlossen werden. 

 Eine Betroffenheit für Bodenbrüter kann hier ebenfalls grundsätzlich ausgeschlossen wer-
den. 

Gewässer und feuchtegeprägte Lebensräume bewohnende Vogelarten 

Eisvogel 

Der Eisvogel besiedelt Fließ- und Stillgewässer mit Abbruchkanten und Steilufern. Dort brütet er 
bevorzugt an vegetationsfreien Steilwänden aus Lehm oder Sand in selbst gegrabenen Brutröhren. 

 Gewässer, Gewässerufer oder Gewässerrandstrukturen sind im Geltungsbereich und auch 
im Umfeld nicht vorhanden. 

 Eine Betroffenheit des Eisvogels kann hier damit grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

Gebäude bewohnende Vogelarten 

Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Schleiereule 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 25 -Am Büllenhof- der Gemeinde Issum  - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GbR 62

Schleiereule, Mehlschwalbe und Rauchschwalbe nutzen Gebäude, in denen sie ihre Nester anle-
gen. Schleiereule und Rauchschwalbe sind an ländliche Gebäude (Viehställe, Dachböden alter 
Höfe etc.) gebunden, die Mehlschwalbe bevorzugt frei stehende, große und mehrstöckige Einzel-
gebäude in Dörfern und Städten. 

 Gebäude mit entsprechender Einflugmöglichkeit/ Nistmöglichkeit sind innerhalb des be-
trachteten Geltungsbereichs nicht vorhanden und werden im Rahmen der Planung auch 
nicht beansprucht. Landwirtschaftliche Betriebe liegen rund 50 m entfernt außerhalb des 
Plangebietes. Es konnten keine Rauchschwalben im Umfeld der Höfe gesichtet werden. 
Potenziell könnte hier auch die Schleiereule vorkommen. Deren Habitate werden jedoch im 
Rahmen der Planung nicht berührt, da die umliegenden Grünlandflächen erhalten bleiben. 
Nester der Mehlschwalbe konnten im nahen Umfeld des Geltungsbereichs an den benach-
barten Wohn- und Hofgebäuden nicht vorgefunden werden. Betroffenheiten von Brutstätten 
sind daher grundsätzlich auszuschließen. 

 Relevante Betroffenheiten können hier grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

6.4.3 Gilden der nicht planungsrelevanten europäische Vogelarten 

Die im Geltungsbereich und dessen Umgebung nachgewiesenen, aus den herangezogenen Quel-

len recherchierten und sonstigen voraussichtlich vorkommenden besonders geschützten, jedoch in 

NRW nicht planungsrelevanten Vogelarten werden nachfolgend, unterteilt in sog. „Gilden“ (ange-

lehnt an FLADE 1994), entsprechend ihrer ökologischen Lebensraumansprüche zusammen-

gefasst aufgelistet. Der Erhaltungszustand der aufgeführten Arten kann mit günstig bewertet wer-

den. Daten aus systematischen Erfassungen von ubiquitär verbreiteten Arten liegen für den be-

trachteten Raum nicht vor. 

Im Folgenden sind nachgewiesene Arten fett gedruckt und sonstige voraussichtlich vorkommende 

Arten in Standardschrift. 

Arten der Binnengewässer 

Blässhuhn, Gebirgsstelze, Graugans, Haubentaucher, Höckerschwan, Kanadagans, Nilgans, Rei-

herente, Stockente, Teichralle 

Gewässer oder essenzielle Landhabitate der oben aufgeführten Artengilde werden im Rahmen der 

hier betrachteten Planung nicht in Anspruch genommen. 

Arten der offenen landwirtschaftlichen Flächen 

Bachstelze, Jagdfasan, Wiesenschafstelze 

Bei der in Anspruch genommenen Fläche handelt es sich um einen Intensivacker von geringer 

Größe, der sich aufgrund der intensiven anthropogenen Störung nicht als Habitat eignet. Die um-

gebenden Extensivgrünländer und weiteren landwirtschaftlichen Flächen bleiben erhalten. Die um-

gebenden innerörtlichen Gartenflächen sind als Habitate der hier aufgeführten Arten nicht geeignet. 

Arten der Wälder und Gehölze (auch Kleingehölze) 

Amsel, Blaumeise, Buchfink, Buntspecht, Dorngrasmücke, Eichelhäher, Fitis, Gartenbaumläu-

fer, Gelbspötter, Gimpel, Goldammer, Grünspecht, Heckenbraunelle, Hohltaube, Kernbeißer, Klap-

pergrasmücke, Kohlmeise, Misteldrossel, Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Rotkehlchen, 
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Schwanzmeise, Singdrossel, Sommergoldhähnchen, Star, Stieglitz, Trauerschnäpper, Wacholder-

drossel, Weidenmeise, Zaunkönig, Zilpzalp 

Die randlich an der südlichen Grenze teils innerhalb, teils außerhalb des Plangebiets stehenden 

beiden alten Eichen bleiben erhalten. 

Für die häufigen und weit verbreiteten gehölzbrütenden Vogelarten kann hier grundsätzlich davon 

ausgegangen werden, dass durch das geplante Vorhaben keine relevante Störung (im Sinne der 

Populationsrelevanz) sowie kein Verlust essenzieller Habitate / Brutstätten erfolgen wird. 

Arten der Siedlungen (insbesondere Gebäude) 

Dohle, Elster, Gartengrasmücke, Girlitz, Grauschnäpper, Grünfink, Hausrotschwanz, Haussper-

ling, Mauersegler, Ringeltaube, Türkentaube 

Gebäude werden durch die Planung nicht in Anspruch genommen, die umgebenden Gartenflächen 

bleiben erhalten. Für die häufigen und weit verbreiteten Vogelarten der Siedlungsflächen kann hier 

grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass durch das geplante Vorhaben keine relevante 

Störung (im Sinne der Populationsrelevanz) sowie kein Verlust essenzieller Habitate / Brutstätten 

erfolgen wird. 

6.5 Prognose artenschutzrechtlicher Tatbestände 

Nach Auswertung der vorhandenen Daten zu den planungsrelevanten Arten weist der Planungs-

raum keine essentiellen faunistischen Funktionen auf. Für (Teil-)Lebensräume planungsrelevanter 

Arten sind die Eingriffsflächen und deren direkte Umgebung (Störungsradius) aufgrund der bereits 

heute vorhandenen anthropogenen Überprägung und Beunruhigung nicht geeignet. 

Für die im Untersuchungsgebiet potenziell vorkommenden, planungsrelevanten Vogelarten können 

relevante bau-, anlage- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden.  

6.6 Fazit 

Anhand vorhandener Datenquellen und einer Ortsbegehung zur Erfassung ggf. vorhandener 

Habitatbäume und zur Beurteilung der Habitateignung wurde für den Bebauungsplan Nr. 25 

der Gemeinde Issum untersucht, ob für planungsrelevante Tier- und Pflanzenarten aufgrund 

der Lage ihrer Fundorte sowie ihrer Lebensansprüche eine Betroffenheit durch die konkrete 

Umsetzung der Planung gegeben ist und ob Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 

BNatSchG erfüllt werden. Dann wäre aus naturschutzfachlicher Sicht eine Ausnahme gemäß 

§ 45 Abs. 7 BNatSchG von den Verboten notwendig. 

Aus der Betrachtung ergibt sich, dass der Planungsraum aufgrund seiner Siedlungsrandlage 

und seinen anthropogen bedingten Störungen keine Habitatstrukturen aufweist, die für die zu-

vor genannten planungsrelevanten Tierarten einen geeigneten Lebensraum darstellen kön-

nen. 

Eine weitergehende artenschutzrechtliche Betrachtung der Stufe II ist daher nicht notwendig. 

Eine Prüfung der Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG kann entfal-

len. 
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Protokoll der artenschutzrechtlichen Prüfung des Kreises Kleve, Untere Naturschutzbehörde 
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